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Kreis Viersen 
 

695/2021 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 13.12.2021 
Aktenzeichen 03240995831/sv  

gegen 
 

Herrn 
Marvin Hally 

Bruch 8 
41334 Nettetal 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger offen und kann dort vom Emp-
fänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 13.12.2021 
 
Im Auftrag 
 
Sievers 
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696/2021 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der 
 
 
 

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr vom 08.09.2021 
Aktenzeichen 03240993324/le  

gegen 
 

Frau 
Karolina Ewa Rumian 

Kehrstraße 5 
41334 Nettetal 

 
 
 
öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person postalisch nicht zu erreichen ist. 
 
Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Krei-
ses Viersen. 
 
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt für Ordnung und Straßenverkehr, Rat-
hausmarkt 3, 41747 Viersen, Zimmer 0120 A für den Empfänger offen und kann dort vom 
Empfänger eingesehen werden. 
 
Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung im Amtsblatt als zugestellt und wird 
rechtskräftig und vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung Ein-
spruch eingelegt wird. 
 
Viersen, 16.12.2021 
 
Im Auftrag 
 
Lentz 
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697/2021 Öffentliche Zustellung einer Verfügung über die Aberkennung einer pol-

nischen Fahrerlaubnis 

 
Gegen Michal Krasowski, letzte bekannte Anschrift: Maasstraat 1a, 5991 BG Baarlo, jetziger Auf-
enthaltsort unbekannt, ist am 27.10.2021 ein  

Bescheid des Landrats des Kreises Viersen,  
Amt für Ordnung und Straßenverkehr,  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen,  
Aktenzeichen: 32/5 – 36 42/GO,  

ergangen. 
 
Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung 
wird das vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfolgen, da der derzeitige Aufenthaltsort des 
Empfängers / der Empfängerin nicht festgestellt werden kann. 
 
Das Dokument kann montags bis freitags nach vorheriger Terminabsprache eingesehen und in 
Empfang genommen werden auf meiner Dienststelle in 

41747 Viersen 
Rathausmarkt 3 
Amt für Ordnung und Straßenverkehr  
Abteilung Führerscheine / Fahrschulen 
Zimmer 0131. 

 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
zwei Wochen vergangen sind. 
 
Viersen, 15.12.2021 
 
Kreis Viersen 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. Ruminski 
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Burggemeinde Brüggen 
 

698/2021 71. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 
Genehmigung und Rechtswirksamkeit der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes der Burggemeinde 
Brüggen wie folgt genehmigt: 
 
„Genehmigung gemäß § 6 BauGB 
 
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Burggemeinde Brüggen am 
15.12.2020 beschlossene 71. Änderung des Flächennutzungsplanes. 
 
Düsseldorf, den 04.11.2021 
Bezirksregierung Düsseldorf 
Az.: 35.02.01.01-24Brü-071-1884 
 
Im Auftrag 
gez. Roman André“ 
 
Das von der 71. Änderung des Flächennutzungsplanes betroffene Gebiet liegt im Eckbereich Am Brach-
ter Sportplatz / Boerholzer Straße im Ortsteil Bracht. Der räumliche Geltungsbereich ist in dem nach-
stehend abgedruckten Kartenausschnitt durch Umrandung kenntlich gemacht. 
 
Die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit der dazugehörigen Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung beim Sachgebiet 2.2 Planung / Bauen / Technik der Burggemeinde Brüggen, 
Rathaus Brüggen, Zimmer 305/306 (Eingang C), Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Die Unterlagen stehen auch auf der Webseite der 
Burggemeinde Brüggen zur Verfügung. Sie können unter dem Pfad www.brueggen.de >> Familie & 
Leben >> Stadtentwicklung >> Rechtswirksamer Flächennutzungsplan (Link: https://www.brueg-
gen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtswirksamer-flaechennutzungsplan) eingesehen und her-
untergeladen werden. Außerdem werden die Unterlagen über das zentrale Internetportal des Landes 
zugänglich gemacht (Link: https://www.bauleitplanung.nrw.de). Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. 
 
Sollten Kontaktverbote oder Kontaktbeschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie (Corona-Pan-
demie) gelten, ist der öffentliche Zugang zum Rathaus gegebenenfalls eingeschränkt. Die Einsicht für 
jedermann kann dann zu den vorgenannten Öffnungszeiten nur nach vorheriger Terminvereinbarung 
unter Einhaltung der jeweils geltenden Kontaktbeschränkungsauflagen erfolgen. Eine Terminvereinba-
rung ist telefonisch (02163/5701-162, -204 sowie -151) oder per Mail (planungsamt@brueggen.de) 
möglich. 
 
Gemäß § 6 Abs. 5 Satz 2 BauGB wird die 71. Änderung des Flächennutzungsplanes mit dieser Bekannt-
machung rechtswirksam. 
 

https://www.brueggen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtswirksamer-flaechennutzungsplan
https://www.brueggen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtswirksamer-flaechennutzungsplan
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Hinweise: 

1. Nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Burg-

gemeinde Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
2. Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen, wenn 

die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädi-
gungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Burggemeinde Brüggen bean-
tragt.  

 
 Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Absatz 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
3. Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-

schriften der Gemeindeordnung NRW gegen die Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Flächennutzungsplanänderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor-

den, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Burggemeinde Brüggen vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Die von der Bezirksregierung Düsseldorf am 04.11.2021 erteilte Genehmigung der 71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes, Ort und Zeit, in der die Änderungsplanung zur Einsichtnahme bereitgehalten 
wird, sowie die aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung erforderlichen Hinweise 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 12 der 
Hauptsatzung der Burggemeinde Brüggen vom 01.11.2020. 
 
Brüggen, den 13.12.2021 
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gez. 
 
Frank Gellen 
 
 
 
Übersichtskarte 
 

 
  

© Land NRW (2021) 

Burggemeinde Brüggen 
Ortsteil Bracht 
 
71. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 
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699/2021 Bebauungsplan Bra/34 „Feuerwache Bracht“ 

 
Bekanntmachung der Burggemeinde Brüggen 
 
 
Bra/34 „Feuerwache Bracht 
Satzungsbeschluss und Inkrafttreten 
 
Der Rat der Burggemeinde Brüggen hat den Bebauungsplan Bra/34 „Feuerwache Bracht am 23.09.2021 
gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NRW 
als Satzung beschlossen. Das von der Beschlussfassung betroffene Gebiet ist in dem nachstehend ab-
gedruckten Kartenausschnitt durch Umrandung kenntlich gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Bra/34 „Feuerwache Bracht“ wird mit der dazugehörigen Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung beim Sachgebiet 2.2 Planung / Bauen / Technik der Burggemeinde 
Brüggen, Rathaus Brüggen, Zimmer 305/306 (Eingang C), Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, während 
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Die Unterlagen stehen auch auf der Web-
seite der Burggemeinde Brüggen zur Verfügung. Sie können unter dem Pfad www.brueggen.de >> 
Familie & Leben >> Stadtentwicklung >> Rechtskräftige Bebauungspläne (Link: https://www.brueg-
gen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtskraeftige-bebauungsplaene) eingesehen und herun-
tergeladen werden. Außerdem werden die Unterlagen über das zentrale Internetportal des Landes 
zugänglich gemacht (Link: https://www.bauleitplanung.nrw.de). Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. 
 
Sollten Kontaktverbote oder Kontaktbeschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie (Corona-
Pandemie) gelten, ist der öffentliche Zugang zum Rathaus gegebenenfalls eingeschränkt. Die Einsicht 
für jedermann kann dann zu den vorgenannten Öffnungszeiten nur nach vorheriger Terminvereinba-
rung unter Einhaltung der jeweils geltenden Kontaktbeschränkungsauflagen erfolgen. Eine Termin-
vereinbarung ist telefonisch (02163/5701-162, -204 sowie -151) oder per Mail (planungsamt@brueg-
gen.de) möglich. 
 
Der Bebauungsplan Bra/34 „Feuerwache Bracht“ tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den 
Kreis Viersen in Kraft. 
 
 
Hinweise: 
 
1. Nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Burg-

gemeinde Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 Brüggen, unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

https://www.brueggen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtskraeftige-bebauungsplaene
https://www.brueggen.de/familie-leben/stadtentwicklung/rechtskraeftige-bebauungsplaene
https://www.bauleitplanung.nrw.de/
mailto:planungsamt@brueggen.de
mailto:planungsamt@brueggen.de
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2. Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen, wenn 

die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der Entschädi-
gungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Burggemeinde Brüggen bean-
tragt.  

 
 Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Absatz 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
3. Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-

schriften der Gemeindeordnung NRW gegen den Bebauungsplan nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Burggemeinde Brüggen vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Bra/34 „Feuerwache Bracht“ als Satzung vom 23.09.2021, Ort und 
Zeit, in der der Bebauungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Erklärung zur Einsicht-
nahme bereitgehalten werden und die aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung 
NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Brüggen, den 13.12.2021 
 
 
gez. 
 
Frank Gellen 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 14 

Übersichtskarte 
 

 
  

Burggemeinde Brüggen 
Ortsteil Bracht 
 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Bra/34 „Feuerwache Bracht“ 

© Land NRW (2021) 
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700/2021 Bebauungsplan Brü/15D „Gewerbegebiet Weihersfeld“ 

 
Bekanntmachung der Burggemeinde Brüggen 
 
Bebauungsplanes Brü/15D „Gewerbegebiet Weihersfeld“ - Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der Rat der Burggemeinde Brüggen in seiner Sitzung 
am 23.09.2021 folgenden Beschluss gefasst:  
„Für das in der vorliegenden Übersichtskarte durch Umrandung kenntlich gemachte Gebiet wird ge-
mäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes Brü/15D „Gewerbegebiet Weihersfeld“ 
beschlossen. Gegenstand des Bebauungsplanes ist die Festsetzung eines Gewerbegebietes.  
 
In den Bebauungsplan sollen insbesondere Regelungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen 
aufgenommen werden. Es ist Ziel der Burggemeinde Brüggen, die Einzelhandelsentwicklung entspre-
chend dem „Kommunalen Einzelhandelskonzept“ auf die dort ausgewiesenen zentralen Versorgungs-
bereiche zu konzentrieren. Die gewerblichen Bauflächen sollen darüber hinaus vorrangig für produ-
zierendes und verarbeitendes Gewerbe bereitgehalten werden. Zur Beschränkung der Wohnnutzun-
gen sollen Vorgaben zur ausnahmsweisen Zulässigkeit von Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter getroffen werden.“. 
 
Das von der Beschlussfassung betroffene Gebiet ist in dem nachstehend abgedruckten Kartenaus-
schnitt durch Umrandung kenntlich gemacht. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Rates der Burggemeinde Brüggen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Brü/15D 
„Gewerbegebiet Weihersfeld“ vom 23.09.2021 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Die öffentli-
che Bekanntmachung erfolgt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 12 der Hauptsatzung der 
Burggemeinde Brüggen. 
 
 
Brüggen, den 26.11.2021 
 
gez. 
 
Frank Gellen 
Bürgermeister 
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© Land NRW (2021) 

Burggemeinde Brüggen 
Ortsteil Brüggen 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Brü/15 D „Gewerbegebiet Weihersfeld“ 
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701/2021 Bekanntmachung der Gemeinde Brüggen über die Satzung über die Er-

hebung von Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr, 

sowie den Ersatz von Verdienstausfall für beruflich selbstständige Angehörige der 

Freiwilligen Feuerwehr der Burggemeinde Brüggen 

 
Der Rat der Burggemeinde Brüggen hat am 16.12.2021 aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung und des §§ 21, 
52 Absatz 1, 2, 3, 4 und 5 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz (BHKG) in der zurzeit geltenden Fassung folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Grundsatz 

Die Burggemeinde Brüggen unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine Freiwillige Feu-
erwehr nach Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz (BHKG). Einsätze in diesem Rahmen sind unentgeltlich, soweit diese Satzung nichts anderes 
bestimmt. 
 

§ 2 
Kostenersatz 

(1) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr Brüggen und hilfeleisten-
den Feuerwehren im Sinne von § 39 BHKG wird der Ersatz von Kosten verlangt, soweit diese an-
gemessen entstanden sind; 
1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder den Schaden 

vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 
2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebes für die 

bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel, 
3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Absatz 

1, 30 Absatz 1 Satz 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach sonstigen Vor-
schriften, 

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden bei 
dem Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhängers, der 
dazu bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden ist, sowie von 
dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaftung, 

5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, 
wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahrstoffen oder anderen Stof-
fen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zu-
standes im Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Ge-
sundheit von Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen können oder Wasser gefähr-
denden Stoffen entstanden ist, 

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit Ge-
fahrstoffen oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 entstanden ist, soweit es 
sich nicht um Brände handelt, 



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 18 

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen nach Nummer 8, wenn der Ein-
satz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen Auslösung der Brandmel-
deanlage ist, 

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung 
ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet hat, 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tat-
sachen die Feuerwehr alarmiert hat. 

(2) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuzie-
hung Dritter. 

(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behörde oder 
Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der Gemeinde die Kosten 
für den Einsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein 
Kostenersatz nach Satz 1 nicht möglich ist. 

 
§ 3 

Entgelte für freiwillige Leistungen 
(1) Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und für die Leistungen der Freiwilligen Feuer-

wehr Brüggen, die über den im BHKG genannten Aufgabenbereich hinausgehen, können Entgelte 

erhoben werden. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 können von der Zahlung eines angemessenen Vorschusses oder 

von der Bereitstellung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden. 

(3) Auf freiwillige Leistungen der Feuerwehr besteht kein Rechtsanspruch. Ob sie gewährt werden 

sollen, entscheidet der Leiter der Freiwilligen Feuerwehr nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(4) Für Gegenstände der Feuerwehr, die bei freiwilligen Leistungen der Feuerwehr ohne Verschulden 

der Feuerwehr beschädigt oder vernichtet werden, hat der Entgeltpflichtige Schadenersatz zu 

leisten. 

 
§ 4 

Berechnungsgrundlage 
Der Kostenersatz nach § 2 bzw. die Entgelte nach § 3 setzen sich aus den Personalkosten, den Fahr-
zeug- und Gerätekosten sowie den Sachkosten zusammen, die bei der Hilfestellung entstanden sind. 
Diese werden nach den in den §§ 5 bis 7 aufgestellten Grundsätzen berechnet. 
 

§ 5 
Personalkosten 

(1) Die Personalkosten werden aufgrund der Einsatzzeiten berechnet, die bei der Hilfestellung ent-

standen sind. 

(2) Die Einsatzzeiten beginnen jeweils mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und enden mit der Rück-

kehr zum Feuerwehrgerätehaus. Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und 

Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. Die 

Einsatzzeit bei Brandsicherheitswachen und freiwilligen Hilfeleistungen richtet sich nach dem 

Einsatzbericht.  

(3) Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. Als Mindestkosten gilt der Satz für eine 

Viertelstunde. Darüber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle Viertelstunde abge-

rechnet.  
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(4) Für alle Einsätze nach § 2 dieser Satzung in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr und an Sonn- 

und Feiertagen wird auf die Personalkosten ein Zuschlag von 50 v.H. erhoben. 

(5) Die Höhe der Stundensätze des eingesetzten Personals bemisst sich nach dem als Anlage beige-

fügten Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist.  

 
§ 6 

Fahrzeug- und Gerätekosten 
(1) Die Fahrzeug- und Gerätekosten werden aufgrund der Einsatzzeit berechnet, in der Fahrzeuge 

und Geräte vom Feuerwehrgerätehaus abwesend sind. Die Einsatzzeit beginnt jeweils mit dem 

Ausrücken und endet mit der Rückkehr zum Feuerwehrgerätehaus.  

(2) Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzstunden. Als Mindestbetrag gilt der Satz für eine 

Viertelstunde. Darüber hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle Viertelstunde abge-

rechnet.  

(3) Bei Fahrzeugen sind im Kostenersatz die Nebenkosten und die Aufwendungen für die Inanspruch-

nahme der in den Fahrzeugen befindlichen Geräte, außer bei Ölsperren, enthalten. 

(4) Die Höhe der Stundensätze der eingesetzten Fahrzeuge bemisst sich nach dem als Anlage beige-

fügten Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
§ 7 

Sachkosten 
(1) Die Sachkosten wie Schaummittel, Ölbindemittel, Einwegölsperren und dergleichen zum einma-

ligen Gebrauch bestimmte Materialien werden in voller Höhe zum jeweiligen Tagespreis berech-

net. 

(2) Zu den Sachkosten gehört auch die Neubeschaffung, die Reparatur sowie die Reinigung der bei 

einem Einsatz unbrauchbar gewordenen, beschädigten oder verschmutzten Schutz- und Einsatz-

kleidung. Die Sachkosten werden aufgrund der jeweiligen Tagespreise für die Reparatur, Ersatz-

beschaffung oder Reinigung berechnet. 

 
§ 8 

Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsorganisationen 
(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen im Sinne des § 1 dieser Satzung private 

Unternehmen und / oder Hilfsorganisationen beauftragen. Über die Beauftragung entscheidet 

der Leiter der Feuerwehr. Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht nicht. 

(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / oder Hilfsorganisationen werden die tatsäch-

lich angefallenen Kosten erhoben. 

 
§ 9 

Kosten- und Entgeltschuldner 
(1) Die Bestimmung des Ersatzpflichtigen richtet sich nach § 2 Nummer 1 bis 9 dieser  

Satzung. Wird der Einsatz von mehreren Personen verursacht, so ist jeder zahlungspflichtig. Meh-

rere Zahlungspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(2) Bei freiwilligen Leistungen nach § 3 dieser Satzung ist zur Zahlung verpflichtet, wer die Leistung 

selbst oder durch Dritte, deren Handhabung ihm hinzuzurechnen ist, veranlasst hat. Absatz 1 

Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.  
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§ 10 
Entstehen und Fälligkeit des Kostenersatzes bzw. Entgeltes 

(1) Der Anspruch auf Kostenersatz nach § 2 sowie auf Entgelte nach § 3 dieser Satzung entsteht 

jeweils mit Beendigung der Leistung der Feuerwehr. Er wird mit der Bekanntgabe des Kostener-

satz- bzw. Entgeltbescheides fällig, wenn in dem Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt 

ist. 

(2) Von dem Ersatz der Kosten und der Erhebung der Entgelte kann abgesehen werden, soweit dies 

nach Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses ge-

rechtfertigt ist.  

 
§ 11 

Ersatz von Verdienstausfall für beruflich selbständige Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
Brüggen 

(1) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr haben auf Antrag 

gegenüber der Burggemeinde Brüggen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen 

durch die Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an 

sonstigen Veranstaltungen auf Anforderung der Burggemeinde Brüggen entsteht. Die regelmä-

ßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln. Verdienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeits-

zeit hätte erzielt werden können, bleibt außer Betracht. 

(2) Die Höhe des Regelstundensatzes bemisst sich nach dem als Anlage beigefügten Kostentarif, der 

Bestandteil dieser Satzung ist. Als Ersatz des Verdienstausfalls wird der Regelstundensatz gezahlt, 

es sei denn, dass ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind.  

(3) Auf Antrag ist anstelle des Regelstundensatzes eine Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zah-

len, die im Einzelfall auf Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem Ermes-

sen festgesetzt wird. Die Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die 

Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird. 

(4) In keinem Fall darf der Ersatz des Verdienstausfalls den Betrag von 40,00 € je Stunde überschrei-

ten. 

(5) Die Entschädigung wird höchstens für 10 Stunden je Tag gewährt. 

 
 
 

§ 12 
Haftung für Schäden 

(1) Die Haftung für Schäden im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Leistungen nach die-

ser Satzung wird auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 

(2) Bei Schäden Dritter hat der Kostenersatzpflichtige oder der Entgeltpflichtige die Gemeinde von 

Ersatzansprüchen freizustellen, es sei denn, dass der Feuerwehr Vorsatz oder grobe Fahrlässig-

keit zur Last fällt. 

 
§ 13 

Inkrafttreten 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
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(2) Gleichzeitig treten die Satzung über die Erhebung von Kosten und Gebühren in der Gemeinde 
Brüggen bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr vom 04.05.2010, zuletzt geändert am 
18.12.2014, sowie die Satzung der Burggemeinde Brüggen über den Ersatz des Verdienstausfalls 
für die ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr, die als Selbstständige beruflich 
tätig sind vom 22.04.2004 außer Kraft. 

 
 
Anlage 
Zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feu-
erwehr der Burggemeinde Brüggen vom 16.12.2021 
 

Kostentarif Personalkosten § 5 
Einsatzart          Kosten je Viertelstunde 

Einsätze nach § 2 der Satzung 5,75 € je Feuerwehrmitglied 

Freiwillige Hilfsleistungen 5,75 € je Feuerwehrmitglied 

Brandsicherheitswachen 3,00 € je Feuerwehrmitglied 

 
 

Kostentarif Fahrzeugkosten § 6 
Fahrzeugart:        Kosten je Viertelstunde: 

BRG KDOW 1 
VIE-FB 115 

17,00 € 

BRG 2 ELW 1-1 
VIE-2107 

16,45 € 

BRG 2 LF 20-1 
VIE-2124 

12,75 € 

BRG 2 HLF 20-1 
VIE-FB 48 

4,77 € 

BRG 2 TLF 4000-1 
VIE-2121 

5,98 € 

BRG 2 KEF 1 
VIE-FB 116 

2,07 € 

BRG 2 Quad -1 
VIE-FB 210 

5,02 € 

BRG 11 TSF-W 01 
VIE-2116 

12,91 € 

BRG 1 TLF 4000-1 
VIE-FB 117 

10,57 € 

BRG 1 DLK 18-1 
VIE-2100 

6,14 € 

BRG 1 MTF-1 
VIE FB-112 

18,41 € 

BRG 1 MZF-1 
VIE-2123 

3,47 € 

BRG 12 TLF 4000-1 
VIE-FB 234 

10,53 € 
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BRG 1 KRAD-1 
VIE-FB 35 

35,17 € 

BRG 1 Quad 1 
VIE-FB 211 

5,07 € 

BRG 1 HLF 20-1 
VIE-FB 125 

1,01 € 

LiMa 
VIE-FB 114 

0,30 € 

Schaum-Wasser-Werfer 0,28 € 

Anhänger 
VIE-FB 160           

0,28 € 

 
Ersatz von Verdienstausfall § 11 

 

Regelstundensatz 
 

15,00 € 
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702/2021 Satzung der Burggemeinde Brüggen über die Erhebung von Abwasser-

beseitigungsgebühren, der Kleineinleiterabgabe sowie über die Entsorgung von 

Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben vom 16. Dezember 2021 

 
Aufgrund 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), 
- der §§ 1, 2, 4, 6, 7 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 1029), 
- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. 
NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Mai 2021 (GV. NRW. S. 
560, ber. S 718), 
- des § 9 des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgaben-
gesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. August 2018 (BGBl. I S. 1327), sowie 
- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08. Juli 2016 
(AbwAG NRW, GV. NRW. S. 559) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 04. Mai 2021 (GV. 
NRW. S. 560), 
hat der Rat der Burggemeinde Brüggen in seiner Sitzung am 16. Dezember 2021 die folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Abwassergebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Burggemeinde nach §§ 4 
Absatz 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der 
Kosten i. S. d. § 6 Absatz 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 
 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Absatz 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Burggemeinde (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG 
NRW) 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 1 
Absatz 1 Satz 2 AbwAG NRW), 
- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Burggemeinde umgelegt wird (§ 2 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 
 
(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (vgl. § 5 Absatz 1) wird im Rahmen der Gebührenerhebung 
nach § 5 dieser Satzung von demjenigen erhoben, der eine Kleinkläranlage betreibt, die nicht den 
Anforderungen des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht. 
 
(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswassergebühr sowie die Gebühren nach den §§ 5 
und 6 dieser Satzung sind grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last 
auf dem Grundstück (§ 6 Absatz 5 KAG NRW). 
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(5) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster 
und im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet. 
 
 

§ 2 
Gebührenmaßstäbe 

(1) Die Burggemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und 
Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrie-
seln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 
 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 3). 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen 
Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 4). 
 
(4) Die Kleineinleitergebühr bemisst sich nach der Anzahl der auf dem Grundstück gemeldeten und 
tatsächlich wohnhaften Personen (§ 5). 
 
(5) Die Gebühr für die Abfuhr des Inhalts aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben bemisst sich 
auf der Grundlage der abgefahrenen Menge (§ 6). 
 
 

§ 3 
Schmutzwassergebühren 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutz-
wassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. 
Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 
 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frisch-
wassermenge und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge, abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar ver-
brauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage ein-
geleitet werden. 
 
(3) Soweit die Gebührenpflichtigen unmittelbar von einem Wasserverband zu Verbandslasten oder 
Abgaben herangezogen werden, gilt ein gesonderter Gebührensatz. 
 
(4) Für die Berechnung der Schmutzwassergebühr werden die einem angeschlossenen Grundstück im 
Erhebungszeitraum tatsächlich zugeführten Wassermengen zugrunde gelegt. Erhebungszeitraum ist 
das Kalenderjahr. Die tatsächlich zugeführten Wassermengen werden jährlich einmal ermittelt. 
Stimmt der Ermittlungszeitraum nicht mit dem Kalenderjahr überein, werden die tatsächlich zuge-
führten Wassermengen unter Berücksichtigung des Vorjahresverbrauchs hochgerechnet. 
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(5) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler des örtlichen 
Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Was-
ser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasser-
zähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der Burggemeinde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Wasser-
versorger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des Wasserversor-
gers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu erspa-
ren. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Burggemeinde 
(§ 46 Absatz 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Be-
nutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und 
zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstück-
seigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz) zu dulden. 
 
(6) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten 
eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 3 Absatz 7 Nr. 2 dieser Satzung 
zu führen. Der Nachweis über den messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebüh-
renpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, 
so ist die Burggemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen 
(z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder 
auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berück-
sichtigung der statistischen Verbräuche im Burggemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn 
der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. 
 
(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-
brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die 
nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmen-
gen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nach-
weis durch eine auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete Messein-
richtung in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu führen: 
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen Abständen ka-
libriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der 
Burggemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu 
dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen 
nicht statt. 
 
Nr. 2: Wasserzähler 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich oder dem 
Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten eingebau-
ten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss in 
Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht wer-
den oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt 
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werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funk-
tioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-
mengen nicht statt. 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwundmengen tech-
nisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbeson-
dere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwas-
sereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren 
Unterlagen müssen geeignet sein, der Burggemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grund-
stück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasserschwundmengen 
nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine 
Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom 
Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Burggemeinde abzustim-
men. Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige. 
 

§ 4 
Niederschlagswassergebühr 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswas-
ser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseran-
lage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebau-
ten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die ge-
meindliche Abwasseranlage gelangen kann. 
 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden aufgrund der Angaben der 
Grundstückseigentümer ermittelt. Soweit eine Befragung der Eigentümer der angeschlossenen 
Grundstücke erfolgt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, der Burggemeinde auf Anforderung 
die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche 
Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). 
Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Burggemeinde vorgelegten Lageplan über die be-
bauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grund-
stück Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Burggemeinde zutreffend er-
mittelt wurden. Auf Anforderung der Burggemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan 
oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Burgge-
meinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwir-
kungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des 
Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abfluss-
wirksame Fläche von der Burggemeinde geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Da-
tennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Burgge-
meinde (z. B. Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursacher-
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gerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhe-
bung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuld-
ner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden. 
 
Die bebauten und/oder befestigten Grundstücksflächen werden nach ihrem Abflussverhalten wie 
folgt berücksichtigt: 
 
a) bebaute Flächen (Dachflächen einschließlich Dachüberstände): 
Abflussbeiwert: 0,9 
 
b) befestigte Flächen: 
aa) sehr stark befestigte Flächen (z. B. Betonflächen, Asphaltflächen): 
Abflussbeiwert: 0,9 
 
bb) stark befestigte Flächen (z. B. Pflasterflächen, 
Verbundsteinpflaster, Verbundsteinflächen): 
Abflussbeiwert: 0,6 
 
cc) gering befestigte Flächen (z. B. Rasengittersteinflächen, 
Schotterdeckschichtflächen, Ökoverbundsteinpflasterflächen): 
Abflussbeiwert: 0,2 
 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der Grundstücksei-
gentümer dies der Burggemeinde innerhalb eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzei-
gen. Für die Änderungsanzeige gilt § 4 Absatz 2 entsprechend. 
 
(4) Soweit die Gebührenpflichtigen unmittelbar von einem Verband zu Verbandslasten oder Abgaben 
herangezogen werden, gilt ein gesonderter Gebührensatz. 
 
 

§ 5 
Gebühren für Kleineinleiter 

(1) Nach § 1 Absatz 1 Satz 1 AbwAG NRW ist die Burggemeinde anstelle der Abwassereinleiter, die im 
Jahresdurchschnitt weniger als 8 m³ je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnliches 
Schmutzwasser in ein Gewässer einleiten (Kleineinleiter), abgabepflichtig. 
 
(2) Die Burggemeinde erhebt für die gemäß Absatz 1 von ihr zu entrichtende Kleineinleiterabgabe 
Gebühren nach den § 6 KAG NRW. 
 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben der Burggemeinde rechtzeitig alle nach dieser Satzung erforderli-
chen Angaben, insbesondere zur Bemessung der Gebühr, zu machen, sowie jede Veränderung dieser 
Angaben unverzüglich anzuzeigen. 
 
(4) Veranlagungszeitraum für die Kleineinleiterabgabe ist das Kalenderjahr. Maßstab für die Abgabe 
ist die Anzahl der auf dem Grundstück gemeldeten und tatsächlich wohnhaften Personen. Stichtag ist 
der 31. Dezember des Jahres. 
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§ 6 
Gebühren für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm und für das Auspumpen und 

Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen in die zentrale Kläran-
lage und für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und deren Be-
seitigung wird die Gebühr nach der auf dem Lieferschein des mit der Abfuhr beauftragten Unterneh-
mens dokumentierten Menge pro m³ erhoben. 
 
 

§ 7 
Gebührenhöhe 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser (§ 3) beträgt je m³ jährlich 2,72 €. 
Sie beträgt für Grundstücke, die vom Niersverband veranlagt werden, 0,86 €/m³. 
 
(2) Die Gebühr für Niederschlagswasser (§ 4) beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder be-
festigter Fläche i. S. d. § 4 Absatz 1 dieser Satzung jährlich 0,65 €. 
Sie beträgt für Grundstücke, die vom Niersverband veranlagt werden, 0,36 €/m². 
 
(3) Die Gebühr für die Kleineinleiterabgabe (§ 5) beträgt 17,90 €/Person jährlich. 
 
(4) Die Gebühr für Kleinkläranlagen (§ 6) beträgt 17,01 €/m³ abgefahrenen Klärschlamm. 
 
(5) Die Gebühr für abflusslose Gruben (§ 6) beträgt 16,82 €/m³ ausgepumpte/abgefahrene Menge. 
 
 

§ 8 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt grundsätzlich mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der be-
triebsfertigen Herstellung des Anschlusses bzw. der Aufnahme der Einleitung folgt. 
 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebühren-
pflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage bzw. der Ein-
leitung. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr grundsätz-
lich bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Mitteilung über die Veränderung erfolgt. 
 
(4) Die Gebührenpflicht gemäß § 6 entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr bzw. des Abfahrens. 
 
 

§ 9 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtige sind 
 
a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbauberechtigte, 
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b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt 
ist. 
c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 
 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
Die Burggemeinde kann von jedem Gebührenpflichtigen den Teil der Gebühr erheben, 
der seinem Miteigentumsanteil/Nutzungsanteil entspricht. Die Haftung als Gesamtschuldner bleibt 
hiervon unberührt. 
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des Monats 
an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für sonstige Gebüh-
renpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige Gebühren-
pflichtige der Burggemeinde innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 10 
Erhebung und Fälligkeit der Gebühr 

(1) Die Gebühren für Niederschlagswasserbeseitigung und Kleineinleiterabgabe entstehen am 01.01. 
des jeweiligen Kalenderjahres. 
Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung entsteht am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. 
Die Gebühren für die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben entstehen mit dem 
Zeitpunkt der Abfuhr. 
 
(2) Veranlagungszeitraum für die Gebühren nach Absatz 1 ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Die Gebühren für die Niederschlagswasserbeseitigung und die Kleineinleiterabgabe werden zu 
Beginn eines jeden Kalenderjahres mit den sonstigen Grundbesitzabgaben (Grundsteuer; Abfall-, 
Straßenreinigungs-, Gewässerunterhaltungsgebühren) festgesetzt. Die Niederschlagswassergebühr 
und die Kleineinleiterabgabe sind je zu ¼ des Jahresbetrages zum 15.2., 15.05., 15.08. und 15.11. 
jedes Kalenderjahres fällig. 
 
(4) Für die Schmutzwassergebühren erhebt die Burggemeinde zusammen mit den sonstigen Grund-
besitzabgaben am 15.2., 15.05., 15.08. und 15.11. jedes Kalenderjahres Vorausleistungen auf die Jah-
res-Schmutzwassergebühr in Höhe von ¼ der Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des 
Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, berechnen sich die Vorausleistungen nach 
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Haushaltungen oder Betriebe. Nach Ablauf des Ka-
lenderjahres werden die Schmutzwassergebühren endgültig festgesetzt. 
 
(5) Für die Gebühren für die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben erhebt die 
Burggemeinde zusammen mit den sonstigen Grundbesitzabgaben am 15.2., 15.05., 15.08. und 15.11. 
jedes Kalenderjahres Vorausleistungen auf die Jahres-Schmutzwassergebühr in Höhe von ¼ der Ab-
fuhrmenge, die sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht mög-
lich, berechnen sich die Vorausleistungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer 
Haushaltungen oder Betriebe. Nach Ablauf des Kalenderjahres werden die Gebühren für die Entsor-
gung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben Schmutzwassergebühr endgültig festgesetzt. 
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(6) Soweit Jahresgebührenabrechnungen erfolgen, sind Nachzahlungsbeträge einen Monat nach Be-
kanntgabe der Bescheide fällig. Erstattungsbeträge werden mit der laufenden Gebührenschuld ver-
rechnet bzw. auf Anfrage erstattet. Endet die Gebührenpflicht, werden Erstattungsbeträge ausge-
zahlt. 
 
 

§ 11 
Verwaltungshelfer 

Die Burggemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszahlungen der 
Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedie-
nen. 
 
 

§ 12 
Auskunftspflichten 

(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauf-
tragte der Burggemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder 
zu überprüfen. 
 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann 
die Burggemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung aller sach-
lichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Gebüh-
renpflichtigen schätzen lassen. 
 
 

§ 13 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beab-
sichtigte Härten, so können die Gebühren gestundet, ermäßigt oder erlassen werden. 
 
 

§ 14 
Zwangsmittel 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung rich-
tet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 
 
 

§ 15 
Rechtsmittel 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der Verwaltungsge-
richtsordnung. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 15.12.2020 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Burggemeinde Brüggen über die Erhebung von Abwasserbeseitigungs-
gebühren, der Kleineinleiterabgabe sowie über die Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben vom 16. Dezember 2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn: 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Brüggen, den 16. Dezember 2021 
 
gez. 
Gellen 
Bürgermeister 
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Gemeinde Grefrath 
 

703/2021 15. Änderungssatzung vom 07.12.2021 

zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Ge-

bühren für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen und 

der Kleineinleiterabgabe vom 18.06.2007 

 
Aufgrund  

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV. NRW.S. 666 / SGV. NRW. 2023) in der zurzeit gültigen Fassung;  

- der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (SV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. S. 610) in der zurzeit gültigen Fas-
sung;  

- der §§ 9 ff. des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwAG), in 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 03.11.1994 (BGBl.I S. 3370 ff.) in der zurzeit 
gültigen Fassung;  

- der §§ 43 ff, 46 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW.) in der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 16.07.2016 (GV. NRW. S. 559) in der zurzeit gültigen 
Fassung; und  

- der Satzung über die Beseitigung von Abwasser –Abwasserbeseitigungssatzung– in der Ge-
meinde Grefrath vom 06.02.1997 in der zurzeit gültigen Fassung,  

hat der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath in seiner Sitzung am 07.12.2021 folgende Sat-
zung beschlossen:  
 

§ 1 
Höhe der Benutzungsgebühren 

  
Der § 5 der Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Gebühren für 
die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen und der Kleineinleiter-abgabe vom 
18.06.2007 in der zurzeit gültigen Fassung wird wie folgt geändert:  
 
 

1. Die Gebühr für die Entsorgung des Abwassers  
          aus abflusslosen Sammelgruben beträgt      12,63 €/t  
 

2. Die Gebühr für die Entsorgung des Klärschlamms aus 
 - mechanischen Kleinkläranlagen beträgt      47,16 €/t  
 - vollbiologischen Kleinkläranlagen beträgt      22,25 €/t  
 

3. Sofern die Sport- und Freizeitgemeinde gemäß § 49 (5) LWG vom Amt für Technischen Umwelt-
schutz und Kreisstraßen ganz von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung für Grundstücke außer-
halb im Zusammenhang bebauter Ortsteile freigestellt ist, wird keine Benutzungsgebühr erho-
ben. 
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§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese 15. Änderungssatzung zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung 
von Gebühren für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen und der Kleineinleiterab-
gabe vom 18.06.2007 in der zurzeit gültigen Fassung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Gebührenerhebung für die Entsorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen und der Kleineinleiterabgabe für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) dieser Gebührentarif ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Gebührentarifs vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Grefrath, den 08.12.2021  
 
gez. Schumeckers 
Bürgermeister 
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704/2021 16. Änderungssatzung vom 07.12.2021 

zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung 

von Gebühren für die Benutzung des Gemeindefriedhofes und 

seiner Einrichtungen vom 16.12.2003 

 
Aufgrund 

 des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestG NRW) 

vom 17.06.2003 (GV. NRW. S. 313) in der zurzeit gültigen Fassung, 

 der §§ 4, 6 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 

vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610) in der zurzeit gültigen Fassung 

 des § 40 der Friedhofssatzung der Gemeinde Grefrath vom 16.12.2003 für den Friedhof 

Schaphauser Str. in der zurzeit gültigen Fassung,  

hat der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath in seiner Sitzung am 07.12.2021 nachfolgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 

Höhe der Gebühren 

Der § 2 der Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Gebühren für 

die Benutzung des Gemeindefriedhofes und seiner Einrichtungen vom 16.12.2003 wird wie folgt 

geändert: 

1. Benutzung der Aufbahrungsräume und der Friedhofskapelle  
1.1 Benutzung der Aufbahrungsräume pro Tag 59,00 € 
 mindestens jedoch 177,00 € 
1.2 Benutzung der Friedhofskapelle 372,00 € 
   
2. Bestattungsgebühren  
2.1 bei Gräbern für Erwachsene und Kinder über 5 Jahre 605,00 € 
2.2 bei Gräbern für Kinder bis zu 5 Jahren 433,00 € 
2.3 bei Urnengräbern 240,00 € 
   
3. Gebühren für die Verleihung des Nutzungsrechtes an Grabstätten  
3.1 bei Bestattungen in Erdgrabstätten  
3.11 Wahlgrab je Grabstelle für die Dauer von 30 Jahren 2.965,00 € 
3.12 bei Wiedererwerb und Verlängerung des Nutzungsrechtes an Wahlgrä-

bern je Grabstelle je Jahr 
 

99,00 € 
3.13 Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren 1.770,00 € 
3.14 pflegefreies Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren 2.120,00 € 
3.15 Baumbestattung Erdgrabstätte 2.655,00 € 
3.16 Reihengrab für Kinder für die Dauer von 20 Jahren auf dem Kindergrab-

feld 
 

1.180,00 € 
   
3.2 bei Bestattungen in Urnengrabstätten  
3.21 Wahlgrab je Grabstelle für die Dauer von 20 Jahren 1.977,00 € 
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3.22 bei Wiedererwerb und Verlängerung des Nutzungsrechtes an Wahlgrä-
bern je Grabstelle je Jahr 

 
99,00 € 

3.23 pflegefreies Urnenreihengrab 1.315,00 € 
3.24 Baumbestattung Urnengrabstätte 1.850,00 € 
3.25 Anonyme Ascheverstreuung 168,00 € 
   
4. Umbettungsgebühren  
4.1 Umbettung bzw. Ausgrabung bei Erwachsenen und Kindern über 5 Jahre  

750,00 € 
4.2 Umbettung bzw. Ausgrabung bei Kindern bis zu 5 Jahren 518,00 € 
4.3 Umbettung bzw. Ausgrabung einer Urne 250,00 € 
   
5. Gebühren für die Erteilung der Erlaubnis zum Aufstellen von Grabmalen  
5.1 für stehende Grabmale bei Erdbegräbnisstätten 25,00 € 
5.2 für stehende Grabmale bei Urnengräbern 21,00 € 
5.3 für Grabplatten auf Wahl- und Reihengräbern 13,00 € 
5.4 für Grabplatten auf pflegefreien Gräbern (inkl. Entfernung der Grabplatte 

nach Ablauf der Ruhefrist) 
 

53,00 € 
   
6. Grabbeigabegebühr  
6.1 Verwaltungskosten 34,00 € 
6.2 Grabbereitung 206,00 € 
6.3 Urnenwahlgrab für die Dauer von 20 Jahren mit der Möglichkeit einer 

Grabbeigabe 
 

2.044,00 € 
 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese 16. Änderungssatzung zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhe-
bung von Gebühren für die Benutzung des Gemeindefriedhofes und seiner Einrichtungen vom 
16.12.2003 in der zurzeit gültigen Fassung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Gebührenerhebung für die Benutzung des Gemeindefriedhofes 
und seiner Einrichtungen für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) dieser Gebührentarif ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Gebührentarifs vorher beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Grefrath, den 08.12.2021  
 
gez. Schumeckers 
Bürgermeister 
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705/2021 4. Änderungssatzung vom 07.12.2021 

zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Gebührenerhebung 

für den umzulegenden Gewässerunterhaltungsaufwand der Wasser- und Bodenver-

bände vom 12.12.2017 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW.) vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, der §§ 61 - 69, 77 und 78 des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 16. Juli 2016 (GV NRW 2016, 
S. 559 ff.), in der zurzeit gültigen Fassung, sowie der §§ 2, 4, 6, 7 des Kommunalabgabengesetzes Abs. 
1 und 12 für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW.) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), in 
der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath in seiner Sitzung 
am 07.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

Gebührenhöhe  
 

Der § 5 der Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung der Gebühren für 
den umzulegenden Gewässerunterhaltungsaufwand der Wasser- und Bodenverbände vom 
12.12.2017 in der zurzeit gültigen Fassung wird wie folgt geändert:  
 
 
(1) Die Gebührensätze betragen pro ar (1 ar = 100 m²) im Kalenderjahr 

 

a) für Flächen im Einzugsgebiet des Niersverbandes,  € / ar 

   
befestigte Flächen  3,45 

übrige Flächen  0,04 

   

   

b) für Flächen im Einzugsgebiet des Wasser- und Bodenverbandes  
    Mittlere Niers, 

 € / ar 

   
befestigte Flächen  7,81 

übrige Flächen  0,10 

   

   

c) für Flächen im Einzugsgebiet des Netteverbandes  € / ar 

   
befestigte Flächen  8,68 

übrige Flächen  0,04 
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§ 2 

 
Inkrafttreten 

 
Diese 4. Änderungssatzung zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Gebühren-
erhebung für den umzulegenden Gewässerunterhaltungsaufwand der Wasser- und Bodenverbände 
vom 12.12.2017 tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Gebührenerhebung für den umzulegenden Gewässerunterhal-
tungsaufwand der Wasser- und Bodenverbände für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekom-
men der Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) dieser Gebührentarif ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Gebührentarifs vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Grefrath, den 08.12.2021  
 
gez. Schumeckers 
Bürgermeister 
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706/2021 12. Änderungssatzung vom 07.12.2021 

zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Ge-

bühren für die Abfallentsorgung in der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath 

vom 14.12.2010 

 
Der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath hat aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NW S. 666/SGV NW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712/SGV 
NW 610), in der zurzeit geltenden Fassung, des § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen – Landesabfallgesetz- vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 250/SGV NW 74), in der zurzeit geltenden 
Fassung sowie des § 20 der Abfallentsorgungssatzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath vom 
15. Dezember 1992, in der zurzeit geltenden Fassung, in seiner Sitzung am 07.12.2021 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Höhe der Gebühren 

Der § 5 der Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Gebühren für 
die Abfallentsorgung in der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath vom 14.12.2010 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
1.  Für Restabfall (System „graue / blaue Tonne“) 
 
 
1.1 Grundgebühr je Jahr bei  
 a)      70 l - Abfallsack              3,98 € 

b)      90 l - Abfallbehälter            5,11 € 
c)    120 l - Abfallbehälter            6,82 € 
d)    240 l - Abfallbehälter          13,63 € 
e)    770 l - Abfallbehälter          43,74 € 
f)  1.100 l - Abfallbehälter          62,49 € 

 
1.2 Leistungsgebühr je Entleerung für 
 
 a)      70 l - Abfallsack              2,88 € 

b)      90 l - Abfallbehälter            3,70 € 
c)    120 l - Abfallbehälter            4,93 € 
d)    240 l - Abfallbehälter            9,86 € 
e)    770 l - Abfallbehälter          31,64 € 
f)  1.100 l - Abfallbehälter          45,20 € 

 
1.3 zusätzlicher Restabfallsack (70 l)           5,00 € 
 (Sollte das nach 1.1 bzw. 1.2 satzungsmäßig zur Verfügung  
 gestellte Restabfallvolumen ausnahmsweise nicht ausreichen, 
 können zusätzlich Restabfallsäcke erworben werden.) 
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2. Für kompostierbaren Abfall (System „braune Tonne“) 
 
2.1. Grundgebühr je Jahr für 
 
 a) 120 l - Abfallbehälter            1,30 € 
       b) 240 l - Abfallbehälter             2,61 € 
 
2.2. Leistungsgebühr je Entleerung für 
 
 a) 120 l - Abfallbehälter            4,17 € 
       b) 240 l - Abfallbehälter             8,34 € 
 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese 12. Änderungssatzung zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung 
von Gebühren für die Abfallentsorgung in der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath vom 14.12.2010 
tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Gebührenerhebung für die Abfallentsorgung in der Sport- und Frei-
zeitgemeinde Grefrath für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) dieser Gebührentarif ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Gebührentarifs vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Grefrath, den 08.12.2021  
 
gez. Schumeckers 
Bürgermeister 
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707/2021 5. Änderungssatzung vom 07.12.2021 

zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Ab-

wassergebühren (Abwassergebührensatzung) vom 12.12.2017 

 
Aufgrund  

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung;  

- der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit gültigen Fassung;  

- der §§ 9 ff. des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwAG) in 
der Bekanntmachung der Neufassung vom 03.11.1994 (BGBl. I S. 3370 ff.) in der zurzeit 
gültigen Fassung; 

- des § 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Bekanntma-
chung der Neufassung vom 16.07.2016 (GV. NRW. S. 559) in der zurzeit gültigen Fassung 
und  

- der Satzung über die Beseitigung von Abwasser - Abwasserbeseitigungssatzung - in der Ge-
meinde Grefrath vom 06.02.1997 in der zurzeit gültigen Fassung,  

 
hat der Rat der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath in seiner Sitzung am 07.12.2021 folgende Sat-
zung beschlossen:  
 

§ 1 
Gebührensätze 

 
Der § 14 der Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung von Abwasserge-
bühren (Abwassergebührensatzung) in der zurzeit gültigen Fassung wird wie folgt geändert: 
 
 
1. Die Schmutzwassergebühr (§4) beträgt je m³ jährlich 3,93 € 

2. Die Schmutzwassergebühr (§4) für Gebührenpflichtige, die 
vom Niersverband zu Verbandslasten oder Abgaben herange-
zogen werden, beträgt je m³ jährlich 

1,40 € 

3. Die Niederschlagwassergebühr (§5) beträgt je m² jährlich 1,29 € 

4. Die Niederschlagwassergebühr (§5) für Gebührenpflichtige, 
die vom Niersverband zu Verbandslasten oder Abgaben her-
angezogen werden, beträgt je m² jährlich 

0,89 € 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese 5. Änderungssatzung zur Satzung der Sport- und Freizeitgemeinde Grefrath über die Erhebung 
von Abwassergebühren (Abwassergebührensatzung) vom 12.12.2017 tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die 4. Änderungsatzung beschlossen am 15.12.2020 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Gebührenerhebung von Abwassergebühren für das Haushaltsjahr 
2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) beim Zustandekommen der Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) dieser Gebührentarif ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Gebührentarifs vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Grefrath, den 08.12.2021  
 
gez. Schumeckers 
Bürgermeister 
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Stadt Nettetal 
 

708/2021 10. Änderungssatzung vom 16.12.2021 zur Satzung der Stadt Nettetal 

über die Umlage des Aufwandes zur Gewässerunterhaltung, zum Gewässerausbau 

und zur Erreichung eines ordnungsmäßigen Zustandes für den Wasserabfluss vom 

19.12.2012 in der Fassung der 9. Änderungssatzung vom 16.12.2020 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. No-
vember 2020, der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Dezember 2019 
(GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, der §§ 88, 89, 91 und 92 des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz/LWG) vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in Kraft 
getreten am 18. Mai 2021 und 1. Oktober 2021, hat der Rat der Stadt Nettetal am 15.12.2021 fol-
gende Satzung beschlossen:  
 
 

Artikel I 
   
§ 3 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:   
   
(5) Der Gebührensatz beträgt pro Ar (1 Ar = 100 m²):   
   
a) für versiegelte Flächen im Einzugsbereich des    
aa) Niersverbandes       3,70 €   
ab) Netteverbandes       6,25 €   
ac) Wasser- u. Bodenverbandes  „Mittlere Niers“       9,99 €   
ad) Wasser- u. Bodenverbandes „Straelener Veen“      38,13 €   
   
b) für unversiegelte Flächen im Einzugsbereich des    
ba) Niersverbandes       0,05 €   
bb) Netteverbandes       0,09 €   
bc) Wasser- u. Bodenverbandes „Mittlere Niers“       0,11 €   
bd) Wasser- u. Bodenverbandes „Straelener Veen“       0,03 €   
   
 

Artikel II 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 10. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Umlage des Aufwan-
des zur Gewässerunterhaltung, zum Gewässerausbau und zur Erreichung eines ordnungsgemäßen 
Zustandes für den Wasserabfluss vom 19.12.2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorste-
henden Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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709/2021 3. Änderungssatzung vom 16.12.2021 zur Satzung der Stadt Nettetal 

über die Errichtung, Unterhaltung und Benutzung der Unterkünfte für Asylbewer-

ber, Obdachlose und Spätaussiedler vom 18.12.2019 in der Fassung der 2. Ände-

rungssatzung vom 16.12.2020 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 
1. Oktober 2020 und am 1. November 2020, der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, des 
Gesetzes zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen (Teil-
habe- und Integrationsgesetz) vom 14.02.2012 (GV. NRW S. 97), zuletzt geändert mit Artikel 21 des 
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV.NRW S. 218b), in Kraft getreten am 15. April 2020, §§ 4 und 6 des 
Gesetzes über Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – 
FlüAG) vom 15. Februar 2005 (GV. NRW S. 48), zuletzt geändert mit Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Ja-
nuar 2018 (GV. NRW. S. 90) in Kraft getreten am 2. Februar 2018, und dem Gesetz über den Aufbau 
und die Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG-) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13.05.1980 (GV. NRW S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762), in Kraft getreten am 1. Juli 2021 in seiner Sitzung am 15.12.2021 
folgende Satzung beschlossen:  
 

Artikel I 
§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
 
„Die Nutzungsgebühr für die Gemeinschaftsunterkünfte beträgt je Platz und Monat 357,00 €.“  
 

Artikel II 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Unterhaltung und Be-
nutzung der Unterkünfte für Asylbewerber, Obdachlose und Spätaussiedler vom 18.12.2019 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorstehenden 
Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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710/2021 42. Änderungssatzung vom 16.12.2021 zur Satzung der Stadt Nettetal 

für die Benutzung der Krankenkraftwagen vom 15.12.1982 in der Fassung der 41. 

Änderungssatzung vom 30.06.2021 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. Novem-
ber 2020, der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21.10.1969 (GV NRW S.712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, und aufgrund der §§ 1 und 7 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Rettungsdienst (RettG NRW) vom 24.11.1992 (GV NRW S.458), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886), in Kraft getreten am 1. Januar 2016, 
hat der Rat der Stadt Nettetal am 15.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
   

Artikel I 
   
Der Gebührentarif zu § 3 Abs. 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
   
I. Rettungsdienst   
   
1. Notfallrettung   
   
    a) Beförderung einer Person innerhalb des Rettungsdienstbereiches   
        Nettetal und Brüggen-Bracht mittels Rettungstransportwagen (RTW)  775,80 €  
   
    b) Beförderung einer Person innerhalb des Rettungsdienstbereiches   
        Nettetal und Brüggen-Bracht mittels Krankentransportwagen (KTW)  413,40 €  
   
    c) Einsatz des Notarzteinsatzfahrzeugs (NEF)     366,29 €  
   
    d) Zusätzliche Gebühr zu 1a) – 1c) für Einsatz des Notarztes   307,40 €  
   
   

Artikel II 
In-Kraft-Treten 

   
Diese Satzung tritt ab dem 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 42. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal für die Benutzung von Kran-
kenkraftwagen vom 15.12.1982 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorste-
henden Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister  
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711/2021 13. Änderungssatzung vom 16.12.2021 zur Satzung der Stadt Nettetal 

über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung vom 16.12.2009 in der 

Fassung der 12. Änderungssatzung vom 16.12.2020 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. No-
vember 2020, der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Dezember 2019 
(GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, und des § 22 der Satzung der Stadt Nettetal 
über die Abfallentsorgung vom 15.03.2000 in der Fassung der 7. Änderungssatzung vom 18.12.2014 
hat der Rat der Stadt Nettetal am 15.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

1. § 3 Gebührenbemessung Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 

(1)  Die Gebühren werden nach Art, Größe, Anzahl und Häufigkeit der Leerung der dem Grund-
stück zugeordneten Restabfallbehälter (grau) und Bioabfallbehälter (braun) berechnet. Die 
Gebühren für auf Antrag zugelassene besondere Abfallbehälter werden entsprechend den 
Gebühren für Großbehälter (770 l und 1.000 l) unter Einbeziehung der tatsächlichen Entlee-
rungskosten berechnet. 
Die Entleerungen der codierten 90 l -, 120 l - und 240 l Restabfallbehälter und der 120 l – 
und 240 l – Bioabfallbehälter werden über ein Abfallbehälter-Identifikationssystem (Ident-
system) elektronisch gezählt und entsprechend der Anzahl der Leerungen abgerechnet. Die 
770 l und 1100 l – Großbehälter sowie die besonderen Abfallbehälter nehmen am Identsys-
tem nicht teil. 

 
2. § 4 Gebührensätze erhält folgende Fassung: 

(1) Die Gebühr beträgt: 
      a) Pauschalgebühr je Jahr für einen codierten Restabfallbehälter  
          mit einem Volumen von 
            90 l     25,84 € 
         120 l    34,45 € 
         240 l     68,90 € 
     b) Leistungsgebühr je Entleerung für einen codierten Restabfallbehälter 
         mit einem Volumen von 
          90 l     1,84 € 
        120 l      2,76 € 
 240 l      5,20 € 

Die Berechnung der ersten Abschlagszahlung erfolgt auf der Grundlage von 22 Entleerungen pro 
Jahr. Am Ende des Abrechnungszeitraumes erfolgt eine Abrechnung nach den tatsächlich erfolg-
ten Entleerungen. Es werden mindestens 13 Entleerungen berechnet. Zwischen 14 und 21 Ent-
leerungen wird für jede nicht in Anspruch genommene Entleerung die Leistungsgebühr für den 
jeweiligen Restabfallbehälter erstattet. Für mehr als 22 Entleerungen wird für jede zusätzlich in 
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Anspruch genommene Leerung die Leistungsgebühr für den jeweiligen Restabfallbehälter erho-
ben. 

 
Die Berechnung der Abschlagszahlung für das Folgejahr erfolgt aufgrund der Anzahl der tatsäch-
lichen Leerungen im Vorjahr bzw. der satzungsmäßigen Mindestleerungen. 

 
    c) Gesamtgebühr je Jahr für einen Restabfall-Großbehälter: 
    

 ca) mit einem Fassungsvermögen von 770 l bei Entleerung einmal 14-täglich    637,49 € 
    

 cb) mit einem Fassungsvermögen von 770 l  
         bei einer Entleerung einmal wöchentlich     1.053,94 € 
    

cc) mit einem Fassungsvermögen von 770 l 
         bei Entleerung zweimal wöchentlich       1.886,84 € 
    

cd) mit einem Fassungsvermögen von 1.100 l 
         bei einer Entleerung einmal 14-täglich         935,91 € 
    

ce) mit einem Fassungsvermögen von 1.100 l 
         bei einer Entleerung einmal wöchentlich      1.556,04 € 
    

cf) mit einem Fassungsvermögen von 1.100 l 
         bei Entleerung zweimal wöchentlich       2.796,32 € 
    

cg) mit einem Fassungsvermögen von 5.000 l 
         bei Entleerung 2-monatlich        3.462,90 € 
 
 d) Pauschalgebühr je Jahr für einen codierten Bioabfallbehälter mit einem Volumen von 
     120 l            2,24 € 
 240 l           4,48 € 
 
 e) Leistungsgebühr je Entleerung für einen codierten Bioabfallbehälter mit einem Volumen von 
 120 l          2,13 € 
 240 l          4,26 € 

Die Berechnung der ersten Abschlagszahlung erfolgt auf der Grundlage von 22 Entleerungen pro 
Jahr. Am Ende des Abrechnungszeitraumes erfolgt eine Abrechnung nach den tatsächlich erfolgten 
Entleerungen. Es werden mindestens 13 Entleerungen berechnet. Zwischen 14 und 21 Entleerun-
gen wird für jede nicht in Anspruch genommene Entleerung die Leistungsgebühr für den jeweiligen 
Bioabfallbehälter erstattet. Für mehr als 22 Entleerungen wird für jede zusätzlich in Anspruch ge-
nommene Leerung die Leistungsgebühr für den jeweiligen Bioabfallbehälter erhoben. 
Die Berechnung der Abschlagszahlung für das Folgejahr erfolgt aufgrund der Anzahl der tatsächli-
chen Leerungen im Vorjahr, bzw. der satzungsmäßigen Mindestleerungen. 

 
  f) Gesamtgebühr je Jahr für einen Bioabfall-Großbehälter: 
 
    mit einem Fassungsvermögen von 1.100 l 
    bei einer Entleerung einmal 14-täglich       528,59 € 
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(2) a) Die Gesamtgebühr nach § 10 Abs. 3 der Satzung der Stadt Nettetal über die 
      Abfallentsorgung beträgt  
 
       Für den grauen Abfallsack zur Entsorgung von Restabfällen        3,10 € 
 

b) Die Gesamtgebühr nach § 12 Abs. 2 der Satzung der Stadt Nettetal über die 
Abfallentsorgung beträgt für den braunen Abfallsack zur Entsorgung von 
kompostierbaren Bioabfällen               3,00 € 

 
(2) Die Gebühr für das Abholen und Zurückstellen der Behälter vom Standort  

Nach § 19 Absatz 2 der Satzung der Stadt Nettetal über die  
Abfallentsorgung beträgt je Behälter und Jahr        35,82 € 

 
Artikel II 

In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 13. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung von Gebüh-
ren für die Abfallentsorgung vom 16.12.2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorste-
henden Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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712/2021 36. Änderungssatzung vom 16.12.2021 zur Satzung der Stadt Nettetal 

über die Erhebung von Gebühren für die Straßenreinigung Straßenreinigungsgebüh-

rensatzung) vom 16.12.1987 in der Fassung der 35. Änderungssatzung vom 

16.12.2020 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. No-
vember 2020, der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. Dezember 2019 
(GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reini-
gung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NW) vom 18.12.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25.10.2016 (GV NRW S. 868) in Kraft getreten am 
5.11.2016, und des § 5 der Satzung der Stadt Nettetal über die Straßenreinigung (Straßenreinigungs-
satzung) vom 21.12.1988 in der Fassung der 13. Änderungssatzung vom 18.12.2014, hat der Rat der 
Stadt Nettetal am 15.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt jährlich je m Grundstücksseite (Abs. 1 bis 3), wenn das Grundstück 
erschlossen ist, 

a) durch Anliegerstraßen  1,43 € 
b) durch Haupterschließungs- und Hauptverkehrsstraßen  1,19 € 
c) durch Fußgängergeschäftsstraßen 3,58 € 
d) durch Fußgängerstraßen  1,19 € 

 
 

Artikel II 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 13. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung von Ge-
bühren für die Straßenreinigung vom 16.12.1987 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorste-
henden Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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713/2021 7. Änderungssatzung vom 16.12.2021 der Satzung der Stadt Nettetal 

über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen vom 02.06.2004 

(Friedhofssatzung) in der Fassung der 6. Änderungssatzung vom 16.12.2020 

 
Aufgrund der § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) und des § 4 des Gesetzes über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen für das Land Nordrhein-Westfalen (BestG NRW) vom 17.06.2003 
(GV NRW S. 313), in Kraft getreten am 1. September 2003 (GV. NRW. S. 313), geändert durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 1. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1109), hat der Rat der Stadt Nettetal am 
15.12.2021 folgende Satzung beschlossen:  
 

Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Nettetal über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen 
(Friedhofssatzung) vom 02.06.2004 wird wie folgt geändert: 

 

1. § 25 wird um Absatz 3 erweitert: 
 

§ 25 
Zustimmungserfordernis 

 
(3) Im Fall von Grabmälern und Grabeinfassungen aus Naturstein ist dem Friedhofsträger mit dem 

Antrag entweder eine Bestätigung darüber, dass das Material aus einem Staat stammt, in dem 
bei der Herstellung von Naturstein nicht gegen das Übereinkommen Nr. 182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Be-
seitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit verstoßen wird (Positiv-Liste), oder die Be-
stätigung einer anerkannten Zertifizierungsstelle darüber, dass die Herstellung ohne schlimmste 
Formen von Kinderarbeit erfolgte, und die Steine durch das Aufbringen eines Siegels oder in 
anderer Weise unveränderlich als zertifiziert gekennzeichnet sind, vorzulegen. 

 
 
2. § 28 wird um Absatz 4 erweitert: 

§ 28 
Gärtnerische Gestaltung und Unterhaltung 

 
(4) Chemische Unkrautbekämpfungsmittel sowie die Anwendung jeglicher Pestizide (z.B. Herbizide, 

Insektizide, Fungizide) bei der Grabpflege sind verboten.  
 
 
 
 

3. § 41 Absatz 1 wird um Punkt (k) ergänzt: 
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§ 41 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) k) entgegen § 28 Abs. 4 chemische Unkrautbekämpfungsmittel oder Pestizide bei der Grabpflege 

einsetzt, 
 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende beschlossene 7. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Benut-
zung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen vom 02.06.2004 (Friedhofssatzung) wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorstehenden 
Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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714/2021 11. Änderungssatzung vom 16.12.2021 über die Erhebung von Abwas-

sergebühren in der Stadt Nettetal vom 15.12.2011 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (G.V. NRW. S. 916), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (G.V. NRW. S. 1029), des § 54 des 
Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 
S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 04. Mai 2021 (G.V. NRW. S. 560, ber. 
S. 718), in der jeweils geltenden Fassung sowie des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes 
zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. S. 559 ff.), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 vom 04. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560), hat der Rat der Stadt Nettetal in seiner Sitzung 
am 15.12.2021 die folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung von Abwassergebühren (Abwasserbeseitigungsge-
bührensatzung) vom 15.12.2011 in der Fassung der 10. Änderungssatzung vom 16.12.2020 wird wie 
folgt geändert: 
 

1. § 5 wird um Absatz 6 ergänzt: 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühren 

 
(6) Bei einer lückenlosen Dachbegrünung mit einer Aufbaustärke von mindestens 5 – 15 cm redu-
ziert sich die anzurechnende Fläche um 50 %. 
 
 

2.  § 6 erhält folgende Fassung: 
§ 6 

Gebührenhöhe 
 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser im Veranlagungszeitraum beträgt je m³ bezogenen Frisch-
wassers (§ 4) 4,08 Euro. Sie ermäßigt sich für Grundstücke, die vom Niersverband veranlagt 
werden auf 2,17 Euro. 

(2) Die Gebühr für Niederschlagswasser beträgt im Veranlagungszeitraum für jeden Quadratme-
ter Veranlagungsfläche (§ 5) 1,21 Euro. Sie ermäßigt sich für Grundstücke, die vom Niersver-
band veranlagt werden auf 0,96 Euro. 

(3) Die Gebühr für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage nach § 1 Abs. 2 der 
Satzung der Stadt Nettetal über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (ab-
flusslose Grube) im Veranlagungszeitraum beträgt 13,50 Euro/m³ bezogenen Frischwasser i. 
S. d. § 4. 

(4) Die Gebührenfestsetzung gemäß § 10 Abs. 3 für das Jahr 2022 erfolgt gemäß § 10 Abs. 2 auf 
der Grundlage des seinerzeit geltenden Vorausleistungssatzes. Für das Jahr 2022 betragen 
danach die Gebühren entsprechend Abs. 1 für Schmutzwasser 4,08 €/m³, ermäßigt 2,17 
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€/m³, entsprechend Abs. 2 für Niederschlagswasser 1,21 €/m², ermäßigt 0,96 €/m² und ent-
sprechend Abs. 3 für Schmutzwasser aus abflusslosen Gruben 13,50 €/m³. 

(5) Die Gebühr für die Abnahme und Verplombung der Gartenwasserzähler/Abzugszähler Ab-
wasser gemäß § 4 Abs. 5 beträgt 71,00 €. 

 
 3. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

§ 12 
Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

 
(2) Die Gebühr beträgt 50,24 €/m³ abgefahrenen Klärschlamm. 
 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende beschlossene 11. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Erhe-
bung von Abwasserbeseitigungsgebühren in der Stadt Nettetal vom 15.12.2011 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorstehenden 
Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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715/2021 6. Änderungssatzung vom 16.12.2021 vom 18.12.2015 zur Satzung der 

Stadt Nettetal über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

 
Aufgrund der § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), und der §§ 2 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712 / SGV.NW  610), 
zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), sowie der Friedhofssatzung der 
Stadt Nettetal vom 02.06.2004 in der aktuellen Fassung hat der Rat der Stadt Nettetal am 15.12.2021 
folgende Satzung beschlossen:   
 

Artikel I 
Die Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom 18.12.2015 wird wie 
folgt geändert:   
 
Der Gebührentarif wird wie folgt geändert:   
 
Bezeichnung (Tarif)   Betrag in €   
 
I. Erwerb von Nutzungsrechten / Verlängerungen   
 
Reihengräber   
Nutzungsgebühr für ein Erwachsenenreihengrab     1.521,00 €   
Nutzungsgebühr für ein pflegefreies Erwachsenenreihengrab    1.888,00 €   
Nutzungsgebühr für ein Kinderreihengrab        786,00 €   
 
Wahlgräber   
Erwerb Nutzungsrecht für ein Wahlgrab Sonderlage     2.676,00 €   
Erwerb Nutzungsrecht für ein Wahlgrab sonstige Lage     2.235,00 €   
Erwerb Nutzungsrecht für ein Wahlgrab sonstige Lage, pflegefrei   2.823,00 €   
 
Urnengräber   
Nutzungsgebühr für ein Urnenreihengrab, pflegefrei     1.324,00 €   
Nutzungsgebühr für ein Baumgrab     1.582,00 €   
Erwerb Nutzungsrecht für ein Urnenwahlgrab     2.041,00 €   
Erwerb Nutzungsrecht für eine Urnenstele     2.841,00 €   
 
Verlängerungen   
Verlängerung Nutzungsrecht für ein Wahlgrab Sonderlage   108,00 €   
Verlängerung Nutzungsrecht für ein Wahlgrab sonstige Lage     90,00 €   
Verlängerung Nutzungsrecht für ein Wahlgrab sonstige Lage, pflegefrei   113,00 €   
Verlängerung Nutzungsrecht für ein Urnenwahlgrab        82,00 €   
Verlängerung Nutzungsrecht für eine Urnenstele (2. Bestattung)     107,00 €   
 
II. Bestattungen   
Reihengräber   
Bestattung in ein Reihengrab     727,00 €   
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Bestattung in ein Doppelreihengrab     727,00 €   
Bestattung in ein Kinderreihengrab     409,00 €   
 
Wahlgräber   
Bestattung in ein Wahlgrab     1.000,00 €   
Bestattung in ein Wahlgrab, tief      1.182,00 €   
Urnengräber   
Bestattung Urne      273,00 €   
Bestattung in einer Urnenstele     182,00 €   
 
III. Friedhofskapelle   
Benutzung einer Friedhofskapelle     196,00 €   
Benutzung eines Aufbahrungsraumes (pro Tag)     250,00 €   
 
IV. Grabsteingenehmigung   
Grabsteingenehmigung inkl. Standfestigkeitsprüfung       45,00 €   
 
V. Grabsteinentfernung   
Grabsteinentfernung bis 0,5 qm       50,00 €   
Grabsteinentfernung bis 1,5 qm     100,00 €   
 
VI. Grabpflege vor Ablauf der Ruhezeit   
Grabpflege vor Ablauf der Ruhezeit (pro Jahr und Stelle) 
 – Fälligkeit in einer Summe     110,00 €   
 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.    
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende beschlossene 6. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Nettetal über die Erhebung 
von Friedhofsgebühren vom 18.12.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der vorstehenden 
Satzung nach Ablauf sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Nettetal, den 16.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
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716/2021 Feststellung und Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2020 der 

Stadt Nettetal 

 
Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 15.12.2021 gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 01. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1346), den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestä-
tigungsvermerk versehenen Jahresabschluss 2020 nebst Anhang und Lagebericht festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die wesentlichen Positionen der Bilanz zum 31.12.2020 sowie der Ergebnis- und der Finanzrechnung 
des Haushaltsjahres 2020 werden wie folgt öffentlich bekannt gemacht. 
 

Bilanz zum 31.12.2020  
   

Aktiva   

0. Bilanzierungshilfe  4.085.498,46 € 

1. Anlagevermögen  302.860.620,79 € 

2.   Umlaufvermögen  27.466.059,95 € 

3.   Aktive Rechnungsabgrenzungsposten  3.910.214,27 € 

Bilanzsumme Aktiva 338.322.393,47 €  
   

Passiva   

1. Eigenkapital  149.381.945,29 € 

2. Sonderposten  71.430.174,50 € 

3. Rückstellungen  40.660.150,55 € 

4. Verbindlichkeiten  74.793.507,07 € 

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten  2.056.616,06 € 

Bilanzsumme Passiva                338.322.393,47 €  

 

Ergebnisrechnung 2020   

+ Ordentliche Erträge                 111.177.864 €  

- Ordentliche Aufwendungen -119.591.937 €  

= Ordentliches Ergebnis                    -8.414.072 €  

+ Finanzerträge 3.385.798 €  

- Finanzaufwendungen -1.337.462 €  

= Finanzergebnis 2.048.336 €  

= Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit -6.365.737 €  
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+/- Außerordentliches Ergebnis                         4.085.498 €  

= Jahresergebnis                    -2.280.238 €  

 

Finanzrechnung 2020   

+ Einzahlungen aus lfd. Verwaltung                  98.186.594 €  

- Auszahlungen aus lfd. Verwaltung                  -100.144.212 €  

= Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit -1.957.619 €  

+ Einzahlungen aus Investitionen                     4.968.083 €  

- Auszahlungen aus Investitionen                     -3.914.394 €  

= Saldo aus Investitionstätigkeit                     1.053.689 €  

= 
Finanzmittelüberschuss/ -fehlbe-
trag 

-903.930 €  

+/- Saldo aus Finanzierungstätigkeit 1.358.523 €  

= 
Bestandsänderung eig. Finanzmit-
tel 

                    454.593 €  

+ Anfangsbestand Finanzmittel                      8.084.457 €  

+ Bestand fremde Finanzmittel                      -1.747.401 €  

= Liquide Mittel 6.791.650 € 

 
Der Jahresüberschuss des Haushaltsjahres 2020 in Höhe von -2.280.238,05 € ist gem. Beschluss des 
Rates der Stadt Nettetal vom 15.12.2021 der Ausgleichsrücklage zuzuführen. 
 
Der Jahresabschluss 2020 ist dem Landrat Viersen gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 
17.12.2021 angezeigt worden. 
 
Der vollumfängliche Jahresabschluss zum 31.12.2020 mit seinen Anlagen (Anhang, Lagebericht, Er-
gebnisrechnung, Teilergebnisrechnungen, Finanzrechnung, Teilfinanzrechnungen und der volle Wort-
laut des Bestätigungsvermerkes) liegt ab sofort im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, 41334 
Nettetal, Zimmer 337 - 339, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme aus und ist 
zudem online auf www.nettetal.de abrufbar. 
 
Nettetal, 20.12.2021 
 
gez. 
Küsters 
Bürgermeister 
  

http://www.nettetal.de/
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Gemeinde Niederkrüchten 
 

717/2021 Satzung 

über die Höhe der Abfallentsorgungsgebühren 

der Gemeinde Niederkrüchten 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV NRW S. 1029) und des § 24 der Abfallentsorgungssatzung der 

Gemeinde Niederkrüchten vom 29. Oktober 2014 (Amtsblatt Kreis Viersen S. 1102), hat der Rat der 

Gemeinde Niederkrüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

Höhe der Abfallentsorgungsgebühren 

Die Höhe der jährlichen Abfallentsorgungsgebühren wird wie folgt festgesetzt: 

a. je Einwohner oder Einwohnergleichwert 73,00 € 

 (zu § 26 Absatz 1 Buchstabe a der Abfallentsorgungssatzung) 

 

b.  je Abfallsack 3,50 € 

 (zu § 26 Absatz 1 Buchstabe b der Abfallentsorgungssatzung) 

 

c. je zusätzlichem Sammelbehälter Blaue Tonne 

 mit einem Fassungsvermögen von  

    240 l 0,00 € 

 1.100 l mit vierwöchentlicher Leerung 0,00 € 

 1.100 l mit zweiwöchentlicher Leerung 0,00 € 

 (zu § 26 Absatz 1 Buchstabe c der Abfallentsorgungssatzung) 

 

d. je zusätzlichem Sammelbehälter Braune Tonne  

 mit einem Fassungsvermögen von  

    120 l 57,20 € 

    240 l  87,10 € 

 (zu § 26 Absatz 1 Buchstabe d der Abfallentsorgungssatzung) 

 

e. Gebührenabschlag bei vollständiger Eigenverwertung  

 kompostierbarer Stoffe je Grundstück 25,00 € 
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 (zu § 26 Absatz 1 Buchstabe e der Abfallentsorgungssatzung) 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Höhe der Abfallent-

sorgungsgebühren der Gemeinde Niederkrüchten vom 16. Dezember 2020 außer Kraft.  

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung über die Höhe der Abfallentsorgungsgebühren der Gemeinde Niederkrüch-

ten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen vorstehender Sat-

zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 

es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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718/2021 Satzung 

über die Höhe der Abwasserbeseitigungsgebühren 

der Gemeinde Niederkrüchten 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Sep-

tember 2020 (GV. NRW. S. 916), der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 19. Dezember 2019 (GV NRW S. 1029) und des § 19 der Abwasserbeseitigungssatzung der Ge-

meinde Niederkrüchten vom 29. September 2010 (Amtsblatt Kreis Viersen S. 838), zuletzt geändert 

durch Satzung vom 09. April 2014 (Amtsblatt Kreis Viersen S. 434), hat der Rat der Gemeinde Nieder-

krüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

Höhe der Abwasserbeseitigungsgebühren 

Die Höhe der jährlichen Abwasserbeseitigungsgebühren wird wie folgt festgesetzt: 

 

1. für die Einleitung von Schmutzwasser entsprechend § 20  

 der Abwasserbeseitigungssatzung 3,39 €/m³ 

 

2.  für die Einleitung von Niederschlagswasser entsprechend § 22 

 der Abwasserbeseitigungssatzung 1,12 €/m² 

 

3. für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Klein- 

 kläranlagen entsprechend § 21 der Abwasserbeseitigungssatzung 24,80 €/m³ 

 

4. für das Abfahren von Abwasser aus abflusslosen Gruben 

 entsprechend § 21 der Abwasserbeseitigungssatzung 20,30 €/m³ 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Höhe der Abwas-

serbeseitigungsgebühren der Gemeinde Niederkrüchten vom 16. Dezember 2020 außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 

 

Die vorstehende Satzung über die Höhe der Abwasserbeseitigungsgebühren der Gemeinde Nieder-

krüchten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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719/2021 Dritte Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten 

über die Beseitigung von Abwasser – Abwasserbeseitigungssatzung – 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29. September 2020 (GV. NRW S. 916), des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 3901), der §§ 51 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NW. S. 926), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. NRW S. 560, ber. S. 718) sowie der §§ 1, 2, 4, 6 
und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW 1029), hat 
der Rat der Gemeinde Niederkrüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Dritte Sat-
zung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Beseitigung von Abwasser – 
Abwasserbeseitigungssatzung –  vom 29. September 2010 beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 

Die Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Beseitigung von Abwasser – Abwasserbeseiti-

gungssatzung – vom 29. September 2010 (Amtsblatt Kreis Viersen, S. 838), zuletzt geändert durch die 

Zweite Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten vom 9. April 2014 (Amtsblatt 

Kreis Viersen, S. 434) wird wie folgt geändert: 

 
 
§ 22 Absatz 2 Buchst. a) wird wie folgt neu gefasst: 

a) bebaute Flächen  

 aa) Dachflächen (einschließlich Dachüberstände): Abflussbeiwert: 0,9 

 ab) Bei einer lückenlosen Dachbegrünung (Dachfläche einschließlich Dachüberstände) mit 

einer Aufbaustärke von mindestens 10 cm reduziert sich die zu berücksichtigende Dach-

fläche nach Bst. aa) um 50 v. H. Dies entspricht einem zu berechnenden Abflussbeiwert 

von 0,45. 

Die Aufbaustärke der begrünten Dachflächen ist vom Grundstückseigentümer nachzuwei-

sen. 

 

Artikel II 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 

Die vorstehende Dritte Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die 

Beseitigung von Abwasser – Abwasserbeseitigungssatzung – wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen vorstehender Sat-

zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 

es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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720/2021 Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten 

über die Erhebung von Gebühren für die Gewässerunterhaltung 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 

14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV NRW 

S. 916), der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezem-

ber 2019 (GV NRW S. 1029), der §§ 39 bis 42 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Was-

serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

18. August 2021 (BGBl. I, S. 3901), §§ 62 - 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landeswassergesetz - LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 04. Mai 2021 (GV NRW, S. 560, ber. S. 718) sowie des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 

19.02.1987 (BGBl. I S. 602) zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. Oktober 2021 (BGBl I, S. 4607), hat 

der Rat der Gemeinde Niederkrüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Erste Sat-

zung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Erhebung von Gebühren für 

die Gewässerunterhaltung vom 13. Dezember 2016 beschlossen: 

 
Artikel I 

Die Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Erhebung von Gebühren für die Gewässerunter-

haltung vom 13. Dezember 2016 (Amtsblatt Kreis Viersen S. 1208) wird wie folgt geändert: 

 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

§ 4 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW nach der Größe des Grundstücks pro 

qm Grundstücksfläche. Dabei werden die Kosten zur Erfüllung der Pflicht zur Gewässerunterhal-

tung nach § 1 dieser Satzung gemäß § 64 Absatz 1 Satz 7 LWG NRW zu 90 v. H. auf die befestigten 

Flächen und zu 10 v. H. auf die übrigen (= unbefestigten) Flächen umgelegt, die sich auf Grund-

stücken befinden, die im seitlichen Einzugsgebiet der Schwalm liegen.  

(2) Befestigte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf denen bauliche 

Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss abweichende Befestigungen 

des Bodens vorzufinden sind, die eine unveränderte, natürliche Versickerung des Wassers aus 

Niederschlägen über die originäre, natürliche Bodenfläche nicht mehr ermöglichen. Befestigte 

Flächen sind somit solche Flächen, die keine originäre, natürliche Bodenbeschaffenheit mehr auf-

weisen. Hierzu gehören insbesondere die mit Gebäuden oder sonstigen Überdachungen überbau-

ten Flächen sowie die Befestigung von Flächen durch Beton, Asphalt, Pflaster, Schotter, Kies, Sand 

oder ähnlichen Materialien, so dass diese keine originäre (unveränderte), natürliche Bodenbe-

schaffenheit wie etwa Acker, Wiese, Wald, Blumenbeete und Rasen mehr aufweisen. 
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(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unbefestigten Flächen, die eine 

originäre und damit unveränderte, natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehören 

insbesondere Rasenflächen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, Weiden und Waldflächen. 

(4) Die Flächengrößen werden aufgrund von Luftbildauswertungen, des Inhalts des Liegenschaftska-

tasters sowie der Angaben der Grundstückseigentümer ermittelt. Zur Erhebung der Angaben 

durch den Grundstückseigentümer ist auf Anforderung durch die Gemeinde ein ausgefüllter Er-

hebungsbogen über die Größe der befestigten Flächen und der übrigen (= unbefestigten) Flächen 

vorzulegen (Mitwirkungspflicht). Die Gemeinde prüft die Angaben und kann erforderlichenfalls 

die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Bei Grundstücken, für die keine bzw. keine prüffähigen 

Angaben vorliegen, wird die Fläche von der Gemeinde im Wege der Schätzung ermittelt. Die Da-

tenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur verursachergerechten Abrech-

nung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG NRW und zum Nachweis der 

rechtmäßigen Erhebung dieser Gebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebühren-

schuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu 

dulden.  

(5) Maßgeblich für die Gebührenbemessung sind die Grundstücksverhältnisse zum Beginn eines Ka-

lenderjahres. Änderungen im laufenden Jahr werden erst mit Wirkung des auf die Änderung fol-

genden Kalendermonats berücksichtigt. Ändert sich die befestigte oder die übrige, unbefestigte 

Fläche des Grundstücks, hat der Gebührenpflichtige die Änderungen binnen eines Monats der 

Gemeinde anzuzeigen. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(6) Die Gebührensätze werden jährlich ermittelt und gesondert durch Satzung festgesetzt. Für die 

Bemessung der Gebühr wird die Grundstücksfläche pro Quadratmeter berücksichtigt. 

 

Artikel II 

Diese Satzung tritt rückwirkend am 18. Mai 2021 in Kraft. 

 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Erste Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Er-

hebung von Gebühren für die Gewässerunterhaltung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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721/2021 Gebührensatzung 

zur Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Benutzung der 

Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz – BestG 

NRW) vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Dezember 2020 

(GV. NRW. S. 1109), des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) und der §§ 1, 2 sowie 4 bis 6 des Kommunalabgabenge-

setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in Verbindung mit § 36 der Satzung 

der Gemeinde Niederkrüchten über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen vom 

03. Juli 2019 (Amtsblatt Kreis Viersen, Eintrag Nr. 717/2019), hat der Rat der Gemeinde Niederkrüch-

ten am 14. Dezember 2021 folgende Gebührensatzung zur Satzung der Gemeinde Niederkrüchten 

über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen beschlossen: 

 

§ 1 

 

Für die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen und die Leistungen nach der Fried-

hofssatzung über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen der Gemeinde Nieder-

krüchten werden Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. 

 

§ 2 

Gebührentarif 

 

Es werden folgende Gebühren erhoben: 

 

1. Nutzung der Friedhofshalle 

 a) Aufbahrung in der Zelle 118,00 € 

 b) Nutzung des Trauerraumes 198,00 €  

 c) Aufbewahrung einer Urne 50,00 € 

 

2. Bestattungsgebühren 

 A. Erdbestattungen 

 1. In einer Reihengrabstätte  

  1.1 für Kinder bis 5 Jahre 242,00 € 

  1.2 für Personen über 5 Jahre 439,00 € 
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 2. In einer Wahlgrabstätte 

  2.1 für Kinder bis 5 Jahre 242,00 € 

  2.2 für Personen über 5 Jahre 432,00 € 

  2.3 in einer Wahlgrabstätte mit Tiefenlage 525,00 € 

  

 B. Urnenbeisetzung (auch anonyme Urnenbeisetzung) 161,00 € 

 

 C. Beisetzung in einer Urnenkammer 

  1. für die erste Beisetzung 186,00 € 

  2. für die zweite Beisetzung 228,00 €  

     

3. Ausgrabungen 

 a) Falls die Beerdigung nicht länger als 20 Jahre zurückliegt 983,00 € 

 b) Falls die Beerdigung mehr als 20 Jahre zurückliegt 747,00 € 

 c) Ausgrabung einer Urne 227,00 € 

 

4. Umbettungen 

 

 a) Falls die Beerdigung nicht länger als 20 Jahre zurückliegt 1.191,00 € 

 b) Falls die Beerdigung mehr als 20 Jahre zurückliegt 857,00 € 

 c) Umbettung einer Urne 250,00 € 

 

5. Gebühren für die Einräumung von Nutzungsrechten 

 a) Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren 

  mit 25-jährigem Nutzungsrecht 1.521,00 € 

 

 b) Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahre 

  mit 25-jährigem Nutzungsrecht 1.776,00 € 

 

 c)  pflegefreie Reihengrabstätten 2.032,00 € 

 

 d) Wahlgrabstätten mit 30-jährigem Nutzungsrecht je Grabstelle 2.172,00 € 

 

 e) Nacherwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten je 

  Grabstelle und Jahr 72,00 € 

 

 f) Wahlgrabstätten mit Tiefenlage mit 30-jährigem Nutzungsrecht 

  je Grabstelle 2.300,00 € 
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 g) Nacherwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten mit Tiefenlage 

   je Grabstelle und Jahr 77,00 € 

 

 h) Urnenwahlgrabstätten mit 25-jährigem Nutzungsrecht 1.712,00 € 

 

 i) pflegefreie Urnengrabstätten 1.776,00 € 

 

 j) pflegefreie Urnengrabstätten in Baumnähe 2.090,00 € 

 

 k) anonyme Urnengrabstätten 1.521,00 € 

 

 l) Nacherwerb von Nutzungsrechten an Urnenwahlgrabstätten   

  je Grabstätte und Jahr 68,00 € 

 

 m) Urnenkammern mit 25-jährigem Nutzungsrecht 2.159,00 € 

 

 n) Nacherwerb von Nutzungsrechten an Urnenkammern oder    

  Erwerb von Nutzungsrechten an Urnenkammern vor Eintritt  

  des Todesfalles 

  je Urnenkammer und Jahr 86,00 € 

 

6. Erlaubnisse zur Errichtung von Grabmälern, Einfriedungen u.a. 28,50 €  

 

§ 3 

Gebührenschuldner 

 

(1) Zur Zahlung der Gebühren sind die Antragsteller und diejenigen verpflichtet, in deren Auftrag die 

Benutzung des Friedhofs oder seiner Bestattungseinrichtungen sowie Leistungen nach der Satzung 

der Gemeinde Niederkrüchten über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen be-

antragt werden.  

 

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 

(3) Schuldner von Leistungen, die ohne Antrag erbracht werden, sind diejenigen Personen, die nach 

bürgerlichem Recht die Bestattungskosten zu tragen haben. 

 

§ 4 

Sonderleistungen 

 

Für im Einzelfall erbrachte Sonderleistungen, die über diejenigen des Gebührentarifs hinausgehen 

oder gesondert anfallen, werden die tatsächlich entstandenen Kosten berechnet.  
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§ 5 

 Fälligkeit 

 

Die Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

Die Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung zur Friedhofs-

satzung über die Benutzung der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen der Gemeinde Nieder-

krüchten vom 16. Dezember 2020 außer Kraft.  

 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Gebührensatzung zur Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Benutzung 

der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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722/2021 Satzung 

der Gemeinde Niederkrüchten 

über die Festsetzung der Gebührensätze für die Gewässerunterhaltung 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 

1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV NRW S. 916), der 

§§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 

21. Oktober 1969 (GV NRW, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV NRW 

S. 1029), der §§ 39 bis 42 Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585 

ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. August 2021 (BGBl. I, S. 3901), §§ 62 - 65 des Wassergeset-

zes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW 

S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04. Mai 2021 (GV NRW, S. 560, ber. S. 718) sowie der 

Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Erhebung von Gebühren für die Gewässerunterhal-

tung vom 13. Dezember 2016 (Amtsblatt Kreis Viersen 2016, S. 1208) hat der Rat der Gemeinde Nie-

derkrüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

 

Die jährlichen Gebühren für die Gewässerunterhaltung für die Grundstücke im seitlichen Einzugsge-

biet der Schwalm  betragen: 

1. für befestigte Flächen von Grundstücken 0,0470 € je m²  

2. für unbefestigte Flächen von Grundstücken 0,0005 € je m² 

  

 

§ 2 

 

Die Satzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Niederkrüch-

ten über die Festsetzung der Gebührensätze für die Gewässerunterhaltung vom 16. Dezember 2020 

außer Kraft. 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung der Gemeinde Niederkrüchten über die Festsetzung der Gebührensätze für 

die Gewässerunterhaltung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 

 

Der Bürgermeister 

gez. 

Wassong 
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723/2021 Satzung für die Benutzung der Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten 

vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2, Buchstaben f und i der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), 
hat der Rat der Gemeinde Niederkrüchten in seiner Sitzung am 14. Dezember 2021 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 Träger 
 
Die Gemeinde Niederkrüchten ist Träger der Bibliothek. Die Bibliothek ist eine öffentliche Einrichtung. 
Zwischen der Bibliothek und den Benutzern wird ein öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis be-
gründet. Für den Umfang der Benutzung kann die Leitung der Bibliothek besondere Bestimmungen 
treffen. 
 

§ 2 Aufgabe 
 
Die Bibliothek dient jedermann zur allgemeinen, beruflichen, kulturellen und schulischen Bildung so-
wie zu Freizeitzwecken. Sie hat die Aufgabe, die Bevölkerung und ihre Gruppen durch geeignete Me-
dien zu informieren. Die Dienstleistungen der Bibliothek bestehen in der Sammlung, Erschließung, 
Bereitstellung und Vermittlung dieser Medien einschließlich eines Beratungs- und Informationsdiens-
tes. 
 

§ 3 Benutzung 
 
1. Die Benutzung ist jedermann im Rahmen der Zweckbestimmung (§ 2) und in den Grenzen der 

nachfolgenden Regelungen gestattet. Kinder unter 7 Jahren dürfen die Bibliothek nur in Beglei-
tung einer volljährigen Person benutzen. 

2. Die Benutzung des zur Verfügung gestellten Internetzugangs und die Multimedia-Nutzung erfolgt 
nach der jeweils gültigen Fassung der Benutzungsordnung für alle öffentlichen Internet-Zugänge 
der Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten, die Bestandteil dieser Satzung ist. Minderjährige 
bedürfen für die Nutzung des Internetzugangs der schriftlichen Zustimmung eines gesetzlichen 
Vertreters. 

3.  Der Einsatz von Medien und Geräten für gewerbliche Zwecke ist unzulässig. 
4.  Die Bibliothek ist berechtigt, Personen, die schwerwiegend oder wiederholt gegen die Bestim-

mungen dieser Satzung oder die besonderen Bestimmungen der Leitung der Bibliothek verstoßen, 
von der Benutzung der Bibliothek ganz oder teilweise, auf Zeit oder Dauer auszuschließen. Aus 
dem Benutzungsverhältnis entstandene Verpflichtungen bleiben hiervon unberührt. 

5.  Die Gemeinde Niederkrüchten übernimmt keine Gewähr für die Aufrechterhaltung des Angebots 
im bestehenden Umfang. 

6.  Benutzer der Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten können mit ihrer Kundenkarte ebenfalls 
die Bibliothek der Gemeinde Schwalmtal nutzen. 
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§ 4 Öffnungszeiten 
 
Die Öffnungszeiten werden öffentlich bekannt gemacht. Sie sind ferner durch Aushang in der Biblio-
thek ersichtlich. 
 

§ 5 Anmeldung 
 
1. Die Benutzer der Bibliothek melden sich persönlich unter der Vorlage ihres gültigen Personalaus-

weises oder eines gültigen Reisepasses mit aktueller Meldebescheinigung (nicht älter als 1 Monat) 
in der Bibliothek an. Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der schriftlichen Zustim-
mung eines gesetzlichen Vertreters auf dem Anmeldeformular. 

2. Die Benutzer erhalten eine auf ihren Namen lautende Kundenkarte, die zur Benutzung berechtigt. 
Die Kundenkarte bleibt Eigentum der Bibliothek. Sie ist nicht übertragbar und auf Verlangen vor-
zuzeigen. Die Kundenkarte ist bei Ausschluss der Benutzer von der Benutzung der Bibliothek oder 
auf Verlangen der Bibliothek aus organisatorischen Gründen zurückzugeben. Der Verlust der Kun-
denkarte sowie jeder Wohnungswechsel sind unverzüglich der Bibliothek mitzuteilen. Eine neue 
Kundenkarte kann auf Antrag der Benutzer kostenpflichtig ausgestellt werden. 

3. Für Schäden, die durch Verlust oder Missbrauch der Kundenkarte entstehen, haften Inhaber der 
Kundenkarte oder ihre gesetzlichen Vertreter. 

4. Die von den Benutzern bei der Anmeldung erhobenen Daten werden elektronisch gespeichert. 
5. Die Benutzer erkennen mit ihrer Unterschrift bei der Anmeldung die Satzung für die Benutzung 

der Bibliothek, den Gebührentarif und die Benutzungsordnung für alle öffentlichen Internet-Zu-
gänge als verbindlich an. Die Satzung, der Gebührentarif und die Benutzungsordnung für alle öf-
fentlichen Internet-Zugänge sind in der Bibliothek ausgehängt und werden auf Anfrage ausgehän-
digt. 

 
§ 6 Ausleihen von Gegenständen und Leihfrist 

 
1.  Die allgemeine Berechtigung der Ausleihe wird durch die Aushändigung der Kundenkarte an die 

Benutzer bescheinigt. Die Berechtigung gilt ab Aushändigungsdatum für 12 Monate. Nach Ablauf 
der Frist wird die Ausleihberechtigung auf Antrag der Benutzer erneut festgestellt und für ein 
weiteres Jahr verlängert. Eine gebührenfreie Mitgliedschaft ist für jede Person einmalig für 28 
Tage ab Erstanmeldung möglich. Dauermitgliedschaften sind nur in Verbindung mit der Erteilung 
einer Kontoeinzugsermächtigung an die Gemeindekasse Niederkrüchten möglich. Die Gültigkeit 
der Ausleihberechtigung erhöht sich dadurch auf 13 Monate. Dauermitgliedschaften werden je-
weils für weitere 13 Monate verlängert, sofern nicht zu Beginn oder während des Benutzungsver-
hältnisses, spätestens jedoch 4 Wochen vor Ablauf der Nutzungsberechtigung vom Benutzer 
schriftlich erklärt wird, dass eine Verlängerung nicht vorgenommen werden soll. Dauermitglied-
schaften sind nur bei Benutzungsverhältnissen mit nicht ermäßigten Gebühren möglich. 

2. Gegen Vorlage der Kundenkarte werden Materialien der Bibliothek ausgeliehen. Die Weitergabe 
der ausgegebenen Medien an Dritte ist unzulässig. 

3. Die Gesamtzahl der an den Kunden gleichzeitig ausgegebenen Medien ist für natürliche Personen 
auf 25 Gegenstände, für Bevollmächtigte von Institutionen auf 50 Gegenstände begrenzt. Die Be-
nutzer erhalten für jedes zurückgegebene Medium eine Rückgabequittung.  

4. Die Leihfrist der Medien der Bibliothek ist in der aktuellen Fassung des Gebührentarifs festgelegt. 
Bei Überschreiten der Leihfrist für Medien der Bibliothek werden Säumnisgebühren und Mahn-
gebühren im Rahmen des jeweils geltenden Gebührentarifs fällig. Soweit keine Vorbestellung vor-
liegt, kann die Ausleihfrist auf Antrag verlängert werden. Die neue Leihfrist berechnet sich jeweils 
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vom Tag der Verlängerung an. Auf Verlangen ist bei der Verlängerung der ausgeliehene Gegen-
stand vorzulegen. Die maximale Ausleihdauer eines Gegenstandes beträgt 84 Tage. Fällt der Rück-
gabetermin auf einen Feiertag oder einen Tag, an dem die Bibliothek geschlossen ist, so verlängert 
sich die Leihfrist auf den nächsten Werktag. Übermittlungsfehler bei der Online-Verlängerung ge-
hen zu Lasten der Entleiher, soweit ein Verschulden der Bibliothek nicht nachweisbar ist. In be-
sonderen Fällen kann von der Bibliotheksleitung eine kürzere oder längere Leihfrist festgesetzt 
werden. Aus wichtigem Grund kann die Bibliothek vor Ablauf der Leihfrist die Rückgabe verlan-
gen. 

5. Die Benutzer werden solange von der weiteren Entleihung von Gegenständen der Bibliothek aus-
geschlossen, wie Gebühren zu ihren Lasten ausstehen. 

6. Ausgeliehene Materialien können von anderen Benutzern vorgemerkt werden. Die Vormerken-
den werden benachrichtigt, sobald das gewünschte Medium für sie bereitliegt. Die Bibliothek 
kann für die Benachrichtigung den Ersatz der Portokosten verlangen. Wird ein Medium innerhalb 
der Bereitstellungsfrist nicht abgeholt, so kann die Bibliothek anderweitig darüber verfügen. 

7. In begründeten Ausnahmefällen kann die Leitung der Bibliothek die Ausgabe beschränken; dies 
gilt z. B. für wertvolle, seltene oder physisch gefährdete Bestände. Ein Anrecht der Kunden auf 
Ausgabe eines bestimmten Mediums besteht nicht. Präsenzbestände werden grundsätzlich nicht 
verliehen. Über Ausnahmen entscheidet die Bibliotheksleitung. 
 

§ 7 Behandlung von entliehenen Materialien 
und Einrichtungsgegenständen 

 
1. Die Benutzer sind verpflichtet, die entliehenen Materialien und alle Einrichtungsgegenstände 

sorgfältig zu behandeln und sie vor Verlust, Verschmutzung, Beschädigung oder sonstigen Verän-
derungen zu bewahren. Anstreichungen und Ausstreichungen im Medium gelten als Beschädi-
gung. Die Benutzer haften gegenüber der Gemeinde Niederkrüchten für alle Schäden, die sich aus 
dem Missbrauch oder der Beschädigung der Medien und aller Einrichtungen ergeben. Personen-
sorgeberechtigte haften für ihre Kinder. 

2. Die Benutzer sind verpflichtet, sich bei der Ausgabe vom ordnungsgemäßen Zustand der Medien 
und ihrer Vollständigkeit zu überzeugen. Der Verlust und festgestellte Veränderungen entliehener 
Medien sind der Bibliothek unverzüglich anzuzeigen. Die Benutzer dürfen Beschädigungen nicht 
selbst beheben oder beheben lassen. 

3. Entliehene Materialien sind in der Verpackung zurückzugeben, in der sie übergeben worden sind.  
4. Entliehene Materialien dürfen nicht an Dritte weiter verliehen werden. Die Kunden dürfen die 

Materialien der Bibliothek nicht für öffentliche Aufführungen verwenden oder in anderer Form 
(z. B. in elektronischen Netzen) öffentlich zugänglich machen. Die Benutzer oder ihre gesetzlichen 
Vertreter haften der Gemeinde Niederkrüchten gegenüber für Forderungen nach dem Urheber-
recht Dritter, die sich aus der Verletzung dieser Vorschriften ergeben. Sie haben die Gemeinde 
Niederkrüchten von Forderungen Dritter freizustellen. 

5. Benutzer, in deren Wohnung eine meldepflichtige Krankheit auftritt, dürfen die Bibliothek wäh-
rend der Zeit der Ansteckungsgefahr nicht betreten oder benutzen. Die bereits entliehenen Me-
dien dürfen erst nach der Desinfektion, für die die Benutzer verantwortlich sind, zurückgebracht 
werden. 
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§ 8 Rückgabe 
 

1. Die ausgegebenen Materialien müssen spätestens am letzten Tag der Rückgabefrist zurückgege-
ben werden. Der Nachweis der fristgerechten Rückgabe obliegt den Kunden; die Quittung über 
die Rückgabe der Materialien gilt als Beleg. 

2. Bei Überschreitung der Rückgabefrist werden Gebühren entsprechend der jeweils gültigen Fas-
sung des Gebührentarifs fällig.  

 
§ 9 Auswärtiger Leihverkehr 

 
In der Bibliothek nicht vorhandene Medien kann die Bibliothek auf Antrag der Benutzer gebühren-
pflichtig im deutschen oder internationalen Leihverkehr aus anderen Bibliotheken bestellen. Sie ist 
hierbei an die jeweils geltenden Bestimmungen der Leihverkehrsordnung der deutschen Bibliotheken 
und die entsprechenden internationalen Vereinbarungen gebunden. Für die Benutzung der im Leih-
verkehr beschafften Medien gelten zudem die besonderen Auflagen der liefernden Bibliothek, im Üb-
rigen die Bestimmungen dieser Satzung. Die Gebühren entstehen durch die Bestellung, unabhängig 
davon, ob der Versuch, das Medium zu beschaffen, Erfolg hat oder nicht und auch dann, wenn die 
Benutzer richtig gelieferte Bestellungen trotz Aufforderung nicht abholen. Die Benutzer verpflichten 
sich außerdem, die ggf. von der gebenden Bibliothek für Sonderleistungen (z. B. Express-Service) ver-
langten Kosten zu übernehmen. 

 
§ 10 Haftung 

 
1. Für Verlust, Verschmutzung, Beschädigung oder sonstigen Veränderungen von Materialien wäh-

rend der Benutzung sind die Benutzer haftbar und schadensersatzpflichtig. 
Maßgebend für die Höhe des Schadenersatzes ist der jeweilige Wiederbeschaffungswert bzw. Re-
paraturaufwand für die bibliotheksgerechte Wiederherstellung und die Einarbeitung in den Be-
stand der Bibliothek.  

2. Der Verlust der Kundenkarte ist der Bibliothek unverzüglich anzuzeigen. Die Benutzer, die schuld-
haft den Missbrauch ihrer Kundenkarte ermöglichen, haften für den daraus entstehenden Scha-
den. 

3. Die Bibliothek übernimmt keine Garantie für die neuwertige Qualität der zur Ausleihe angebote-
nen Tonträger, CDs, DVDs oder anderer Medien. Aus Qualitätsmängeln können keine Haftungs- 
und Rückerstattungsansprüche an die Bibliothek gestellt werden. 

4. Die Beachtung des Urheberrechts obliegt den Benutzern. 
5. Die Gemeinde Niederkrüchten haftet nicht für Fahrlässigkeiten, insbesondere gilt dies hinsichtlich 

der Garderobe und privater Gegenstände, die den Kunden in den Räumen der Bibliothek abhan-
denkommen bzw. beschädigt werden. Ferner gilt dies insbesondere auch für Schäden, die von zu 
Benutzungszwecken angebotener Software und elektronischer Medien an Soft- und / oder Hard-
ware des Kunden entstehen. 

6. Die Bibliothek haftet nicht für Schäden, die durch unrichtige, unvollständige, unterbliebene oder 
zeitlich verzögerte Dienstleistungen entstanden sind. 

 
§ 11 Hausordnung 

 
1. Das Hausrecht steht der Bibliotheksleitung bzw. dem mit seiner Ausübung beauftragten Biblio-

thekspersonal zu. Es ist berechtigt, den Benutzern Weisungen zu erteilen. Den Anweisungen ist 
Folge zu leisten. 
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2. Jeder Benutzer hat sich so zu verhalten, dass kein anderer Benutzer in seinen berechtigten An-
sprüchen beschränkt und der Benutzungsbetrieb nicht behindert wird.  

3. In den Bibliotheksräumen ist das Rauchen nicht gestattet. Mitgebrachte Speisen und Getränke 
dürfen in der Bibliothek nicht verzehrt werden. Tiere dürfen nicht mit in die Räume der Bibliothek 
gebracht werden, ausgenommen davon sind Blindenführhunde/Assistenzhunde. 

4. Die Zufahrt zur Bibliothek ist aus Sicherheitsgründen stets frei zu halten. 
5. Fundsachen sind beim Personal der Bibliothek abzuliefern und entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen zu behandeln. 
 

§ 12 Datenschutz 
 
Die von der Bibliothek erhobenen und gespeicherten Daten der Benutzer werden entsprechend den 
Vorschriften des Bundes-/ Landesdatenschutzgesetzes gespeichert. 
 

§ 13 Gebühren 
 
Für die Leistungen der Bibliothek werden Gebühren entsprechend dem dieser Satzung zugehörigen 
Gebührentarif in der jeweils gültigen Fassung erhoben. Schuldner der Gebühren sind jeweils die Be-
nutzer. Die Gebühren werden fällig mit der Aushändigung des jeweiligen Gegenstands bzw. mit der 
Inanspruchnahme der jeweiligen Leistung. 
 
 

§ 14 Ausnahmen 
 
Von den Bestimmungen dieser Satzung kann die Bibliothek in begründeten Einzelfällen auf Antrag 
Ausnahmen zulassen, sofern die Umstände dies rechtfertigen und kein öffentliches Interesse entge-
gensteht. 
 
 

§ 15 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für die Benutzung der 
Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten vom 11. November 2008 außer Kraft. 
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Benutzungsordnung 
für alle öffentlichen Internet-Zugänge und zur Multimedia-Nutzung 

zur Satzung für die Benutzung 
der Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten 

vom 15. Dezember 2021 
 
1. Das Internet kann gegen Hinterlegung der gültigen Kundenkarte oder des gültigen Personalaus-

weises bzw. Kinderausweises von allen Personen, die das 10. Lebensjahr vollendet haben, be-
nutzt werden. Für Kinder und Jugendliche zwischen 10 und 18 Jahren ist eine Einverständniser-
klärung der Personensorgeberechtigten vorzulegen. Für die Benutzung der Internet-Arbeits-
plätze wird von der Bibliothek eine Benutzungsgebühr erhoben, die dem jeweils gültigen Ge-
bührentarif zu entnehmen ist. 

 
2. Die Bibliothek führt einen Termin-Kalender, in den sich die Benutzer vor der Internetnutzung 

eintragen lassen. Vorgemerkte Termine werden nach 15 Minuten anderweitig vergeben, wenn 
der Benutzer nicht erscheint. Reservierungen sind maximal 2 Wochen im Voraus möglich. Die 
Nutzungsdauer ist auf 3 Stunde pro Woche und eine Stunde pro Tag begrenzt. Zeitüberschrei-
tung ist nur möglich, wenn der Platz unbenutzt ist. Vor der Nutzung ist ein Formular mit Datum, 
Name, Anschrift, Benutzernummer auszufüllen und unterschrieben beim Personal vorzulegen. 

 
3. Die Bibliothek übernimmt keine Garantie, dass der Internet-Zugang zu jeder Zeit gewährleistet 

ist. 
 
4. Es gelten die einschlägigen Schutzvorschriften im Straf-, Datenschutz- und Jugendschutzrecht. 

Deren Einhaltung wird automatisch durch spezielle Filtersoftware überwacht. Das Surfen im In-
ternet mit menschenfeindlichem, rassistischem, gewaltverherrlichendem, rechts- bzw. linksra-
dikalem oder pornographischem Inhalt ist untersagt.  

 
5. Veränderungen an der System- und Netzwerkkonfiguration von Server und PC oder die be-

wusste Manipulation von Hard- und Software sind untersagt. Bei Beschädigungen behält sich 
die Bibliothek Schadenersatzansprüche und weitere juristische Schritte vor. 

 
6. Dokumente dürfen nur auf von der Bibliothek ausgegebenen Datenträgern heruntergeladen 

werden. 
 
7. Das Urheberrecht ist beim Kopieren, Ausdrucken bzw. Herunterladen zu beachten und ge-

schieht auf eigenes Risiko. 
 
8. Das Versenden und Lesen von E-Mails ist nur über Drittanbieter gestattet. 
 
9. Für folgende Schäden haftet der Benutzer: 

o mutwillige Beschädigungen am PC wie das Einschleppen von Viren durch Verwendung 
nicht erlaubter Datenträger 

o unberechtigter Zugriff oder Vernichtung von Programmen/Daten 
o Netzbehinderung, -belastung oder -störung durch ungesichertes Experimentieren 
o Manipulation an Rechnern, Konfiguration des Betriebssystems oder der Anwender-

software 
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10. Die Bibliothek übernimmt keine Haftung für: 
o Schäden, die den Benutzern an Dateien, Datenträgern oder an Geräten entstehen 
o Inhalte, Verfügbarkeit und Qualität von Angeboten Dritter, die über das Internet ab-

gerufen werden können. Sie identifiziert sich nicht mit dem Inhalt verlinkter Seiten und 
macht sich diese nicht zueigen 

o technische Probleme, nicht ordnungsgemäße Datenübermittlung, Nicht-Erreichen des 
Servers, Verlust, Veränderungen oder Beschädigungen der gespeicherten Daten 

o Folgen von Aktivitäten der Benutzer im Internet (finanzielle Verpflichtungen, Bestel-
lungen, Nutzung kostenpflichtiger Dienste, Offenlegung seiner persönlichen Daten) 

 
 
Verstöße gegen diese Regeln sowie gesetzeswidrige oder missbräuchliche Nutzung des Internets kön-
nen mit dem Ausschluss von der Internetnutzung belegt bzw. mit einer Strafanzeige verfolgt werden. 
In schwerwiegenden Fällen kann ein Benutzungsverbot für die Bibliothek ausgesprochen werden. 
 
Diese Benutzungsordnung ist Bestandteil der Satzung für die Benutzung der Bibliothek der Gemeinde 
Niederkrüchten vom 15. Dezember 2021. 
 
 
 
 

Gebührentarif 
zur Satzung für die Benutzung der Bibliothek der Gemeinde Niederkrüchten 

vom 15. Dezember 2021 
 

Für die Leistungen der Bibliothek werden folgende Gebühren erhoben: 
 
1. Gebühren für die Bescheinigung, Feststellung und Verlängerung der jährlichen   

Ausleihberechtigung 
 
 - von Erwachsenen 15,00 Euro 
 
 - von Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr  0,00 Euro 
 
 - von Schülern/Schülerinnen über 18 Jahren, Studenten/Studentinnen, 
   Auszubildenden, Menschen im Bundesfreiwilligendienst (Bufdis), 
   Empfängern/Empfängerinnen von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch, 
   Zweites Buch (SGB II) und Zwölftes Buch (SGB XII), 
   (Nachweise sind vorzulegen) 7,50 Euro 
 
 - Partnertarif 20,00 Euro 
 

2. Die nachfolgenden Personen- und Personengruppen sind von der  
Zahlung einer Gebühr freigestellt: 
 
 - Schulen, Kindertageseinrichtungen, Seniorenheime und Einrichtungen  
   der Jugendhilfe in den Gemeinden Niederkrüchten und Schwalmtal 
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 - (ehrenamtliche) Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen und Inhaber/Inhaberinnen  
   der Ehrenamtskarte 
 
 - Benutzer/Benutzerinnen mit einmaliger Ausleihberechtigung für 4 Wochen  
   (Schnupperkarte) 
 

3. Gebühr für die Neuausstellung einer Ausleihberechtigung 
 
 - bei Verlust oder Beschädigung 5,00 Euro 
 

4. Sondergebühren für bestimmte Dienstleistungen 
 
 - Bücher, Hörbücher, CDs und DVDs als Beilage zu Druckwerken   
       für 4 Wochen                         gebührenfrei 
 
 - Zeitschriften  für 2 Wochen gebührenfrei 
 
 - elektronische Medien 
   (DVD, andere elektronische Datenträger)         für 2 Wochen je Medium 1,00 Euro 
 
  für Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre speziell für diesen Personenkreis  
   bestimmte und gekennzeichnete Medien gebührenfrei 
 
 - Vermittlung eines Buches durch den Leihverkehr zzgl. den von anderen 
   Bibliotheken in Rechnung gestellten Kosten 
  - aus dem Bestand der Bibliothek der Gemeinde Schwalmtal gebührenfrei 
  - aus den Beständen anderer deutscher Bibliotheken je Medium 2,00 Euro 
  - aus den Beständen ausländischer Bibliotheken          Erstattung der Selbstkosten  
 - Fotokopien aus eigenen Beständen je Seite 0,10 Euro 
   (Fehlkopien werden berechnet) 
 
 - Internet-Nutzung je angefangene halbe Stunde 0,50 Euro 
 
 
 
 - Datenausgabe vom Benutzer-PC 
  - als Papierausdruck je Seite (Fehlkopien werden berechnet) 0,10 Euro 
 

5. Gebühren für die Überschreitung der Ausleihfrist 
 
 - je Druckschrift 
   -  nach einer Woche 1,00 Euro 
       -  nach zwei Wochen 3,00 Euro 
       -  nach drei Wochen 5,00 Euro 
 
 - je elektronischem Medium pro überschrittenem Tag 0,50 Euro 
 
 - Einziehen von Büchern nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 15,00 Euro 
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6. Gebühren bei Verlust oder Beschädigungen 
 
 - bei Beschädigungen von Strichcode-Etiketten, Funk-Etiketten, 
   Kassetten oder Hüllen von elektronischen Medien 2,50 Euro 
 
 - bei Verlust oder grober Beschädigung, die zum Ausscheiden 
   des Mediums aus dem Bestand führt                                  Wiederbeschaffungswert 
 

 
 
Die vorgenannten Gebühren entstehen mit Inanspruchnahme der jeweiligen Dienstleistung bzw. bei 
Fälligkeit. Treffen mehrere Gebührentatbestände zusammen, so werden die Gebühren nebeneinan-
der erhoben. Solange Gebühren nicht gezahlt sind, erfolgt keine weitere Ausleihe. 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Gemeinde Niederkrüchten für die Benutzung der Bibliothek der Ge-
meinde Niederkrüchten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Niederkrüchten vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Niederkrüchten, den 15. Dezember 2021 
 
Der Bürgermeister 
gez. Wassong 
 
 
  



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 87 

 

Gemeinde Schwalmtal 
 

724/2021 Öffentliche Auslegung des Entwurfes der Haushaltssatzung der Ge-

meinde Schwalmtal für das Haushaltsjahr 2022 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Schwalmtal für das Haushaltsjahr 2022 mit den da-
zugehörigen Anlagen liegt gem. § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666/SGV. NW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), während der Dauer 
des Beratungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme im Rathaus Waldniel, Zimmer 310, innerhalb 
nachfolgender Dienststunden  
 montags bis freitags von             8.00 – 12.00 Uhr, 
 zusätzlich donnerstags von  14.00 – 17.00 Uhr 
öffentlich aus.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und der Anlagen können von den Einwohnern und Abgabe-
pflichtigen der Gemeinde Schwalmtal in der Zeit vom 03.01. bis 21.01.2022 Einwendungen erhoben 
werden.  
 
Diese können schriftlich an den Bürgermeister in Schwalmtal eingereicht oder dort mündlich zur Nie-
derschrift erklärt werden. Über solche Einwendungen wird der Rat der Gemeinde Schwalmtal in öf-
fentlicher Sitzung beschließen.  
 
Schwalmtal, den 15.12.2021  
 
gez. Andreas Gisbertz 
Bürgermeister 
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725/2021 Bekanntmachung der Gemeinde Schwalmtal über die Aufstellung und 

Auslegung des Bebauungsplanes Am/2, 7. Änderung „Auf der Krone“ 

 
Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 14.12.2021 gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Am/2, 7. Änderung „Auf der Krone“ beschlossen. Gleichzeitig wurde gemäß § 13 a BauGB in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 BauGB beschlossen, die Auslegung des Bebauungsplanes nach § 3 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen. Zu diesem Bebauungsplan gehört eine Begründung. 
 
Das Ziel der Planung besteht darin, die Fläche Gemarkung Amern, Flur 10, Flurstück 385 durch eine 
Änderung des Bebauungsplanes einer Wohnbaulichen Nutzung zuzuführen. Daneben soll der tatsäch-
liche Bestand innerhalb der verfahrensgegenständlichen Flächen planungsrechtlich abgesichert wer-
den sowie die Festsetzungen bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung zeitgemäß angepasst wer-
den. Zudem soll die Errichtung von Garagen, Stellplätzen und Nebenanlagen in den verfahrensgegen-
ständlichen Flächen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ermöglicht werden, um 
eine planerische Ungleichbehandlung entgegenzuwirken. 
 
Aufgrund dieser Beschlussfassung erfolgt die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungspla-
nes Am/2, 7. Änderung „Auf der Krone mit Begründung in der Zeit  
 

vom 03.01.2022 bis einschließlich 14.02.2022 
 
zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Schwalmtal, Fachbereich Planung, Verkehr und 
Umwelt, Markt 20, Zimmer 209, während folgender Dienststunden: 
 
montags     von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
dienstags und mittwochs  von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
donnerstags    von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  und  14:00 Uhr bis 17:00 Uhr  
freitags     von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Gemäß § 4 a Abs. 4 BauGB stehen die Unterlagen zu diesem Bebauungsplanverfahren auf der Home-
page der Gemeinde Schwalmtal zum Download zur Verfügung.  
(www.schwalmtal.de  Wirtschaft & Bauen  Bauleitplanung  laufende Bauleitplanverfahren) 
 
Zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-Virus ist das Rathaus der Gemeinde Schwalmtal bis auf 
Weiteres für den Publikumsverkehr geschlossen. Wenn Sie – neben der untenstehenden Möglichkeit 
der Einsichtnahme über das Internet – während der vorstehenden Dienststunden persönlich im Rat-
haus von Ihrem Recht auf Einsichtnahme Gebrauch machen möchten, bitten wir Sie Frau Grötschel 
(Tel.: 02163 946-174, eMail: mona.groetschel@gemeinde-schwalmtal.de) während der Dienststun-
den zu kontaktieren und einen konkreten Termin zu vereinbaren. Sie wird Sie dann am Haupteingang 
des Rathauses abholen und Ihnen die oben genannten Räumlichkeiten des Rathauses öffnen. Hygie-
nische Mittel, wie beispielsweise Desinfektionsmittel, werden zur Verfügung gestellt. Sollten Sie ohne 
vorherige Terminvereinbarung während der vorstehenden Dienststunden Einsichtnahme begehren, 
bitte ich Sie Frau Grötschel gleichsam unter der vorgenannten Telefonnummer zu kontaktieren. Sie 
wird Ihnen dann die Räumlichkeiten zur Einsichtnahme öffnen. Sollte jedoch zur gleichen Zeit bereits 
eine andere Person Einsicht nehmen, müssten Sie mit Wartezeiten rechnen. 

http://www.schwalmtal.de/
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Während dieser Zeit können Stellungnahmen zu dem Entwurf des Bebauungsplanes insbesondere 
schriftlich, mündlich zur Niederschrift oder elektronisch (info@gemeinde-schwalmtal.de) vorge-
bracht werden. Nach Ablauf der Auslegungsfrist wird der Rat der Gemeinde Schwalmtal über die frist-
gemäß vorgebrachten Stellungnahmen beschließen. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Plan unberücksichtigt bleiben 
können.  
 
Der Bebauungsplan Am/2, 7. Änderung „Auf der Krone“ wird im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13 a Abs. 1 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
 
Die Abgrenzung des Planentwurfes ergibt sich aus dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt. 
 

 
 
 
Schwalmtal, den 15.12.2021                           
 
 
- gez. Andreas Gisbertz - 
         Bürgermeister 

  

Abgrenzung Bebauungsplan Am/2, 7. Änderung „Auf der Krone“ 

© Kreis Viersen 2021 
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726/2021 1. Änderungssatzung über die Festsetzung des Verdienstausfalls der be-

ruflich selbstständigen ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr Schwalmtal 

vom 15.12.2016 in der Fassung der 1. Änderung vom 14.12.2021 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) und der §§ 3 Abs. 1, 21 Abs. 1, 3 und 4 des Geset-
zes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 (GV. 
NRW. 2015 S. 886), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 
(GV. NRW. S. 762), hat der Rat der Gemeinde Schwalmtal in seiner Sitzung am 14.12.2021 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1  
Umfang des Verdienstausfalls 

 
(1) Die beruflich selbstständigen ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 

Schwalmtal in der Gemeinde Schwalmtal haben Anspruch (§ 21 Abs. 3, 4 BHKG) auf Ersatz 
ihres Verdienstausfalls, der ihnen durch die Teilnahme an Einsätzen, Übungen und Aus- und 
Fortbildungen und die Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen auf Anforderung der Ge-
meinde entsteht, soweit der Einsatz während der regelmäßigen Arbeitszeit erfolgt.  
 
Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln. Entgangener Verdienst aus Nebentä-
tigkeiten und Verdienst, der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit hätte erzielt werden kön-
nen, bleiben außer Betracht.  
 

§ 2  
Höhe der Entschädigung 

 
(1) Als Entschädigung wird ein Regelstundensatz in Höhe von 40,00 Euro gewährt, es sei denn, 

dass ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind.  
 

(2) Anstelle des Regelstundensatzes ist auf Antrag eine Verdienstausfallpauschale je Stunde zu 
zahlen, die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt 
wird. Grundlage der Berechnung bildet der Bruttoverdienst.  

 
(3) Der Höchstbetrag der Verdienstausfallpauschale wird auf 75,00 Euro pro Stunde festgesetzt.  

 
 

§ 3 
Antragsverfahren 

 
Der Antrag von Verdienstausfall ist schriftlich zu stellen. Die Anträge von Angehörigen der Freiwilli-
gen Feuerwehr sind bei der Gemeinde Schwalmtal, Fachbereich 2 (Schule, Ordnung und Soziales), 
Markt 20, 41366 Schwalmtal, einzureichen. 
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§ 4 
 Inkrafttreten 

 
Diese 1. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung des Verdienstausfalls der beruflich selbstständigen eh-
renamtlichen Angehörigen der Feuerwehr Schwalmtal wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

 

Schwalmtal, den 16.12.2021 
gez. Andreas Gisbertz 
Bürgermeister 
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Stadt Viersen 
 

727/2021 Erste Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Viersen über die Erhe-

bung von Gebühren für die Durchführung der Brandverhütungsschau vom 

22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und des § 52 Abs. 
2, 3, 4 und 5 Satz 1 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886/SGV. NRW. 213), zuletzt geändert durch Art. 6 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
Art. I 
Die Anlage 1 zur Satzung der Stadt Viersen über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung 
der Brandverhütungsschau vom 18.12.2019 wird wie folgt geändert: 
„           Anlage 1 
Gebührentarif 
 

1. Gebührenhöhe je eingesetzter Feuerwehrkraft je angefangene Viertelstunde 

a) Durchführung einer Brandverhütungsschau oder einer 
Nachschau am Objekt gem. § 4 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 

13,83 € 

b) Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandver-
hütungsschau gem. § 4 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 

13,83 € 

 
 
Art. II 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Erste Änderungssatzung zur Satzung der 
Stadt Viersen über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der Brandverhütungsschau wird 
hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungs-
verordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
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2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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728/2021 Dritte Änderungsordnung zur Entgeltordnung der Stadt Viersen über 

Entgelte für die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leis-

tungen der Feuerwehr Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 41 Abs. 1 i) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), 
und des § 52 Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastro-
phenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886/SGV. NRW. 213), zuletzt geändert 
durch Art. 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762), in seiner Sitzung am 21.12.2021 fol-
gende Änderungsordnung beschlossen: 
 
Art. I 
 
Die Entgeltordnung der Stadt Viersen über Entgelte für die Gestellung von Brandsicherheitswachen 
sowie für freiwillige Leistungen der Feuerwehr Viersen vom 20.04.2016, zuletzt geändert durch die 
Zweite Änderungsordnung vom 18.12.2019, wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

 
„Entgelte werden nach der zeitlichen Inanspruchnahme festgelegt. Maßgeblich ist die Zeit von 
der Alarmierung der Mannschaften, Fahrzeuge und Geräte bis zu ihrem Wiedereintreffen, die sich 
aus dem Einsatzbericht ergibt. Angefangene Viertelstunden werden als Viertelstunden gerechnet. 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Geräte sowie eine Wiederherstel-
lung der Einsatzfähigkeit von Geräten erforderlich machen, wird die Zeit der Reinigung oder Wie-
derherstellung der Einsatzfähigkeit der Einsatzzeit hinzugerechnet.“ 

 
Art. II 
 
Die Anlage zur Entgeltordnung der Stadt Viersen über Entgelte für die Gestellung von Brandsicher-
heitswachen sowie für freiwillige Leistungen der Feuerwehr Viersen vom 20.04.2016, zuletzt geän-
dert durch die Zweite Änderungsordnung vom 18.12.2019, erhält folgende Fassung: 
 
 
„           Anlage 
Entgelttarif 
zur Entgeltordnung der Stadt Viersen über die Entgelte für die Gestellung von Brandsicherheitswa-
chen sowie für freiwillige Leistungen der Feuerwehr Viersen  
 

1. Gestellung von Personal zu Brandsicherheitswachen je angefangene Viertelstunde 

je eingesetzter Feuerwehrkraft 4,00 € 

 

2. Gestellung von Personal zu freiwilligen Leistungen und 
Brandschutzschulungen 

je angefangene Viertelstunde 

je eingesetzter Feuerwehrkraft 13,83 € 
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3. Fahrzeugkosten je angefangene Viertelstunde 

a) Kommandowagen, Einsatzleitwagen 16,39 € 

b) Löschfahrzeug, Schlauchwagen 32,56 € 

c) Drehleiter 25,68 € 

d) Mannschaftstransportfahrzeug, Vorauslöschfahrzeug 30,14 € 

e) Wechselladerfahrzeug mit Abrollbehälter, Kleinein-
satzfahrzeug, Gerätewagen-Logistik 

45,29 € 

f) Gerätewagen-ABC Erkunder, Gerätewagen-DekonP, 
Löschfahrzeug KatS 

24,67 € 

 
In den vorgenannten Tarifen ist die Benutzung der Anhänger und der in den Fahrzeugen und Wech-
selaufbauten mitgeführten Ausrüstung und Geräte sowie der Betriebs- und Kraftstoffverbrauch ent-
halten. Nicht enthalten sind Verbrauchsmittel gemäß Ziff. 4 und Entsorgungskosten gemäß Ziff. 5. 
 
Für Fahrzeuge, die im Entgelttarif nicht aufgeführt sind, werden vergleichbare Leistungen angesetzt. 
 

4. Verbrauchsmittel 

Verbrauchsmittel werden zum Selbstkostenpreis nach Verbrauch berechnet. Hierzu gehören 
zum Beispiel: 
 
- Löschpulver 
- Löschwasserzusätze (z.B. Schaummittel, etc.) 
- Ölbindemittel 
- Chemikalienbindemittel 
- Prüfröhrchen 
- CMS-Chips 
- Atemschutzfilter 
- Schutzanzüge, sofern sie nicht gereinigt werden können (z. B. Chemikalienschutzanzüge) 
- Fluchthauben 
- nicht wieder verwendbares Einsatzmaterial (z.B. Einweg-, Abstütz- und Dichtmaterial, etc.) 
 

 

5. Entsorgungskosten 

Einsatzbedingte Entsorgungskosten sind, soweit sie nicht unmittelbar von dem Entgelt-
pflichtigen getragen werden, in tatsächlicher Höhe zusätzlich zu erstatten. 

 

6. Gestellung von Geräten je angefangene  
Viertelstunde 

Tagessatz 

a) Tragbare Stromaggregate, Tragkraft-
spritze, Kettensäge, Hochdruckreini-
ger 

4,50 €  

b) alle sonstigen Geräte mit Elektro- o-
der Verbrennungsmotor 

3,25 €  

c) Hebekissen, Dichtkissen, Hydraulik-
heber, Brennschneidgerät 

3,25 €  

d) Auffangbehälter (Bergungsfass, Falt-
tank, Edelstahltank, etc.) 

2,25 €  



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 96 

e) Blinkleuchte, Blitzleuchte, Hand-
scheinwerfer, Flutlichtstrahler, 
Messgerät (Gasspür-, Ex-Warn-, 
Kontaminationsnachweisgerät, etc.) 

1,75 €  

f) Tragbare Leitern, Feuerlösch-
schlauch, Kübelspritze 

 13,00 € 

g) alle sonstigen Geräte und Ausrüs-
tungsgegenstände ohne Motoran-
trieb 

 7,00 € 

h) Einsatz des Feuerlöschtrainers inkl. 
Feuerlöscher 

10,00 €  

 
Soweit Stundensätze nicht angegeben sind, gilt der Tagessatz als Mindestbetrag. Beim Gerätebetrieb 
verbrauchte Kraft- oder Betriebsstoffe oder Batterien sind in den vorgenannten Sätzen nicht enthal-
ten und werden, soweit sie nicht von dem Entgeltpflichtigen unmittelbar ersetzt werden, zum Selbst-
kostenpreis zusätzlich berechnet. 
 
Für Geräte, die im Entgelttarif nicht aufgeführt sind, werden vergleichbare Leistungen angesetzt. 
 

7. Betriebsfüllungen je Liter Flascheninhalt 

Betriebsfüllung Pressluftflasche 2,50 € 

 

8. Reparatur, Ersatzbeschaffung, Reinigung 

Wird bei einem Einsatz ein Gerät beschädigt oder unbrauchbar, sind die Kosten der Repa-
ratur oder Ersatzbeschaffung zu zahlen. Ist eine Reinigung der Schutz- und Einsatzkleidung 
oder der Geräte durch eine Fachfirma erforderlich, so sind die Kosten der Reinigung zu 
erstatten. Zu den Geräten zählen alle auf den Fahrzeugen oder Wechselaufbauten verlas-
teten Geräte und solche, die speziell für den Einsatz herangeschafft und eingesetzt wer-
den. 

 
 
Art. III 
Diese Änderungsordnung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Dritte Änderungsordnung zur Entgeltord-
nung der Stadt Viersen über Entgelte für die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für frei-
willige Leistungen der Feuerwehr Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung 
in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
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1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
2. diese Änderungsordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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729/2021 Vierzehnte Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Ab-

wassergebühren der Stadt Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), der §§ 2, 4, 6 
und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 1029), des § 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz 
– LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926/SGV. NRW. 77), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718) und des nordrhein-
westfälischen Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (Abwasserabgabengesetz 
Nordrhein-Westfalen - AbwAG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom   8. Juli 2016 (GV. 
NRW. S. 559/ SGV. NRW. 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560), in 
seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 

Die Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren der Stadt Viersen vom 21.01.2009, zuletzt 
geändert durch die Dreizehnte Änderungssatzung vom 23.12.2020, wird wie folgt geändert: 

 

1. Der Gebührentarif zu § 2 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

Gebührentarif zu § 2 der Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren 

  Gebührensätze 

  ab 

Tarifstelle Bezeichnung  01.01.2022 

1. Schmutzwassergebühren 

1.1 Bei Grundstücken, die an die öffentliche Abwasseranlage 

 als Kanal angeschlossen sind, 
 beträgt der Gebührensatz nach § 3 Abs. 1-3 
 je m³ Schmutzwasser 4,39 € 

  

1.2 Bei abflusslosen Gruben beträgt der Gebührensatz 

 nach § 3 Abs. 1-3 je m³ Schmutzwasser 7,44 €  
1.3 Bei Grundstücken, die an die öffentliche Abwasseranlage 

 als Kanal angeschlossen sind, beträgt der gesonderte 
 Gebührensatz nach § 3 Abs. 6 je m³ Schmutzwasser 2,26 € 
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2. Niederschlagswassergebühren 

 2.1 Der Gebührensatz nach § 4 Abs. 1 beträgt 
 je m² abflusswirksamer Fläche 1,86 €  
2.2 Der gesonderte Gebührensatz nach § 4 Abs. 3 
 Satz 1 beträgt je m² abflusswirksamer Fläche 1,45 €  
 

3. Gebühren für die Beseitigung von Klärschlamm 

 aus Abwasserbehandlungsanlagen 

3.1 Der Gebührensatz nach § 5 beträgt je m³ abgefahrenen 
 Klärschlamm 16,30 € 

 

 

Artikel II 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Vierzehnte Änderungssatzung zur Satzung 
über die Erhebung von Abwassergebühren der Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der 
Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsat-
zung der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin  
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730/2021 Dreiunddreißigste Änderungssatzung zur Satzung über die Benutzungs-

gebühren für die Übergangsheime der Stadt Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und der §§ 2, 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 1029), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
Die Satzung über die Benutzungsgebühren für die Übergangsheime der Stadt Viersen vom 
03.12.1982, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 23.12.2020, wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„Die nach § 6 der Satzung für die Übergangsheime der Stadt Viersen zu erhebenden monatlichen 
Gebühren werden wie folgt festgesetzt: 
 
1.) Benutzungsgebühr 12,77 qm x 4,8572728 € =  62,03 € je Person  
 
2.) Verbrauchskosten                                          =  28,55 € je Person“ 
  
 

Artikel II 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Dreiunddreißigste Änderungssatzung zur 
Satzung über die Benutzungsgebühren für die Übergangsheime der Stadt Viersen wird hiermit gemäß 
§ 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und 
§ 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
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4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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731/2021 Dritte Änderungssatzung zur Satzung über die Benutzung und die Ge-

bühren der Obdachlosenunterkunft für obdachlose Einzelpersonen der Stadt Vier-

sen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und der §§ 2, 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. S. 712 / SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 1029), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
Die Satzung über die Benutzung und die Gebühren der Obdachlosenunterkunft für obdachlose Ein-
zelpersonen der Stadt Viersen vom 19.12.2018, zuletzt geändert durch die Zweite Änderungssatzung 
vom 23.12.2020, wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Benutzungsgebühr für die in § 1 dieser Satzung genannte Unterkunft beträgt 95,00 € pro Über-
nachtung.“  
 
 
Artikel II 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Dritte Änderungssatzung zur Satzung über 
die Benutzung und die Gebühren der Obdachlosenunterkunft für obdachlose Einzelpersonen der 
Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der 
Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
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4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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732/2021 Sechszehnte Änderungssatzung zur Marktsatzung der Stadt Viersen 

vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1353), und der §§ 67 und 68 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504), 
in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Märkte in der Stadt Viersen vom 28.06.1985, zuletzt geändert durch Satzung 
vom 16.12.2015, wird wie folgt geändert: 
 
 

1. In § 2 Absatz 1 wird in Buchstabe c) „auf dem Lindenplatz" ersetzt durch „auf dem Lindenplatz 

und der Hochstraße, vom Lindenplatz bis zur Hindenburgstraße". 

 
2. In § 2 Absatz 4 wird „Am Aschermittwoch fällt der Wochenmarkt im Stadtteil Dülken aus" 

durch „Bei Durchführung des Schöppenmarktes fällt am Aschermittwoch der Wochenmarkt 

im Stadtteil Dülken aus." ersetzt. 

 
3. In § 6 Absatz 2 Satz 1 wird „Die Zuweisung eines Standplatzes erfolgt auf Antrag durch die 

Stadt" ersetzt durch „Die Zulassung zum Wochenmarkt erfolgt auf formlosen schriftlichen An-

trag (Bewerbung). Der Antrag muss den vollständigen Namen und die Anschrift des Antrag-

stellers, die von ihm feilzubietenden Waren und die Größe des von ihm benötigten Marktstan-

des erkennen lassen. Die Zuweisung eines Standplatzes erfolgt nach Prüfung des Antrages 

durch die Stadt. ". 

 
4. Der § 7 wird um folgende Absätze ergänzt:  

§ 7 Absatz 7: „Die Marktbeschicker beziehen elektrische Energie unmittelbar über den Versor-
ger oder ersatzweise über die Stadt. Die Betriebssicherheit der elektrischen Anlagen in den 
Verkaufseinrichtungen und die ordnungsgemäße, fachgerechte und gefahrlose Verlegung der 
Kabel obliegt dem Strom abnehmenden Marktbeschicker. Hierdurch dürfen insbesondere 
keine Behinderungen für die Kunden entstehen.“ 
§ 7 Absatz 8: „Jeder Stromabnehmer hat den Nachweis einer einwandfreien Beschaffenheit 
seiner elektrischen Anlagen zu erbringen. Die jeweils geltenden Sicherheitsvorschriften in Be-
zug auf den Betrieb und den Anschluss von elektrischen Anlagen sind einzuhalten.“ 
§ 7 Absatz 9: „Gasflaschen sind sicher zu transportieren und fachmännisch an die entspre-
chenden Endgeräte anzuschließen.“ 

 
5. In § 13 Absatz 2 wird „um 08.00 Uhr und endet um 20.00 Uhr. „" ersetzt durch „um 06.00 Uhr 
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und endet um 19.00 Uhr.“. 

 
 

Artikel II 
 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Sechszehnte Änderungssatzung zur 
Marktsatzung der Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Ver-
bindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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733/2021 Satzung über die Erhebung von Marktstandgeld in der Stadt Viersen 

vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1353), des § 71 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504), der §§ 2,4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV.NRW.S.712/SGV.NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV.NRW. 
S.1029) und des § 16 der Satzung über die Märkte in der Stadt Viersen (Marktsatzung) vom 28. Juni 
1985 in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Gebührensatz, Gebührenmaßstab 

(1) Das nach § 16 der Satzung über die Märkte in der Stadt Viersen (Marktsatzung) zu erhebende 

Marktstandgeld wird wie folgt festgesetzt: 

a) bei Wochenmärkten 0,63 Euro je Tag mal Anzahl der Quadratmeter 

b) für Geschäfte auf den Jahrmärkten gilt folgende Gebührenstaffelung 

je Tag mal Anzahl der Quadratmeter: 

- für den 1. bis 20. Quadratmeter: 1,75 Euro 

- für den 21. bis 50. Quadratmeter: 1,35 Euro 

- für den 51. bis 100. Quadratmeter: 1,05 Euro 

- für den 101. bis 300. Quadratmeter: 0,35 Euro 

- für jeden weiteren Quadratmeter: 0,30 Euro 

c) beim Schöppenmarkt 6,13 Euro je Tag mal Anzahl der Quadratmeter 

 

(2) Bei der Berechnung der Gebühr wird die tatsächlich in Anspruch genommene Fläche zugrunde 

gelegt 

 

(3) Die Mindestgebühr beträgt: 

a) für Geschäfte auf den Wochenmärkten 2,50 Euro je angefangenen Tag 

b) für Geschäfte auf den Jahrmärkten 7,50 Euro je angefangenen Tag 

c) für Geschäfte auf dem Schöppenmarkt 10,00 Euro je angefangenen Tag 

 

(4) Für die Entrichtung der Standplatzgebühr auf dem Schöppenmarkt wird bei Zahlung am Veranstal-

tungstag eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 15,00 Euro erhoben. 

 

(5) Die vorgenannten Beträge verstehen sich als Netto-Entgelte ohne Umsatzsteuer aufgrund der 

Steuerbefreiung gemäß § 4 Nr. 12a UStG. 
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§ 2 Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist derjenige, dem von der Stadt ein Standplatz zugewiesen wird. Wird der 

Standplatz mehreren Personen zugewiesen, so ist jede Person gebührenpflichtig. 

(2) Die Gebührenpflicht nach Abs. 1 bleibt bestehen, wenn der zugewiesene Standplatz aufgegeben 

oder nicht in Anspruch genommen wird. 

 

§ 3 Fälligkeit 

Das Marktstandgeld für die Wochenmärkte und den Schöppenmarkt ist am Tag der Veranstaltung 

fällig. Das Marktstandgeld für die Jahrmärkte ist am ersten Veranstaltungstag fällig. 

 

§ 4 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Marktstandgeld in der Stadt Viersen vom 

28.06.1985, zuletzt geändert durch die Siebenundzwanzigsten Änderungssatzung vom 19.12.2018, 

außer Kraft. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Satzung über die Erhebung von Markt-
standgeld in der Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbin-
dung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

2. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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734/2021 Fünfte Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Abfallentsorgung – Abfallgebührensatzung - der Stadt Viersen (AGS) vom 

22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 7 - 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und der §§ 1,4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV.NRW.S.712/SGV.NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 
(GV.NRW.S.1029), und des § 18 der Satzung über die Entsorgung von Abfall – Abfallentsorgungssat-
zung (AES) – der Stadt Viersen vom 01. Oktober 2014 in der Fassung der Ersten Änderungssatzung 
vom 20.12.2017, in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung – Abfallgebührensatzung - 
vom 17.12.2014, zuletzt geändert durch die Vierte Änderungssatzung vom 23.12.2020, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. § 4 Gebührensätze wird wie folgt geändert: 
 
Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Gebühren betragen: 
 
1. je Sammelbehälter nach § 3 Absatz 1 Ziffer 1 
 
 1.1  mit einem Fassungsvermögen von 120 Litern  je Veranlagungsjahr 13,13 € 
  im System Graue Tonne                   
 
 1.2  mit einem Fassungsvermögen von 240 Liter  je Veranlagungsjahr 25,00 € 
  im System Graue Tonne                     
 
 1.3  mit einem Fassungsvermögen von 1.100 Liter  je Veranlagungsjahr  120,39 € 
  im System Graue Tonne      
 
 1.4 mit einem Fassungsvermögen von 120 Liter je Veranlagungsjahr 3,20 € 
  im System Braune Tonne 
 
 1.5 mit einem Fassungsvermögen von 240 Liter je Veranlagungsjahr      6,31 € 
  im System Braune Tonne 
 
 1.6 mit einem Fassungsvermögen von 1.100 Liter je Veranlagungsjahr 23,27 € 
  im System Braune Tonne 
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2. je ausgeführter Sammelbehälterleerung nach § 3 Absatz 1 Ziffern 2 und 3 
 

2.1 für 120 und 240 Liter fassende Sammelbehälter im System Grau  
  und Braun ohne Behältertransport      0,86 € 
 
 2.2  für 1.100 Liter fassende Sammelbehälter im System Grau und Braun  3,05 € 

 
2.3 Wird ein Leerungsvorgang aus vom Benutzer zu vertretenden Gründen 
 erschwert (Gupf, Verdichtung u.ä.), erhöht sich die Gebühr für je  
 wiederholter Leerung um      0,11 € 

 

2.4 Ist eine Leerung wegen zu starker Verdichtung der eingefüllten Abfälle nicht möglich,  
  wird dennoch die jeweilige Leerungsgebühr berechnet. 
 
3. je volle 50 Liter nach § 3 Absatz 1 Ziffer 4 
 
 3.1  - im System Graue Tonne       1,71 € 
 
 3.2  - im System Braune Tonne       0,95 € 
 
 
4.  je Abfallsack nach § 3 Absatz 1 Ziffer 5      4,50 € 
 

 
 

Artikel II 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. 
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Fünfte Änderungssatzung zur Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung – Abfallgebührensatzung - der Stadt Vier-
sen (AGS) wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der 
Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
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3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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735/2021 Neunte Änderungssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und 

die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebühren-

satzung) der Stadt Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und der §§ 3 und 4 des Gesetzes 
über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NRW - StrReinG NRW) vom 18. De-
zember 1975 (GV.NRW.S.706; ber. 1976 S.12/SGV.NRW.2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Oktober 2016 (GV.NRW.S.868), und der §§ 1,4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV.NRW.S.712/SGV.NRW. 610), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV.NRW.S.1029), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende 
Satzung beschlossen: 

 
 

Artikel I 
 

Die Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der Stadt Viersen vom 19. Oktober 2011, zuletzt geän-
dert durch Änderungssatzung vom 23. Dezember 2020, wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Übertragung der“ gestrichen. 
 
2. Das Straßenverzeichnis gemäß § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
          Zugänge 
 

Straße oder Straßenteil Stadtbezirk Buchstabe 
Aachener Weg 
- von Dülkener Straße bis Bushaltestelle, 
   hinter Kreuzung Josef-Kaiser-Allee  VIE  B 
- Bushaltestelle bis Autobahnunterführung  VIE  A 
 
Gustav-Flügge-Straße 
 - Weg auf der Südseite, Verlängerung vom 
   Siebenweg, Flur 49, Flurstücke 791 und 781  SÜ  A 
 
Schirick 
- von Brabanter Straße bis einschließlich 
   Haus Nr. 114, Flur 39, Flurstück 63  DÜ  B 
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Abgänge 
 
Straße oder Straßenteil Stadtbezirk Buchstabe   
Aachener Weg 
- von Dülkener Straße bis Westweg  VIE  B 
 
Schirick 
- von Brabanter Straße bis einschließlich 
   Haus Nr. 81, Flur 38, Flurstück 42   DÜ  B 

 
 
 

Artikel II 
 

 Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Neunte Änderungssatzung zur Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- 
und Gebührensatzung) der Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeindeordnung 
in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der Stadt Viersen 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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736/2021 Erste Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Viersen über den Kosten-

ersatz für Einsätze der Feuerwehr Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und des § 52 Abs. 
2,3, 4 und 5 Satz 1 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886/SGV. NRW. 213), zuletzt geändert durch Art. 6 des 
Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 
Art. I 
 
Die Satzung der Stadt Viersen über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr Viersen vom 
18.12.2019 wird wie folgt geändert: 
 
2. § 2 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
„Der Kostenersatz wird nach der zeitlichen Inanspruchnahme festgelegt. Maßgeblich ist die Zeit von 
der Alarmierung der Mannschaften, Fahrzeuge und Geräte bis zu ihrem Wiedereintreffen, die sich 
aus dem Einsatzbericht ergibt. Angefangene Viertelstunden werden als Viertelstunden gerechnet. Bei 
Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Geräte sowie eine Wiederherstellung der 
Einsatzfähigkeit von Geräten erforderlich machen, wird die Zeit der Reinigung oder Wiederherstel-
lung der Einsatzfähigkeit der Einsatzzeit hinzugerechnet.“ 
 
 
Art. II 
 
Die Anlage zur Satzung der Stadt Viersen über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr Viersen 
vom 18.12.2019 wird wie folgt geändert: 
 
„           Anlage 
Kostentarif 
 

1. Personalkosten je angefangene Viertelstunde 

je eingesetzter Feuerwehrkraft 13,83 € 

 

2. Fahrzeugkosten je angefangene Viertelstunde 

a) Kommandowagen, Einsatzleitwagen 16,39 € 

b) Löschfahrzeug, Schlauchwagen 32,56 € 

c) Drehleiter 25,68 € 

d) Mannschaftstransportfahrzeug, Vorauslöschfahrzeug 30,14 € 

e) Wechselladerfahrzeug mit Abrollbehälter, Kleinein-
satzfahrzeug, Gerätewagen-Logistik 

45,29 € 
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f) Gerätewagen-ABC Erkunder, Gerätewagen-DekonP, 
Löschfahrzeug KatS 

24,67 € 

 
In den vorgenannten Tarifen ist die Benutzung der Anhänger und der in den Fahrzeugen und Wech-
selaufbauten mitgeführten Ausrüstung und Geräte sowie der Betriebs- und Kraftstoffverbrauch ent-
halten. Nicht enthalten sind Verbrauchsmittel gemäß Ziff. 3 und Entsorgungskosten gemäß Ziff. 4. 
 
Für Fahrzeuge, die im Kostentarif nicht aufgeführt sind, werden vergleichbare Leistungen angesetzt. 
 
 

3. Verbrauchsmittel 

Verbrauchsmittel werden zum Selbstkostenpreis nach Verbrauch berechnet. Hierzu gehören 
zum Beispiel: 
 
- Löschpulver 
- Löschwasserzusätze (z.B. Schaummittel, etc.) 
- Ölbindemittel 
- Chemikalienbindemittel 
- Prüfröhrchen 
- CMS-Chips 
- Atemschutzfilter 
- Schutzanzüge, sofern sie nicht gereinigt werden können (z. B. Chemikalienschutzanzüge) 
- Fluchthauben 
- nicht wieder verwendbares Einsatzmaterial (z.B. Einweg-, Abstütz- und Dichtmaterial, etc.) 

 

4. Entsorgungskosten 

Einsatzbedingte Entsorgungskosten sind, soweit sie nicht unmittelbar von dem Kostener-
satzpflichtigen getragen werden, in tatsächlicher Höhe zusätzlich zu erstatten. 

 

5.Reparatur, Ersatzbeschaffung, Reinigung 

Wird bei einem Einsatz ein Gerät beschädigt oder unbrauchbar, sind die Kosten der Repara-
tur oder Ersatzbeschaffung zu zahlen. Ist eine Reinigung der Schutz- und Einsatzkleidung o-
der der Geräte durch eine Fachfirma erforderlich, so sind die Kosten der Reinigung zu erstat-
ten. Zu den Geräten zählen alle auf den Fahrzeugen oder Wechselaufbauten verlasteten Ge-
räte und solche, die speziell für den Einsatz herangeschafft und eingesetzt werden.“ 

 
 
Art. III 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Erste Änderungssatzung zur Satzung der 
Stadt Viersen über den Kostenersatz für Einsätze der Feuerwehr Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 
4 und 5 der Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der 
Hauptsatzung der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 
 
4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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737/2021 Fünfte Änderungssatzung zur Gebührensatzung für die Rettungswache 

der Stadt Viersen vom 22.12.2021 

 
Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), und der §§ 1, 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712/ SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 1029), in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
Art. I 
 
Die Gebührensatzung für die Rettungswache der Stadt Viersen vom 20.04.2016, zuletzt geändert 
durch Änderungssatzung vom 28.04.2021 wird wie folgt geändert: 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Rettungswache der Stadt Viersen erhält folgende Fas-
sung: 
 

Tarif- 
Nr. 

Bemessungsgrundlage  Gebühr in € 
 

1 Beförderung von Nichtnotfallpatienten   

1.1 bei der Beförderung einer Person  413,40 

1.2 bei gleichzeitiger Beförderung von zwei oder mehr Per-
sonen in einem Fahrzeug 

je Benutzer 206,70 

 

2 Beförderung von Notfallpatienten mit Rettungswagen   

2.1 innerhalb des Stadtgebietes Viersen, bei Beförderung ei-
ner Person 

 579,18 

2.2 innerhalb des Stadtgebietes Viersen, bei gleichzeitiger 
Beförderung von zwei oder mehr Personen in einem 
Fahrzeug  

je Benutzer 497,74 

2.3 Bei einer Beförderung einer Person über das Gebiet der 
Stadt Viersen hinaus zuzüglich zur Grundgebühr (Tarif-
Nr. 2.1) ab dem 16. km für jeden weiteren Fahrkilometer 
von Einsatzbeginn bis –ende 

 6,00 

2.4 Bei einer Beförderung von zwei oder mehreren Perso-
nen über das Gebiet der Stadt Viersen hinaus zuzüglich 
zur Grundgebühr (Tarif-Nr. 2.2) ab dem 16. km für jeden 
weiteren Fahrkilometer von Einsatzbeginn bis -ende 

je Benutzer 3,00 

 

3 Einsatz des Notarztes   

3.1 innerhalb des Stadtgebietes Viersen, notärztliche Ver-
sorgung eines Notfallpatienten am Notfallort sowie wäh-
rend der Beförderung  

 567,19 
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3.2 innerhalb des Stadtgebietes Viersen, notärztliche Ver-
sorgung von zwei oder mehr Notfallpatienten am Not-
fallort sowie während einer Beförderung  

je Benutzer 488,58 

3.3 Einsatz des Notarztes (zur Versorgung eines Notfallpati-
enten am Notfallort oder während der Beförderung ei-
ner Person im RTW) über das Gebiet der Stadt Viersen 
hinaus zuzüglich zur Grundgebühr (Tarif-Nr. 3.1) ab dem 
16. km für jeden weiteren Fahrkilometer von Einsatzbe-
ginn bis –ende 

 6,00 

3.4 Einsatz des Notarztes (zur Versorgung von zwei oder 
mehreren Notfallpatienten am Notfallort oder während 
der Beförderung der Personen im RTW) über das Gebiet 
der Stadt Viersen hinaus zuzüglich zur Grundgebühr (Ta-
rif-Nr. 3.2) ab dem 16. km für jeden weiteren Fahrkilo-
meter von Einsatzbeginn bis –ende 

je Benutzer 3,00 

 

4 Inanspruchnahme sonstiger Leistungen  

4.1 Beförderung von Arzneimitteln, Blutprodukten aus zellulären Blutbe-
standteilen, Organen, ähnlichen Gütern, medizinischen Geräten oder 
Ähnlichem innerhalb des Stadtgebietes Viersen 

274,00 

4.2 Bei einer Beförderung über das Gebiet der Stadt Viersen hinaus zuzüg-
lich zur Grundgebühr (Tarif-Nr. 4.1) ab dem 16. km für jeden weiteren 
Fahrkilometer von Einsatzbeginn bis -ende 

6,00 

 
Art. II 
 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vom Rat der Stadt Viersen am 21.12.2021 beschlossene Fünfte Änderungssatzung zur Gebühren-
satzung für die Rettungswache der Stadt Viersen wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der Gemeinde-
ordnung in Verbindung mit § 4 der Bekanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsatzung der 
Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentli-
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
2. diese Änderungssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
3. die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
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4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Viersen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Viersen, den 22.12.2021 
 
gez. 
 
A n e m ü l l e r  
Bürgermeisterin 
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738/2021 Ladung zur Offenlage und Anhörung über die 

Ergebnisse der Wertermittlung gemäß § 32 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Bezirksregierung Köln 50667 Köln, den 17.11.2021 
Dezernat 33  Zeughausstraße 2-10 
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung-  Telefon: 0221 147-2033 
Flurbereinigung Wanlo-Kaulhausen 
Az.: 33.44 - 5 15 06 - Ost 
 

Ladung zur Offenlage und Anhörung über die  
Ergebnisse der Wertermittlung gemäß § 32 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) 

 
 
I. Ladung zur Offenlage der Ergebnisse der Wertermittlung 
 
Im Flurbereinigungsverfahren Wanlo-Kaulhausen Teilgebiet Ost liegen die Nachweise über die Ergeb-
nisse der Wertermittlung für die dem Flurbereinigungsverfahren unterliegenden Grundstücke vor. 
 
Die Ergebnisse der Wertermittlung sind Grundlage für die Berechnung des Abfindungsanspruches und 
damit Grundlage für den Flurbereinigungsplan. Die Nachweise über die Ergebnisse der Wertermitt-
lung liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus: 

von Montag, den 10.01.2022 bis Freitag, den 21.01.2022, 

 

 bei der Stadtverwaltung Erkelenz, Rathaus, Zimmer 143, 1. Etage, 
Johannismarkt 17, 41812 Erkelenz 

 (Es wird gebeten, sich auf der Homepage der Stadtverwaltung Erkelenz über die aktuellen 
coronabedingten Maßnahmen zu informieren.) 

 bei der Stadtverwaltung Mönchengladbach, Rathaus Rheydt, Fachbereich 62 – Geoinformati-
onen, Geodatenzentrum, Eingang G, 2. Etage Zimmer 2004, Markt 11, 41236 Mönchenglad-
bach  
Terminvereinbarung zwingend erforderlich: Geodatenzentrum (E-Mail geodaten@moencheng-
ladbach.de oder Fon: 02161-259535). 

 

Die Karten zur Wertermittlung können auch digital eingesehen werden unter:  
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/in-
dex.html 
 
Zur Erteilung von Auskünften über die vorgenommene Bewertung der Grundstücke stehen Bediens-
tete der Bezirksregierung Köln zur Verfügung.  
Im Hinblick auf die aktuellen coronabedingten Beschränkungen ist eine vorherige telefonische Ter-
minvereinbarung mit dem Dezernat 33.44 der Bezirksregierung Köln unter der Rufnummer 0221 147-
2914 oder der oben angegebenen Rufnummer zwingend erforderlich. 
 

mailto:geodaten@moenchengladbach.de
mailto:geodaten@moenchengladbach.de
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html
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Beteiligte des Flurbereinigungsverfahrens sind gemäß § 10 FlurbG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2794) die Teilnehmer, d. h. die Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigten der zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke und die Nebenbeteiligten gemäß § 10 Nr. 2 FlurbG.  
 
Zu den Nebenbeteiligten des Flurbereinigungsverfahrens zählen: 
a. Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom Flurbereinigungsverfah-

ren betroffen werden; 
b. andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder öffentliche 

Anlagen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder deren Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 
FlurbG); 

c. Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich zusam-
menhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 

d. Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder von 
Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung 
solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken; 

e. Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen Rechts-
zustandes (§ 61 Satz 2 FlurbG); 

f. Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag 
zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird (§§ 42 Abs. 3 und 106 FlurbG) oder 
die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken 
haben (§ 56 FlurbG). 

 
Die Teilnehmer des Flurbereinigungsverfahrens erhalten u.a. den Flurstücksnachweis - Alter Bestand 
-. In diesem ist der Grundbesitz aufgeführt, den sie in das Flurbereinigungsverfahren einbringen. Hier 
sind die Ergebnisse der Wertermittlung nach Wertklassen und Wertverhältniszahl als Kennzahlen für 
Grundstücksqualität und Bodengüte nachgewiesen. Der Flurstücksnachweis - Alter Bestand - wird Be-
standteil des Flurbereinigungsplanes. 
Die Nebenbeteiligten erhalten einen Nebenbeteiligtennachweis - Alter Bestand -, der ihre Rechte an 
den zum Flurbereinigungsverfahren gehörenden Flurstücken beinhaltet. 
 
 
II. Ladung zum Anhörungstermin zu den Ergebnissen der Wertermittlung 
 
Der Anhörungstermin dient der Erläuterung der Wertermittlungsergebnisse. In diesem Termin kön-
nen Einwendungen gegen die Ergebnisse der Wertermittlung vorgebracht werden. Es wird darauf 
hingewiesen, dass in diesem Termin nur allgemeine Erläuterungen zu der im o.g. Flurbereinigungs-
verfahren durchgeführten Bewertung und keine Auskünfte über die Bewertung der einzelnen Grund-
stücke gegeben werden (hierfür ist die unter I. aufgeführte Offenlage vorgesehen).  
Der Anhörungstermin findet unter Beachtung der aktuellen Coronaschutzverordnung statt: 
 

Freitag, 28. Januar 2022 um 10:00 Uhr 
 Im Pfarrheim Wanlo 

An der Kirche 20 
41189 Mönchengladbach. 
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Für die Teilnahme am Anhörungstermin ist eine vorherige telefonische Anmeldung bei Dezernat 
33.44 der Bezirksregierung Köln wie vor zwingend erforderlich, da die Teilnehmerzahl aufgrund der 
vorbenannten Verordnung begrenzt ist. 
Sollte die maximal zulässige Personenanzahl zum Zeitpunkt der Anmeldung bereits erreicht sein, wird 
den Beteiligten um 13:30 Uhr desselben Tages am selben Ort Gelegenheit zur Anhörung gegeben. 
Sollten Beteiligte ihre Einwendungen nicht im Anhörungstermin vorbringen wollen, so können sie 
diese bis spätestens 14 Tage nach dem o.g. Anhörungstermin schriftlich der Bezirksregierung Köln, 
Dezernat 33, 50606 Köln, unter Angabe des o. g. Aktenzeichens und ihrer ONr. mitteilen. 
Allgemeine Erläuterungen zu dem im Flurbereinigungsverfahren durchgeführten Bewertungsverfah-
ren können die Beteiligten dem Begleitschreiben entnehmen, das sie per Post erhalten. 
 
Beteiligte, die mit den Ergebnissen der Wertermittlung einverstanden sind, brauchen diesen 
Anhörungstermin nicht wahrzunehmen.  
 
Die den Beteiligten übersandten Auszüge und Nachweise sind zu den vorgenannten Terminen mitzu-
bringen. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 

1. Vertretung durch eine bevollmächtigte Person 
Aus verwaltungsvereinfachenden Gründen und um die Anzahl der Ansprechpartner zu verrin-
gern, werden alle Miteigentümer an gemeinschaftlichem Grundbesitz (auch die von der Flurbe-
reinigungsbehörde ermittelten Erben) aufgefordert, eine gemeinsame bevollmächtigte Person 
zu bestellen, soweit dies noch nicht geschehen ist. 
Hierzu ist eine schriftliche Vollmacht mit beglaubigter Unterschrift vorzulegen. Die Beglaubigung 
kann von jeder dienstsiegelführenden Stelle vorgenommen werden (z. B. Stadt- oder Gemeinde-
verwaltung). Die Beglaubigung ist gemäß § 108 FlurbG gebührenfrei (außer bei Notaren). 
Vollmachtsvordrucke können die Beteiligten bei der Bezirksregierung Köln, -Dezernat 33-, 50606 
Köln, anfordern oder auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln  
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungs-
verfahren/form_vollmacht.pdf  
abrufen. 
Die Bevollmächtigung schließt eine Teilnahme der einzelnen Miteigentümer/innen an Terminen 
im Flurbereinigungsverfahren nicht aus. 
Sollten Beteiligte an der Wahrnehmung der Termine zu Ziffern I. und II. verhindert sein, können 
sie sich an diesen Tagen durch eine bevollmächtigte Person vertreten lassen. Zur notwendigen 
Beglaubigung und Bereitstellung des notwendigen Vollmachtsvordruckes siehe oben. 
 

2. Kostenerstattung 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass keine Kosten erstattet werden können, die den 
Beteiligten durch die Wahrnehmung der Termine entstehen. 

 
Besondere Hinweise zur Coronavirus-Prävention 

Sofern Beteiligte weder vollständig geimpft oder genesen sind im Sinne von § 2 Abs. 8 der Corona-
schutzverordnung NRW gilt bis auf Weiteres Folgendes: Personen, die an Terminen der Bezirksregie-
rung Köln teilnehmen, haben ein negatives Coronatestergebnis vorzuweisen. Das Testergebnis darf 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/form_vollmacht.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/form_vollmacht.pdf
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nicht älter als 24 h sein. Akzeptiert werden nur Nachweise von PCR-Tests, Schnelltests oder begleite-
ten Selbsttests, die von hierfür zugelassenen Personen/Stellen ausgestellt werden. Die Vorlage des 
Testergebnisses kann in Papierform oder digital erfolgen. Zudem ist die Vorlage eines Personalaus-
weises zur Identitätsfeststellung erforderlich.  
Die Beteiligten werden gebeten, im Gebäude eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen und den Min-
destabstand von 1,5 m einzuhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. 
Rosenberg 
 
 
Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internet-Seite der Bezirksregierung Köln 
veröffentlicht unter: 
http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html 
 
Allgemeine Hinweise zum Datenschutz für den Geschäftsbereich der Bezirksregierung Köln sowie Informationen zur Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten im Flurbereinigungsverfahren sind zu finden unter:https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistun-

gen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/datenschutzhinweise.pdf 

Auf Wunsch werden diese Informationen gerne auch barrierefrei zur Verfügung gestellt. 

 
 

  

http://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/33_flurbereinigungsverfahren/index.html
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/datenschutzhinweise.pdf
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung03/33/flurbereinigungsverfahren/datenschutzhinweise.pdf
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739/2021 Gesamtabschluss 2018 

 
Bekanntmachung 
 
der Feststellung des Gesamtabschlusses der Stadt Viersen zum 31.12.2018 sowie der Entscheidung 
über die Entlastung der Bürgermeisterin der Stadt Viersen. 
 
In der Ausgabe des Amtsblattes des Kreises Viersen Nr. 46/2021 vom 09.12.2021 wurde der Gesamt-
abschluss 2018 der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht. 
 
Aufgrund eines Redaktionsversehens wurde die Bekanntmachung teilweise fehlerhaft abgedruckt. 
 
Aus diesem Grund wird der ordnungsgemäße Text im Wege der Berichtigung in diesem Amtsblatt 
abgedruckt. Er lautet wie folgt: 
 
Der Rat der Stadt Viersen hat in seiner Sitzung am 16.11.2021 den Gesamtabschluss zum 31.12.2018 
gemäß § 116 Abs. 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 1 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli.1994 (GV. NW. S. 666 
/ SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1072) fest-
gestellt. 
 

1. Der Gesamtabschluss der Stadt Viersen zum 31.12.2018 wird gemäß § 116 Abs. 9 i. V. m .§ 96 
Abs. 1 GO NRW mit einer Gesamtbilanzsumme in Höhe von 751.690.641,58 € und einem Ge-
samtergebnis in Höhe von 3.741.022,47 € festgestellt. 

 
2. Für den Gesamtabschluss 2018 wird der Bürgermeisterin vorbehaltlos Entlastung gemäß § 116 

Abs. 9 i. V. m. § 96 Abs. 1 GO NRW erteilt. 
 
Der Gesamtabschluss 2018 ist gemäß § 116 Abs. 9 GO NRW in Verbindung mit § 96 Abs. 2 Satz 2 GO 
NRW im Internet unter http://www.viersen.de im Bereich der Publikationen veröffentlicht und kann 
dort eingesehen werden. 
 
 
Viersen, 13.12.2021 
 
 
Die Bürgermeisterin 
 
gez. 
Anemüller 
  

http://www.viersen.de/
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740/2021 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt 

Viersen für das Haushaltsjahr 2022 

 
Auf Grund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353), wird bekannt gemacht, dass der Entwurf 
der Haushaltssatzung der Stadt Viersen für das Haushaltsjahr 2022 während der Dauer des Beratungs-
verfahrens (bis zur beschließenden Ratssitzung voraussichtlich am 14.03.2022) mit Bestandteilen und 
Anlagen zur Einsichtnahme im Verwaltungsgebäude I, Viersen-Dülken, Am Alten Rathaus 1, Zimmer 
207, zu folgenden Dienstzeiten öffentlich ausliegt: 
 
montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr; 
freitags  von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
und unter der Adresse https://www.viersen.de/de/inhalt/haushalt-stadt-viersen/ im Internet verfüg-
bar ist. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige der Stadt Viersen in der Zeit vom 
04.01.2022 bis einschließlich 07.02.2022 Einwendungen erheben. Diese können schriftlich bei der 
Bürgermeisterin der Stadt Viersen, Rathausmarkt 1, 41747 Viersen, eingereicht oder während der o. 
g. Dienststunden beim Fachbereich 20 -Finanzverwaltung- im Verwaltungsgebäude I, Viersen-Dülken, 
Am Alten Rathaus 1, Zimmer 207, zur Niederschrift erklärt werden. Über solche Einwendungen wird 
der Rat der Stadt Viersen voraussichtlich am 14.03.2022 in öffentlicher Sitzung beschließen. 
 
 
Viersen, 22.12.2021 
 
 
 
Die Bürgermeisterin 
 
 
gez. 
A n e m ü l l e r 
 

  

https://www.viersen.de/de/inhalt/haushalt-stadt-viersen
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Stadt Willich 
 

741/2021 Bebauungsplan Nr. 46 S – westlich Willicher Straße – 

hier: Auslegungsbeschluss 

 
Der Planungsausschuss der Stadt Willich hat in der Sitzung am 07.12.2021 folgenden Beschluss ge-
fasst: 
 
„Der Planungsausschuss beauftragt die Verwaltung, auf Grundlage des vorliegenden Bebauungspla-
nentwurfes Nr. 46 S – westlich Willicher Straße – die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetz-
buch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) durchzuführen. 
 
Der künftige Geltungsbereich des Bebauungsplanes sowie die zum Ausgleich des Eingriffs erforderli-
che externe Kompensationsfläche sind in den nachfolgend abgedruckten Planskizzen ersichtlich.  
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Das Plangebiet wird begrenzt durch landwirtschaftliche Flächen im Norden, die Willicher Straße im 
Osten, die Reihenhausbebauung an der Willicher Straße im Süden und im Westen von der Wohnsied-
lung der Johannes-Spaetgens-Straße und weiterer landwirtschaftlicher Flächen. 
 
Allgemeines Planungsziel ist die Realisierung einer Kindertagesstätte.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Aufgrund des Auslegungsbeschlusses liegt der Bebauungsplanentwurf mit Begründung gemäß § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch in der Zeit von 
 

Montag, 03.01.2022 – Mittwoch, 09.02.2022 
 

im Geschäftsbereich Stadtplanung der Stadt Willich, 
Technisches Rathaus, Rothweg 2, in 47877 Willich 

 
während der allgemeinen Öffnungszeiten des Rathauses im Foyer des Erdgeschosses (vor den Räu-
men 015, 016, 017) zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Der Bebauungsplanentwurf wird so angebracht, dass er auch bereits von außen gut einsehbar ist. Die 
vollständigen Unterlagen sind dann im Foyer einzusehen. Innerhalb des Gebäudes sind die geltenden 
Corona-Schutzbestimmungen (u.a. Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes) zu beachten.  
 
Zu folgenden Zeiten stehen Ihnen die AnsprechpartnerInnen des Geschäftsbereiches Stadtplanung 
auch vor Ort zur Verfügung: 
Montags bis freitags   von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
zusätzlich mittwochs von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, 
und nach telefonischer Terminabstimmung. 
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Für Rückfragen und persönliche Einzelgespräche zu den ausliegenden Unterlagen können Sie sich 
gerne telefonisch an die zuständige Planerin Frau Gebert unter 02154-949 263 wenden. 
 
Sollte es im Auslegungszeitraum zu coronabedingten Einschränkungen der Zugänglichkeit zu den 
Dienstgebäuden der Stadt Willich kommen, wird um telefonische Voranmeldung unter der Nummer 
02156-949 256 gebeten. 
 
Zudem sind alle Unterlagen der öffentlichen Auslegung im genannten Zeitraum ebenfalls im Internet 
unter  
 

https://www.stadt-willich.de/stadtplanung 
 
zur Einsichtnahme eingestellt. Hier können Sie online die gleichen Informationen erhalten.  
 
Während der Auslegungsfrist können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen zu den im Bebauungs-
planentwurf vorgesehenen Festsetzungen schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der o.g. 
Dienststelle abgegeben werden. Stellungnahmen können darüber hinaus auch per E-Mail an stadt-
planung@stadt-willich.de gesendet werden. 
 
Über Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Willich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschluss-
fassung über den Plan unberücksichtigt bleiben können.   
 
Folgende Umweltinformationen liegen vor:  
 

https://www.stadt-willich.de/stadtplanung
mailto:stadtplanung@stadt-willich.de
mailto:stadtplanung@stadt-willich.de
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Willich, 14.12.2021 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
Gez. Nachtwey 
Erster und Technischer Beigeordneter 
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742/2021 Bebauungsplan Nr. 7 V W – südlich Konrad-Adenauer-Park – 

hier: Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss 

 
 

Der Planungsausschuss der Stadt Willich hat in der Sitzung am 07.12.2021 folgenden Beschluss ge-
fasst: 
 
„Der Planungsausschuss beschließt die Änderung des Aufstellungsbeschlusses vom 22.04.2021 im 
beschleunigten Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 7 V W - südlich Konrad-Adenauer-Park - bezüg-
lich der Verkleinerung des Geltungsbereiches gem. § 2 Abs. 1 i.V.m. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147).“ 
 
In gleicher Sitzung wurde der Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
gefasst. 
 
Der künftige Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der nachfolgend abgedruckten Planskizze 
ersichtlich.  
 

 
 
Das Plangebiet wird nun im Norden und Osten vom Konrad-Adenauer-Park, im Süden von der 
Burgstraße bzw. den rückwärtigen Grundstücksgrenzen der anliegenden Bebauung und im 
Westen von der Bahnstraße begrenzt. 
 
Allgemeines Planungsziel ist die Neugestaltung des ehemaligen Krankenhausareals. 
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Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes sollen die für diesen Planbereich zurzeit geltenden 
Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. 3 W – C-D Bauzonen-Baugestaltung- und 7 I W – Ortskern 
– aufgehoben werden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 7 V W - südlich Konrad-Adenauer-Park - wird auf Grundlage des § 13a 
BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gemäß § 
13a Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, dem 
Umweltbericht nach § 2a sowie von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Aufgrund des Auslegungsbeschlusses liegt der Bebauungsplanentwurf mit Begründung gemäß § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch in der Zeit von 
 

Montag, 03.01.2022 – Mittwoch, 09.02.2022 
 

im Geschäftsbereich Stadtplanung der Stadt Willich, 
Technisches Rathaus, Rothweg 2, in 47877 Willich 

 
während der allgemeinen Öffnungszeiten des Rathauses im Foyer des Erdgeschosses (vor den Räu-
men 015, 016, 017) zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Der Bebauungsplanentwurf wird so angebracht, dass er auch bereits von außen gut einsehbar ist. 
Die vollständigen Unterlagen sind dann im Foyer einzusehen. Innerhalb des Gebäudes sind die gel-
tenden Corona-Schutzbestimmungen (u.a. Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes) zu beachten.  
 
Zu folgenden Zeiten stehen Ihnen die AnsprechpartnerInnen des Geschäftsbereiches Stadtplanung 
auch vor Ort zur Verfügung: 
Montags bis freitags   von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
zusätzlich mittwochs von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr, 
und nach telefonischer Terminabstimmung. 
 
Für Rückfragen und persönliche Einzelgespräche zu den ausliegenden Unterlagen können Sie sich 
gerne telefonisch an den zuständigen Planer Herrn Hoffmann unter 02154-949 265 wenden. 
 
Sollte es im Auslegungszeitraum zu coronabedingten Einschränkungen der Zugänglichkeit zu den 
Dienstgebäuden der Stadt Willich kommen, wird um telefonische Voranmeldung unter der Num-
mer 02156-949 256 gebeten. 
 
Zudem sind alle Unterlagen der öffentlichen Auslegung im genannten Zeitraum ebenfalls im Inter-
net unter  
 

https://www.stadt-willich.de/stadtplanung 
 
zur Einsichtnahme eingestellt. Hier können Sie online die gleichen Informationen erhalten.  
 

https://www.stadt-willich.de/stadtplanung
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Während der Auslegungsfrist können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen zu den im Bebau-
ungsplanentwurf vorgesehenen Festsetzungen schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der 
o.g. Dienststelle abgegeben werden. Stellungnahmen können darüber hinaus auch per E-Mail an 
stadtplanung@stadt-willich.de gesendet werden. 
 
Über Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt Willich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschluss-
fassung über den Plan unberücksichtigt bleiben können.   

 
Willich, 10.12.2021 
 
Gez. Pakusch 
Bürgermeister 

  

mailto:stadtplanung@stadt-willich.de
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743/2021 Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der 

Stadt Willich 

vom 21.12.2021 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. Novem-
ber 2020, der §§ 5, 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz 
- LAbfG NW -) vom 21.06.1988 (GV. NRW. S. 250) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Änderungsgesetz 
vom 07.04.2017 (GV. NRW. S. 442), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 
2012, S. 212 ff.) zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), 
§ 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18.04.2017 (BGBl. I 2017, S.896 ff.) zuletzt geändert durch Ar-
tikel 4 der Verordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch 
Artikel 31 des Gesetzes vom 05. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607), des Elektro- und Elektronikgerätege-
setzes (ElektroG) vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, S.1739 ff.) zuletzt geändert durch Artikel 23 des Ge-
setzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), des Batteriegesetzes (BattG) vom 26.06.2009 (BGBl. I 
2009 S. 1582) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. November 2020 (BGBl. I S. 2280), 
sowie des Verpackungsgesetzes (VerpackG- Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushaltsna-
hen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen) vom 05.07.2017 (BGBl. I 2017, S. 2234ff), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2021(BGBl. I S. 4363) hat der Rat der Stadt 
Willich in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Willich 
beschlossen: 
 
 
 
§ 2 (3) (erhält folgende Fassung) 
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt 
 
(3) Im Einzelnen erbringt die Stadt gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfallentsor-

gungseinrichtung folgende Abfallentsorgungsleistungen: 
 

1.  Einsammeln und Befördern von Restmüll einschließlich gekochter Speisereste und Ab-

fälle tierischer Herkunft. 

 

2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen sind hierbei im Abfall ent-

haltenen biologisch abbaubare Abfallanteile zu verstehen, wie z. B. rohe Küchenabfälle, 

Zimmer- und Gartenpflanzen, Sträucher, Strauch- und Baum-astschnitt, Rasenschnitt und 

sonstige Gartenabfälle. Nicht hierunter fallen die unter Nr. 1 genannten Speisereste und 

Abfälle tierischer Herkunft.  

 

3. Einsammeln und Befördern von Altpapier, soweit es sich nicht um Einweg-Verkaufsver-

packungen aus Pappe/Papier/Karton handelt. 

 
4. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen/Sperrmüll. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
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5. Einsammeln und Befördern von Elektro- und Elektronikgroßgeräten aus privaten Haus-

haltungen sowie sonstigen Herkunftsbereichen, soweit sie in Beschaffenheit und Menge 

privaten Haushaltungen entsprechen. 

 
6. Vorhaltung einer Sammelstelle für Elektrokleinteile und Altbatterien, die vom Endnutzer 

vom Altgerät zu trennen sind, und deren Abfuhr. 

 
Für Elektrokleinteile ist eine städtische Sammelstelle auf dem Wertstoffhof eingerichtet. 
Abfallbesitzer haben anfallende zu entsorgende Elektrokleinteile dieser Sammelstelle zu-
zuführen. 

 
7. Schadstoffhaltige Abfälle aus Haushaltungen werden von der Stadt separat eingesammelt 

und dem Kreis getrennt von den übrigen Abfällen überlassen. 

Dabei hat die Stadt Willich die Benutzungsordnung für die Sortierung und Anlieferung von 
Schadstoffen aus Haushaltungen des Kreises Viersen in der jeweils gültigen Fassung zu 
beachten.  

 
8. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von Abfäl-

len. 
 
9. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben. 

 

10. Einsammeln und Befördern von Altkleidern und Altschuhen 
 

11. Reinigen von Abfallbehältern 
 
 

Haushalts- und Gewerbeabfälle dürfen nicht in den von der Stadt aufgestellten oder angebrach-

ten Abfallbehältern abgelagert werden, derartige Behälter durchsucht oder von ihnen Gegen-

stände entnommen werden. 

 

Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene Abfallent-
sorgung mit Abfallgefäßen, durch grundstücksbezogene Sammlungen im Holsystem sowie 
durch eine getrennte Einsammlung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbe-
zogenen Abfallentsorgung. 

 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Willich, den 21.12.2021 
 
gez. 
 
(Christian Pakusch) 
Bürgermeister 
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744/2021 Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung in 

der Stadt Willich 

vom 21.12.2021 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), Zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 
1. Oktober 2020 und am 1. November 2020, sowie der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.12.2019 (GV NRW S. 1029) in Kraft getreten am 1. Januar 2020 und des § 21 der Sat-
zung über die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 20.12.2017 (Abl.Krs. Vie 2018 S. 39), zuletzt 
geändert durch die erste Änderungssatzung vom 19.12.2018 Abl. Krs. Vie. 2018, S.1307) hat der Rat 
der Stadt Willich in seiner Sitzung am 21. Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung 

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung "Abfallentsorgung" nach § 4 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 Kommunalabgabengesetz (KAG), erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 
Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren. 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige und Gebührenpflicht 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer/innen der an die städtische Abfallentsorgung ange-
schlossenen Grundstücke und die ihnen Gleichgestellten gemäß § 22 der Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Willich. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner/innen. 

 
(2) Maßgebend für die Gebührenpflicht sind die am 01.01. des Veranlagungsjahres bestehenden, 

durch einen Grundsteuermessbescheid des Finanzamtes festgestellten Eigentumsverhältnisse. 
Im Falle eines Eigentumswechsels ist die/der neue Eigentümer/in vom Beginn des Monats an 
gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige 
gilt dies entsprechend. 

 
(3) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. Tag des Monats, der auf den Anschluss folgt. Sie endet 

mit dem Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der städtischen Abfallentsorgung 
aufhört. 

 
(4) Gibt die Stadt dem Antrag nach § 11 (4) der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 

Willich statt, dann werden die Gebühren ab dem 1. Tag des übernächsten Monats, der auf den 
Eingang des Antrags auf eine gebührenmindernde Veränderung folgt, neu berechnet und der 
Gebührenbescheid berichtigt. 

 
(5) Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 (5) 

Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
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§ 3 

Gebührenbemessung 

(1) Grundlage für die Gebührenberechnung sind Zahl, Art und Größe der aufgestellten Restabfall-
behälter und Restabfallsäcke, sowie Zahl, Art und Größe der aufgestellten freiwilligen zusätzli-
chen Bio-Tonnen.  

 
 Für die Bemessung der Gebühren ist unerheblich, ob und in welchem Umfang die aufgestellten 

Abfallbehälter bei ihrer Leerung im Einzelfall gefüllt und wie viele Abfallbehälter im Einzelfall 
zu entleeren waren. Unberücksichtigt bleibt auch, ob und in welchem Umfang Papier und 
Pappe, sperrige Abfälle, Sonderabfälle aus Haushaltungen, Bioabfälle sowie Elektrogeräte zur 
Abfuhr bereitgestellt wurden.  

 
(2) Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt jährlich 
 
a) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters für 1. Person mit einem Fassungs- 
 vermögen 
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    116,13 € 
 
b) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    144,40 € 
 
c) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei 14-tägiger Leerung     163,24 € 
 
d) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei 14-tägiger Leerung    200,93 € 
 
e) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei 14-tägiger Leerung    313,99 € 
 
f) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei wöchentlicher Leerung    326,49 € 
 
g) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei wöchentlicher Leerung    401,85 € 
 
h) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei wöchentlicher Leerung    627,98 € 
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i) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 770 l bei wöchentlicher Leerung                 1.626,66 € 
 
j) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 1.100 l bei wöchentlicher Leerung            2.248,49 € 
 
k) für die Gestellung eines grauen Rest-  
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 4.500 l bei wöchentlicher Leerung            8.655,17 € 
 
l) für einen blauen Restabfallsack für   
 Überhangrestabfälle gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung  
 in der Stadt Willich         2,29 €  
 
m) für einen Bioabfallsack gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
 Stadt Willich           2,44 € 
 
n) für einen freiwilligen zusätzlichen Bioabfall-  
 behälter mit einem Fassungsvermögen     
 von 120 l oder 240 l        41,00 € 
 
o) für Einwohnergleichwerte (entspricht 20 Liter 
 pro Woche Restabfalllitervolumen)     81,62 € 
 

§ 4 
Gebührenabschlag 

(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang an die 
Bioabfallentsorgung der Stadt vor (§ 8 Abs. 1 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), 
dann reduziert sich die Abfallgebühr nach § 3 Absatz 2 Ziffern a) bis j) um 41,00 €. 

 
(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Entsorgungsgemeinschaft für die gemeinsame Bioab-

fallentsorgung zweier benachbarter Grundstücke vor (§ 14 (1) der Abfallentsorgungssatzung 
der Stadt Willich), dann reduziert sich die Abfallentsorgungsgebühr für die/den Gebühren-
pflichtige/n des Grundstücks, auf dem kein Bioabfallbehälter aufgestellt wird, um 5,43 €. 

 
(3) Liegen die Voraussetzungen für die Reduzierung des Behältervolumenes für einen 6.Peronenen 

Haushalt vor und es wurde ein entsprechender Reduzierungsantrag gestellt (§ 11 Abs (3) der 
Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), dann reduziert sich die Gebühr für die wöchentli-
che Leerung des 80 Liter Behälter um 100,00 €. 
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§ 5 
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

(1) Die Gebühren nach § 3 werden mit einem Gebührenbescheid angefordert und sind an die im 
Bescheid bezeichnete Stelle zu zahlen. Die Gebühren sind je zu einem Viertel am 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Erfolgt eine Nachveranlagung der Gebühren, so 
sind diese innerhalb eines Monats nach Zugang des Gebührenbescheides zu zahlen. Überzah-
lungen werden verrechnet beziehungsweise erstattet. Die Gebühren können zusammen mit 
anderen Abgaben angefordert werden. 

 
(2) Die Gebühr für den Restabfallsack (§ 3, Buchst. l) und den Bioabfallsack (§ 3, Buchst. m) ist in 

dessen Kaufpreis enthalten und wird mit dem Kaufpreis fällig. 
 

§ 6 
Billigkeitsmaßnahmen 

Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die §§ 156 Abs. 2, 222, 227 Abs. 1, 234 und 261 der Abgabenord-
nung vom 01. Oktober 2002 in Verbindung mit § 12 KAG sinngemäß.        
 

§ 7 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft, gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 28.10.2020 außer Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
  b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder      
  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Willich, den 21.12.21 
 
gez. 
(Pakusch) 
Bürgermeister 
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745/2021 Satzung zur 25. Änderung der Satzung über die Entsorgung von 

Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben in der Stadt Willich 

vom 21.12.2021 

 
Aufgrund der §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekannt-
machung vom 14. 07. 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. November 
2020, sowie §§ 51 ff. des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekannt-
machung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
29.05.2020 (GV. NRW. S. 376) in Kraft getreten am 3. Juni 2020, sowie der §§ 1,2,4 und 6 Kommunal-
abgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV. NRW. S. 1029) in Kraft getreten am 1. Januar 2020 und der Satzung 
zur Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben in der Stadt Willich vom 20.Dezember 
1996 (Abl. Krs. Vie. S. 1996, S. 768, hat der Rat der Stadt Willich am 21. Dezember 2021 folgende 
Satzungsänderung beschlossen: 
 
I. 
 
§ 14 (Gebührensätze) erhält folgende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt: 
 

a) bei Kleinkläranlagen 151,18 € je gemeldeter Person und/oder festgesetztem Einwohnergleich-
wert; 

 
b) bei abflusslosen Gruben 6,29 € je Kubikmeter Wassermenge gem. § 11. 

 
II. 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit dem 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
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b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 21.12.2021 
 
gez. 
 
(Pakusch) 
Bürgermeister 
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746/2021 Entwässerungsgebührensatzung 

der Stadt Willich 

vom 21.12.2021 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 
S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. November 2020, sowie der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 
und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW 1969 S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV. NRW S. 1029) 
in Kraft getreten am 1. Januar 2020 und des § 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (LWG NRW) vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926) zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 29.05.2020 (GV. NRW. S. 376) in Kraft getreten am 3. Juni 2020 und des Nordrhein-Westfälischen 
Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, 
S. 559 f), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560) in Kraft 
getreten am 18. Mai 2021, sowie der §§ 1 ff. der Entwässerungssatzung der Stadt Willich vom 
17.12.2015 (Abl. Krs. Vie. 1203) in Kraft getreten am 01.01.2016, hat der Rat der Stadt Willich in seiner 
Sitzung am 21.12.2021 folgende Entwässerungsgebührensatzung der Stadt Willich beschlossen: 
 
 

Vorbemerkungen 
 
Die in dieser Satzung genannten Begriffe Abwasser, Abwasseranlage und Entwässerung beinhalten 
Schmutz-, Niederschlags- sowie Grund-, Drainage- und Kühlwasser. Spezielle Regelungen aus-
schließlich für Schmutzwasser finden sich in § 2 B) und § 7 A) sowie für Niederschlagswasser in § 2 
C) und § 7 B) sowie für Grund-, Drainage- und Kühlwasser in § 2 D) und § 7 C) dieser Satzung. 
 
§ 1 
Gegenstand 
 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt Willich zur Deckung 
der Kosten nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW, § 54 LWG NRW und zur Abwälzung der Abwasserabgabe 
nach § 2 des AbwAG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) nach den Bestimmungen die-
ser Satzung. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab, Berechnung der Gebührensätze 
und der Entwässerungsgebühren 
 
A) Gebührenarten/Bemessungsgrundlage 
 

Die Gebühren bemessen sich unter Berücksichtigung der nachfolgenden Bestimmungen: 
 

- bei Schmutzwasser nach dem Frischwassermaßstab und/oder der tatsächlich zugeführten 
Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen, § 2 B)  
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17860&vd_back=N341&sg=1&menu=0
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- bei Niederschlagswasser nach der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flä-
che auf den abflusswirksam angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswas-
ser in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann, § 2 C). 
 

- bei Grund-, Drainage- und Kühlwasser nach der eingeleiteten Wassermenge, die in die öf-
fentliche Abwasseranlage gelangt, § 2 D). 

 
B) Schmutzwassergebühr 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach der Menge des Schmutzwassers berechnet, das von an-
geschlossenen Grundstücken in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet wird. Berechnungs-
einheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum für die Schmutzwasser-
gebühr ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Als eingeleitete Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

bezogene Frischwassermenge (§ 2 B) Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen 
(z.B. private Brunnen, Regenwassernutzunganlagen) gewonnene Wassermenge (§ 2 B) Abs. 6), 
abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wasser-
mengen, die nicht in die städtische Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 2 B) Abs. 5). 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler des örtli-
chen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage be-
zogenem Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchs-
menge. Hat der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von 
der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme 
vom örtlichen Wasserversorger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasser-
zähler-Daten des Wasserversorgers erfolgt, um der/dem Gebührenpflichtigen die zweimalige 
Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der ordnungsgemäßigen Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungs-
pflicht durch die/den gebührenpflichtigen Benutzer/in (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursacher-
gerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhe-
bung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat die/der Grundstückseigentümer/in als Gebüh-
renschuldner/in den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden.  

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regen-
wassernutzungsanlagen) hat die/der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf 
ihre/seine Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler zu führen. Der 
Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 
6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitäts-
erklärung der Herstellerin oder des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung 
muss sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis über den 
messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt der/dem Gebührenpflichtigen. Die Zähler-
stände – bezogen auf das Kalenderjahr - sind von der/dem Gebührenpflichtigen bis zum 15.02. 
des nachfolgenden Jahres der Stadt mitzuteilen. Ist der/dem Gebührenpflichtigen der Einbau 
eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasserechtliche 
Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Be-
triebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 
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Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funk-
tioniert.  

(5) Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung wird die Wassermenge nach Abs. 3 um 
8 cbm/Jahr für jedes Stück Pferd und Rind auf Antrag herabgesetzt; maßgebend ist die Viehzahl 
an dem Stichtag der Viehzählung des vorletzten Kalenderjahres. Für darüber hinausgehende 
und sonstige nicht eingeleitete Wassermengen von landwirtschaftlichen Betrieben gilt der Abs. 
7 entsprechend. 

(6) Niederschlags- oder Grundwasser, das als (z.B.Waschwasser für die Waschmaschine, WC-Spül-
wasser) genutzt wird, ist Schmutzwasser. Zur Erfassung der Menge ist ein separater Wasser-
zähler gemäß § 2 B Absatz 4 dieser Satzung zu installieren. Für die Berechnung der Gebühr wird 
die der öffentlichen Abwasseranlage im jeweils letzten Kalenderjahr an Niederschlags- oder 
Grundwasser zugeführte Brauchwassermenge zugrunde gelegt. Liegt zum Zeitpunkt der Erhe-
bung der Schmutzwassergebühr noch kein Messergebnis vor, wird die Einleitungsmenge ge-
schätzt. Als Bemessungsgrundlage werden dabei 38 cbm/jährlich pro Person zugrunde gelegt 
und auf den Zeitraum, für den eine Gebührenpflicht gegeben ist, umgerechnet.  

(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-
brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) innerhalb 
des Erhebungszeitraumes (Kalenderjahr) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen 
Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt der/dem Gebüh-
renpflichtigen. Der Nachweis kann nur über einen messrichtig funktionierenden und geeichten 
Wasserzwischenzähler, der von einem Beauftragten der Stadt abgelesen wird, erbracht wer-
den.  

 

    Nr. 1: Wasserzwischenzähler 

 

Vor dem erstmaligen Einbau eines Wasserzwischenzählers muss ein Zählerbügel mit zwei Ab-
sperrventilen (eines mit Rückflussverhinderer) nach DIN 1988 (einsehbar beim Abwasserbe-
trieb der Stadt Willich, Rothweg 2, 47877 Willich) von einem Fachinstallateur auf Kosten 
der/des Gebührenpflichtigen eingebaut und abgenommen werden. Anschließend erfolgt der 
Einbau eines messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzwischenzählers durch einen 
von der Stadt beauftragten Dritten. Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Eichung werden die 
Wasserzwischenzähler durch den von der Stadt beauftragten Dritten ausgewechselt. Die Jah-
resgebühr für den Einbau, den Austausch und das Ablesen des Wasserzwischenzählers sowie 
die Abrechnung der Wasserschwundmengen richtet sich nach § 8 dieser Satzung und wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebührenpflicht beginnt 
mit dem Einbau des Wasserzählers durch den von der Stadt beauftragten Dritten und endet 
mit der Abmeldung des Wasserzählers bei dem von der Stadt beauftragten Dritten. Sofern sich 
der Abrechnungszeitraum nicht auf ein volles Jahr bezieht, erfolgt die Abrechnung anteilsmä-
ßig.  

Das Ablesen der unter Nr. 1 aufgeführten Zähler erfolgt einmal jährlich durch die/den Gebüh-
renpflichtigen oder den von der Stadt beauftragten Dritten. Die/der Gebührenpflichtige ist – 
soweit erforderlich – bei der Ermittlung der Wasserschwundmengen zur Mitwirkung verpflich-
tet. 
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  Nr. 2: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwundmen-
gen technisch nicht möglich oder der/dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat die/der 
Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Un-
terlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wasser-
mengen der städtischen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Stadt eine zu-
verlässige Schätzung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermögli-
chen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden 
die geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit die/der Gebühren-
pflichtige durch ein spezielles Gutachten bezogen auf ihre/seine Wasserschwund-mengen den 
Nachweis erbringen will, hat sie/er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vor-
gehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen. Die Kosten für das 
Gutachten trägt die/der Gebührenpflichtige. 

Wasserschwundmengen gemäß Nr. 2 sind – bezogen auf das Kalenderjahr – durch einen 
schriftlichen Antrag bis zum 31.03. des nachfolgenden Jahres durch die/den Gebührenpflich-
tigen bei der Stadt geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichti-
gung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 31.03. des nach-
folgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag, so endet die Ausschlussfrist am darauffol-
genden Werktag. 

 

C) Niederschlagswassergebühr 
 

(1) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
anderweitig befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser mittelbar (leitungs-
gebunden) oder unmittelbar (nicht leitungsgebunden) in die öffentliche Abwasseranlage gelan-
gen kann. Als angeschlossen gelten auch die befestigten Flächen (bituminöser Belag, Pflaster, 
Beton oder ähnliches Material), von denen Niederschlagswasser oberirdisch ohne Sammlung 
über öffentliches oder privates Straßenland in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. 

 
(2) Berechnungseinheit für die Gebühr ist der Quadratmeter (qm) bebaute (bzw. überbaute) 

und/oder anderweitig befestigte Grundstücksfläche. 

 
(3) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder anderweitig befestigten Grundstücksflächen werden 

im Wege der Befragung der Eigentümer/in der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Die/Der 
Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quadradratmeterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder anderweitig befestigten sowie in die öffentliche Ab-
wasseranlage abflusswirksamen Flächen auf ihrem/seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwir-
kungspflicht). Insbesondere ist sie/er verpflichtet, zu den von der Stadt ermittelten abflusswirk-
samen Flächen Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Stadt zutreffend 
ermittelt wurden. Auf Anforderung hat die/der Grundstückseigentümer/in einen Lageplan oder 
andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Stadt 
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die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt die/der Grundstückseigentümer/in seiner/ih-
rer Mitwirkungspflicht nicht nach und liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Un-
terlagen der Grundstückseigentümer/in vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder be-
festigte sowie abflusswirksame Fläche von der Stadt geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspei-
cherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht der Stadt (z.B. Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur 
verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der 
rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat die/der Grundstücksei-
gentümer/in als Gebührenschuldner/in den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung zu dulden. 
 

(4) Dauerhaft begrünte Dächer, die an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind, werden 
auf Antrag mit 50 % der begrünten Fläche berücksichtigt.  

 
(5) Die/Der Gebührenpflichtige hat Veränderungen der Größe der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder anderweitig befestigten Fläche innerhalb eines Monats nach Eintritt der Veränderung 
der Stadt mitzuteilen. Die Gebühren werden ab dem 1. Tag des übernächsten Monats, der auf 
die Mitteilung nach Satz 1 folgt, neu berechnet. Für die Änderungsmitteilung gilt § 2 C) Abs. 3 
entsprechend. 

 
D) Gebühr für die Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser 
 

(1) Die Gebühr für die Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser bemisst sich auf der 
Grundlage der eingeleiteten Wassermenge, die in die öffentliche Abwasseranlage ge-
langt. Die Ermittlung des Gebührensatzes erfolgt entsprechend der Niederschlagswasser-
gebühr auf Quadratmeter-Basis.  
 

(2) Die tatsächlichen oder geschätzten eingeleiteten Wassermengen (cbm) werden unter Be-
rücksichtigung der durchschnittlichen Jahresniederschlagsmenge auf dem Gebiet der 
Stadt Willich auf Quadratmeter (qm) umgerechnet. Es wird eine durchschnittliche Jahres-
niederschlagsmenge von 0,515 cbm pro qm für die Berechnung zugrunde gelegt. 

 

(3) Bei der Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser hat der Gebührenpflichtige den 
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und geeichten Wasserzähler 
zu führen. Der Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler ob-
liegt dem/der Gebührenpflichtigen. Ist dem/der Gebührenpflichtigen der Einbau eines 
solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasser-
rechtliche Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde festgelegten Entnahmemengen oder 
auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe). Eine 
Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. 
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§ 3 
Gebührenpflichtige 
 
(1)  Gebührenpflichtig ist die/der Eigentümer/in des Grundstücks. Hierzu zählen auch Eigentü-

mer/innen solcher Grundstücke, die als private Straßen, Wege und Plätze genutzt werden. 
Der/Dem Eigentümer/in sind dinglich Berechtigte gleichgestellt.  

 
 Ist ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle der/des Eigentümers/in 

die/der Erbbauberechtigte Gebührenpflichtige/r.  
 
 Gebührenpflichtig ist für die Straßenoberflächenentwässerung der Straßenbaulastträger. 
 
 Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner/innen. 
 
(2) Die vorstehenden Absätze gelten auch für die Gemeinschaft von Wohnungseigentümern/innen 

und die Gemeinschaft von Wohnungserbbauberechtigten unbeschadet der Zahlungspflicht und 
Haftung der/des Verwalters/in, nach § 12 KAG NW in Verbindung mit §§ 34, 69 AO und §§ 27 
und 30 (3) Satz 2 Wohnungseigentumsgesetz. 

 
(3) Im Falle eines Eigentumswechsels ist die/der neue Grundstückseigentümer/in vom Beginn des 

Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für 
sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat 
die/der bisherige Gebührenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach der Rechtsände-
rung schriftlich mitzuteilen. Wird die Mitteilung versäumt, haften die/der bisherige und die/der 
neue Gebührenpflichtige solange als Gesamtschuldner/in für die seit dem Eigentumswechsel 
entstandenen Gebühren, bis die für die Veranlagung zuständige Stelle vom Eigentumswechsel 
Kenntnis erhält.  

 
(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen sowie der Stadt die erforderlichen Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben 
ferner zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, um die Bemessungs-
grundlage festzustellen oder zu überprüfen. 

 
(5)  Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach 

 § 6 (5) Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf 
dem Grundstück. 

 
 
§ 4 
Begriff des Grundstücks 
 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusam-
menhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit bildet. 
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§ 5 
Entstehen, Änderung und Beendigung 
der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem das Grundstück an die öffent-

liche Abwasseranlage angeschlossen oder in dem auf dem Grundstück anfallendes Abwasser 
unmittelbar oder mittelbar zugeführt wird. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei der 
Entstehung der Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

 
(2) Soweit die Voraussetzungen des Abs. 1 bereits vorliegen, beginnt die Gebührenpflicht mit In-

krafttreten dieser Satzung. 
 
(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder erhöht sich die 

Gebühr vom Ersten des auf die Änderung folgenden Monats an. 
 
(4) Die Gebührenpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Abwasser-

anlage wegfällt oder auf dem Grundstück anfallendes Abwasser mittelbar oder unmittelbar zu-
geführt wird; die/der Gebührenpflichtige hat dies nachzuweisen. 

 
 
§ 6 
Verwaltungshelfer 
 
Die Stadt Willich ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorausleistungen der 
Hilfe der Stadtwerke Willich GmbH oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen. 
 
 
§ 7 
Erhebungsverfahren, Abschlagszahlungen, Fälligkeit 
 
A) Schmutzwassergebühr 
 
(1) Die Erhebung der Schmutzwassergebühr erfolgt durch die Stadt Willich. Diese bedient sich zur 

Versendung des Gebührenbescheides über die Schmutzwassergebühr dem nach § 6 dieser Sat-

zung beauftragten unselbständigen Verwaltungshelfer. Die Schmutzwassergebühr ist auf das 

im Gebührenbescheid der Stadt Willich genannte Bankkonto des Verwaltungshelfers unter An-

gabe der genannten Kundennummer, unabhängig und gesondert von etwaigen Verbrauchsab-

rechnungen des beauftragten Dritten für Strom, Gas und Wasser, zu begleichen. Die Gebüh-

renschuld ist mit Zahlung auf das Konto des Verwaltungshelfers getilgt.  

 
(2) Die Schmutzwassergebühr für die aus öffentlichen Versorgungsanlagen zugeführten Wasser-

mengen wird in der Weise erhoben, dass aufgrund der Abwassermenge des letzten Erhebungs-
zeitraumes monatliche Abschlagszahlungen zu leisten sind. Nach Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes wird ein Bescheid über die endgültig zu zahlende Schmutzwassergebühr erteilt. Werden 
erstmals Abschlagszahlungen für angeschlossene Grundstücke erhoben, sind diese nach Erfah-
renswerten für vergleichbare Gebührenfälle festzusetzen. 

 
(3) Für die Schmutzwassergebühr der aus eigenen Versorgungsanlagen zugeführten Wassermenge 
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gilt Abs. 2 sinngemäß. Abschlagszahlungen werden nach der voraussichtlichen Gebührenhöhe 
im Erhebungszeitraum festgesetzt. 

 
(4) Die Veranlagung der Gebühren erfolgt durch Bekanntgabe eines Gebühren-bescheides. Die Ab-

schlagszahlungen nach Abs. 2 sind in elf gleichen Beträgen zu zahlen, wobei die erste innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig ist. Die übrigen Abschlagszahlungen sind 
jeweils zum 15. eines jeden Monats fällig. Nachforderungen sind innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu entrichten.  

 
 
B ) Niederschlagswassergebühr 
 
(1) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den Quadratmetern (m²) bebauter (bzw. 

überbauter) und/oder anderweitig befestigten Grundstücksfläche und wird als Jahresgebühr 
festgesetzt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei der Entstehung der Gebühren-
pflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres. 

  
(2) Die Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Stadt erhebt die Gebühr ana-

log der Grundsteuer in Höhe von jeweils ¼ der Jahresgebühr zum 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. eines jeden Kalenderjahres. 

 
C ) Gebühr für die Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser 
 
(1) Die Gebühr für die Einleitung von Grund-, Drainage- und Kühlwasser wird einen Monat nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

(2) Die Abrechnung der Gebühr erfolgt nachträglich auf der Grundlage der der öffentlichen Abwas-
seranlage zugeführten Wassermenge. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt hierbei der Mit-
arbeit des/der Gebührenpflichtigen bedienen. 

 
 

§ 8 Gebührensätze: 
 
(1) Die Entwässerungsgebühren werden wie folgt festgesetzt: 

 
a) für Grundstücke, für die unmittelbar Reinhaltungsbeiträge an den Niersverband zu zahlen 

sind: 
 

  Schmutzwasser 2,07 €/cbm bezogenem Frischwasser 
  Niederschlagswasser 1,30 €/qm befestigter und bebauter Fläche 

  Grund-, Drainage- und Kühlwasser 2,52 €/cbm eingeleiteter Wassermenge 
 

b) für alle übrigen Grundstücke: 
 
  Schmutzwasser 3,37 €/cbm bezogenem Frischwasser 
  Niederschlagswasser 1,36 €/qm befestigter und bebauter Fläche 
  Grund-, Drainage- und Kühlwasser 2,64 €/cbm eingeleiteter Wassermenge 
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(2) Die jährliche Verwaltungsgebühr für den Einbau, den Austausch und das Ablesen der Wasser-

zwischenzähler sowie die Abrechnung der Wasserschwundmengen beträgt 25,70 €.  
 

Abweichend vom Satz 1 beträgt die jährliche Verwaltungsgebühr 22,00 € für das Ablesen der Zähler-
stände sowie der Abrechnung von Wasserschwundmengen von messrichtig funktionierenden und ge-
eichten Wasserzwischen- bzw. Zapfhahnzählern, welche die/der Gebührenpflichtige im Zeitraum vom 
01.01.2018 bis 31.12.2019 installiert hat und die von der Stadt bzw. von einem von ihr beauftragten 
Dritten abgenommen worden sind. Diese Zähler dürfen auf Antrag der/des Gebührenpflichtigen aus-
nahmsweise abweichend von § 2 (7) Nr. 1 dieser Satzung bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer der Ei-
chung für die Abrechnung der Wasserschwundmengen weiter genutzt werden, sofern dem Antrag 
eine aktuelle Eichbescheinigung bzw. eine Konformitätserklärung des Herstellers beigefügt ist. Der An-
trag ist bis zum 31.03.2020 bei der Stadt einzureichen. Nach Ablauf dieses Datums kann eine Berück-
sichtigung der bereits installierten Wasserzwischen- und Zapfhahnzähler nicht mehr erfolgen (Aus-
schlussfrist). Die übergangsweise Weiternutzung von Wasserzwischen- bzw. Zapfhahnzähler zur Er-
mittlung von Wasserschwundmengen, die vor dem 01.01.2018 installiert und abgenommen worden 
sind, ist dagegen ausgeschlossen. 
 
 
§ 9 
Auskunfts- und Duldungspflicht 
 
Die/Der Gebührenpflichtige hat alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt Willich, 
der Stadtwerke Willich GmbH oder eines anderen von der Stadt Willich beauftragten Dritten das 
Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 
 
 
§ 10 
Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,   
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Willich, den 21.12.2021 
Stadt Willich 
 
gez. 
(Pakusch) 
Bürgermeister  
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747/2021 Satzung der Stadt Willich über die Höhe der Gebühren 

nach § 7 Abs. 1 KAG für Umlagen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-

bandsgebühren) vom 21.12.2021 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 
(GV. NRW. S. 916) in Kraft getreten am 01. Oktober 2020 und am 01. November 2020, der §§ 1,2 ,3 
,4 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober1969 
(GV NRW S 712) zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029) in Kraft 
getreten am 01. Januar 2020, sowie des § 4 Abs. 3 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Umlagen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgebühren) in der Stadt Willich vom 
21. Dezember 1982 (Amtsblatt Kreis Viersen 1982 S. 636), hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sit-
zung am 21.12.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Gebühr beträgt jährlich im Einzugsgebiet des 
 
Niersverbandes 

 für Gewässerunterhaltung  0,0927 €/ar 
 für Hochwasserschutz  0,0365 €/ar 
 
Wasser- und Bodenverbandes 
der Mittleren Niers    0,1250 €/ar 
 
Wasser- und Bodenverbandes 
Nordkanal     0,0322 €/ar 
 
 

§ 2 
 

Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 (5) Kom-
munalabgabensetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 
 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2022 in Kraft. 
 
Gleichzeit tritt die Satzung der Stadt Willich über die Höhe der Gebühren nach § 7 KAG NW für Umla-
gen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgebühren) vom 
28.10.2020 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 21.12.2021 
 
gez. 
(Pakusch) 
Bürgermeister 
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748/2021 Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 

von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 

Gebührensatzung) in der Stadt Willich vom 30.04.2009 

 
(Abl. Krs. Vie. 2009, S.317) 

Erste Änderungssatzung vom 18.12.2009 
(Abl.Krs. Vie. 2009, S. 1313) 

Zweite Änderungssatzung vom 22.12.2010 
(Abl. Krs. Vie. 2010, S. 1308) 

Dritte Änderungssatzung vom 21.12.2011 
(Abl. Krs. Vie. 2011, S. 1316) 

Vierte Änderungssatzung vom 18.12.2012 
(Abl. Krs. Vie. 2012, S. 1200 ) 

Fünfte Änderungssatzung vom 18.12.2013 
(Abl. Krs. Vie. 2013, S. 1237) 

        Sechste Änderungssatzung vom 16.12.2014 
(Abl. Krs. Vie. 2014, S.1448) 

       Siebte Änderungssatzung vom 17.12.2015 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 1207 ) 

Achte Änderungssatzung vom 15.12.2016 
Neunte Änderungssatzung vom 20.12.2017 
             (Abl. Krs. Vie. 2018, S. 32) 
Zehnte Änderungssatzung vom 19.12.2018 

(Abl. Krs. Vie. 2018, S. 1286) 
Elfte Änderungssatzung vom 19.12.2019 

(Abl. Krs. Vie. 2019, S. 21) 
Zwölfte Änderungssatzung vom 28.10.2020 

(Abl. Krs. Vie. 2020, S. 96) 
Dreizehnte Änderungssatzung vom 21.12.21 

(Abl. Krs. Vie. _  _, S. ___) 
 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) in Kraft getreten am 01. Oktober 2020 und am 01. November 
2020 der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen vom 18. Dezember 1975 
(GV NRW S. 706, 1976 S. 12), zuletzt geändert Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein- Westfalen und anderer Gesetze vom 25.10.2016 (GV. NRW. 
S. 868) vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868) in Kraft getreten am 5. November 2016 und der 
§§ 1,2 ,4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. 
S. 1029) in Kraft getreten am 1. Januar 2020, hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 
21.12.2021 die 13. Änderungsatzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreini-
gungsgebühren beschlossen. 
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§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, 
 Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei 
 Bundesstraßen, Landstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, als 
 öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach § 2 den 
 Grundstückseigentümern und Grundstückseigentümerinnen übertragen wird. Die 
 Reinigungspflicht umfasst die Straßenreinigung und die Winterwartung der 
 Gehwege und der Fahrbahnen. Zur Fahrbahn gehören auch die Trennstreifen, die 
 befestigten Seitenstreifen, die Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege. 
 Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen und 
 geboten ist. Als Gehweg gelten auch die gemeinsamen Rad- und Gehwege nach § 
 41 Abs. 2 StVO. 
 
 
(2)  Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung. Diese umfasst insbesondere das 
 Schneeräumen auf den Fahrbahnen und Gehwegen sowie das Bestreuen der 
 Gehwege, Fußgängerüberwege und gefährlichen Stellen auf den Fahrbahnen bei 
 Schnee- und Eisglätte. 
 Die Straßenreinigungspflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung 
 insbesondere das Schneeräumen, sowie das Bestreuen an den gefährlichen Stellen 
 der verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und Eisglätte. 
 Für die Winterwartung der Gehwege sind die Eigentümerinnen bzw. Eigentümer 
 zuständig. Art und Umfang der Reinigungspflichten der Anlieger ergibt sich aus 
 den §§ 2 – 4 dieser Satzung. 
 
(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten: 

- alle selbstständigen Gehwege 
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 StVO) 
- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen 
      Straßenteile sowie 
- Gehbahnen mit 1,50 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und 

            Straßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, 
            insbesondere in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325/326 StVO) und 
            Fußgängerbereichen (Zeichen 242/243 StVO). 
 
 Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, 
 neben den dem Fahrverkehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch die 

Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuchten 
 sowie die Radwege. 
 
(4) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle der/des 
 Eigentümer(s) und/oder der Eigentümerin(- innen) der Erbbauberechtigte und/oder 
 die Erbbauberichtigte(n). 
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§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer und 

Grundstückseigentümerinnen 
 

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis besonders kenntlich 
 gemachten Fahrbahnen (Tarif/Standard 9) wird in dem darin festgelegten Umfange 
 den Eigentümern und Eigentümerinnen der an sie angrenzenden und durch sie 
 erschlossenen Grundstücke auferlegt. Sind die Grundstückseigentümer und 
 Grundstückeigentümerinnen beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt 
 sich die Reinigung nur bis zur Straßenmitte. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil 
 dieser Satzung. 
 Die Stadt überträgt darüber hinaus allen Eigentümern und Eigentümerinnen von 
 Grundstücken innerhalb der geschlossenen Ortslage die Reinigung der den 
 Grundstücken vorgelagerten Gehwege. Von der Übertragung ausgenommen sind 
 die als Gehwege geltenden, zwischen Grundstücksgrenze und öffentlicher 
 Verkehrsfläche liegenden, 1,50 m breiten Streifen der verkehrsberuhigten 
 Einkaufsstraßen, sowie die Gehwege, die im Rahmen des Standards 5 gereinigt 
 werden. 
 
 
 Für die Winterwartung der Gehwege sind grundsätzlich die Eigentümerinnen und 
 Eigentümer der hintergelagerten Grundstücke zuständig. Der Umfang der 
 Winterwartung ist § 4 dieser Satzung zu entnehmen. 
 
(2) Auf Antrag der reinigungspflichtigen Person kann ein Dritter durch schriftliche 
 Erklärung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an 
 seiner Stelle übernehmen, wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung 
 nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange 
 wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 
 

§ 3 
Art und Umfang der Straßenreinigungspflicht nach § 2 Abs. 1 

 
(1) Fahrbahnen und Gehwege sind einmal wöchentlich freitags oder samstags in der 
  
   Zeit vom 01.04. - 30.09. bis spätestens 18.00 Uhr und 
   in der Zeit vom 01.10. - 31.03. bis spätestens 16.00 Uhr 
 
  zu säubern. 
  
 Auf Straßen, bei denen der Gehweg nicht durch Schrammbord, Bordstein oder 
 ähnliche Einrichtungen abgegrenzt ist, ist von den Eigentümern und 
 Eigentümerinnen ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von der jeweiligen 
 gemeinsamen Grenze zwischen den Anliegergrundstücken und der öffentlichen 
 Verkehrsfläche, zu säubern. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. 
 Kehricht und sonstiger Unrat ist nach Beendigung der Säuberung unverzüglich 
 unter Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Die 
 Gehwegreinigung umfasst auch die Beseitigung von Algen-, Moos- und 



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 156 

 Flechtenbewuchs, Gras, Unkraut und sonstigen Verunreinigung, unabhängig vom 
 Verursacher. Laub ist unverzüglich zu beseitigen, wenn es eine Gefährdung des 
 Verkehrs darstellt. 
 
(2) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, 
 außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, 
 befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht. 
 

§ 4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

 
(1) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 
 unverzüglich nach Beendigung des Schneefalles bzw. nach dem Entstehen der 
 Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 
 werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu 
 beseitigen. 
 
(2) Die Gehwege sind von den Eigentümerinnen und Eigentümern von den 
 hintergelagerten Grundstücken in einer Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten. 
 Auf Straßen, bei denen der Gehweg nicht durch Schrammbord, Bordstein oder 
 ähnliche Einrichtungen abgegrenzt ist, ist von den Eigentümern und 
 Eigentümerinnen ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von der jeweiligen 
 gemeinsamen Grenze zwischen den Anliegergrundstücken und der öffentlichen 
 Verkehrsfläche, von Eis- bzw. Schneeglätte zu befreien. Bei Eis- und Schneeglätte 
 sind die Fußgängerüberwege und die gefährlichen Stellen auf den von den 
 Grundstückseigentümern und Grundstückseigentümerinnen zu reinigenden 
 Fahrbahnen zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor auftauenden 
 Mitteln einzusetzen sind. 
 
 
(3)  Auf Gehwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von 
 Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; ihre 
 Verwendung ist nur erlaubt 
  
 a)  in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z. B. Eisregen), in denen durch 
  Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu 
  erzielen ist, 
 

b) an gefährlichen Stellen der Gehwege, wie z. B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -ab-
gängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten. 

 

 Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen 
 auftauenden Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel 

 enthaltender Schnee darf auf ihnen nicht gelagert werden. 

 

 
(4) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die 
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 Gehwege so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein 
 gefahrloser Zu- und Abgang gewährleistet ist. 

 

(5) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder - wo 
 dies nicht möglich ist - auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der Fußgänger und 
 Fahrverkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert 
 wird. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und 
 Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den 
 Gehweg und die Fahrbahn geschafft werden. 

 

(6) Ist die Fahrbahnreinigung übertragen (Tarif 9), so sind bei Eis- und Schneeglätte 
 -  gekennzeichnete Fußgängerüberwege 

-  Querungshilfen über die Fahrbahn und 
 -  Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen 
  oder –einmündungen 

jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel 
vorrangig vor auftauenden Mitteln einzusetzen sind. § 2 Abs. 1 der Satzung gilt 
entsprechend. 

 

§ 5 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Stadt erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung der öffentlichen Straßen Benutzungs-

gebühren nach § 6 Abs. 2 KAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Str.ReinG NW. Den Kostenanteil, 
der auf das allgemeine öffentliche Interesse an der Straßenreinigung sowie auf die Reinigung 
der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die 
Stadt. 

 
(2) Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 

Kommunalabgabensetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 

 
 

§ 6 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grundstücksseite entlang der Straße, 
durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge) und die Zahl der 

 wöchentlichen Reinigungen. Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück 
 nicht oder nicht mit der gesamten, der Straße zugewandten Grundstücksseite an 

diese Straße, so wird an Stelle der Frontlänge bzw. zusätzlich zur Frontlänge die 
der Straße zugewandte Grundstücksseite zugrunde gelegt. 
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Zugewandte Grundstücksseiten sind diejenigen Abschnitte der Grundstücksbegrenzungsli-
nien, 

 die mit der Straßengrenze gleich, parallel oder in einem Winkel 
 von weniger als 45 Grad verlaufen. 
  
 Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück nicht oder nur zum Teil an 
 diese Straße und weist es im übrigen keine ihr zugewandte Grundstücksseite auf, so 
 wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die sich bei einer 

 gedachten Verlängerung dieser Straße in gerader Linie ergeben würde. 

(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden Straßen, so werden die 
Grundstücksseiten an den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirtschaftliche oder verkehrli-

che Nutzung des Grundstücks möglich ist; bei abgeschrägten oder 

 abgerundeten Grundstücksgrenzen wird der Schnittpunkt der geraden Verlängerung 
 der Grundstücksgrenzen zugrunde gelegt. 

 

(3) Grenzt ein Grundstück mit verschiedenen Grundstücksseiten an verschiedene 
befahrbare Straßenteile derselben (mit Kraftfahrzeugen befahrbare) 

 Erschließungsanlage, so wird die längste Grundstücksseite von den an die 
 verschiedenen Straßenabschnitte grenzenden Grundstücksseiten als Frontlänge zur 

 Bemessung der Straßenreinigungsgebühr zugrunde gelegt. 

 

(4) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten nach den Absätzen 1 bis 3 werden 
 Bruchteile eines Meters bis zu 50 cm einschließlich abgerundet und über 50 cm 

 aufgerundet. 

 

(5)  Die Benutzungsgebühr beträgt jährlich je Meter Grundstücksseite (Absätze 1 - 4) 

 

a) für Straßen, die einmal wöchentlich mit der  

          Großkehrmaschine gereinigt werden (Tarif 1)  0,85 Euro  

     b)  für Straßen, die 14-täglich mit der  

     Kleinkehrmaschine gereinigt werden (Tarif 2)  1,05 Euro 

 c)  für Straßen, die dreimal wöchentlich mit der  

     Kleinkehrmaschine zuzüglich einer wöchent-  

     lichen Reinigung durch Zukehrung mit Hand  

    von Grundstücksgrenze bis Grundstücksgrenze 

  gereinigt werden (Tarif 3)  2,23 Euro 

 d)  für Straßen, die dreimal wöchentlich 

  mit der Kleinkehrmaschine von  

  Grundstücksgrenze bis Grundstücksgrenze 

  gereinigt werden (Tarif 4)    3,12 Euro 
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 e)  für Straßen einschließlich Gehwege, die 

  wöchentlich mit der Kleinkehrmaschine  

  inklusive Zukehrung per Hand gereinigt  

  werden (Tarif 5)    1,94 Euro 

 f)  für Straßen, die wöchentlich mit der  

  Kleinkehrmaschine zuzüglich einer  

  14tägigen Zukehrung per Hand gereinigt 

  werden (Tarif 6)     1,49 Euro 

 g)  für Straßen, die wöchentlich abwechselnd 

  mit der Groß- und Kleinkehrmaschine ge- 

  reinigt werden (Tarif 7)   1,05 Euro  

 
(6) Die Zugehörigkeit einer Straße zu den in Absatz 5 Buchstabe a) bis d) 

genannten Reinigungsstandards, ergibt sich aus dem Straßenverzeichnis 
      (§ 2 Abs. 1). 

 

(7) Auf Antrag der Mehrheit der Grundstückseigentümer und 
 Grundstückseigentümerinnen eines Straßenzuges oder eines klar abzugrenzenden 
 Straßenabschnittes kann der Reinigungstarif für den entsprechenden Bereich ab 
 dem 01.01. des Folgejahres geändert werden. 
 Für den Antrag auf Änderung des Reinigungsstandards nach Tarif 1 bis Tarif 7 
 reicht die einfache Mehrheit; der Antrag auf Übertragung der Reinigungspflicht auf 

die Eigentümer und Eigentümerinnen ( Tarif 9 ) muss hingegen einstimmig abgegeben wer-
den. 

 
§ 7 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist der/die Eigentümer und/oder die Eigentümerin/- innen bzw. 
 der/die Erbbauberechtigte(n) des erschlossenen Grundstücks. Mehrere 
 Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner oder Gesamtschuldnerinnen. 

 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels erfolgt die Veranlagungsumschreibung auf 
Antrag des Alt- bzw. Neueigentümers und/oder der Eigentümerin zum 01. des 
Folgemonats. 

 

(3) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer und/oder die neue 
  Eigentümerin vom Beginn des auf den Wechsel folgenden Quartals 

gebührenpflichtig. 

 

(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen 
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Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzusetzen oder zu überprüfen. 

 

 

§ 8 
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des Monats, der auf den Beginn der 
 regelmäßigen Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem Ende des Monats, 
 mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt wird. 

 

(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder erhöht 
sich die Benutzungsgebühr mit Beginn des auf die Änderung folgenden Quartals. 

 Falls die Reinigung aus zwingenden Gründen für weniger als einen Monat eingestellt  
 werden muss, besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung. 

 

 Ein Minderungsanspruch besteht auch nicht, wenn für weniger als 3 Monate die 
Reinigung insbesondere wegen Straßenbauarbeiten oder anderer örtlicher 

 Begebenheiten in ihrer Intensität und flächenmäßigen Ausdehnung eingeschränkt 
 werden muss. 

 

(3) Die Nutzungsgebühr wird einen Monat nach Zugang des Gebührenbescheides 
 fällig. Wenn die Gebühr zusammen mit anderen Abgaben angefordert wird, kann 
 ein späterer Fälligkeitszeitpunkt angegeben werden. 

 

(4)  Kleinstbeträge unter 5,00 € werden nach dem Kommunalabgabengesetz (KAG NW) nicht er-
stattet. 

§ 9 
Ordnungswidrigkeit 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1. seiner Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht nachkommt, 
2. gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 und § 4 dieser Satzung verstößt. 

 

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
 (OWiG) in der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 

 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 
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§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Hinweis:                                      

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 

 

  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

  b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Willich, den 21.12.2021 
 
gez. 
 
(Pakusch) 
Bürgermeister 

 

 

Anlage Straßenverzeichnis zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung 2022 
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749/2021 Friedhofsgebührensatzung der Stadt Willich 

 
(Abl. Krs. Vie. 2002, S. 777) 

Erste Änderungssatzung vom 19.12.2003 
(Abl. Krs. Vie. 2003, S. 890) 

Zweite Änderungssatzung vom 03.02.2005 
(Abl. Krs. Vie. 2005, S. 63) 

Dritte Änderungssatzung vom 22.12.2005 
(Abl. Krs. Vie. 2005, S. 877) 

Vierte Änderungssatzung vom 15.12.2006 
(Abl. Krs. Vie. 2006, S. 923) 

Fünfte Änderungssatzung vom 19.12.2007 
(Abl. Krs. Vie. 2007, S. 1064) 

Sechste Änderungssatzung vom 19.12.2008 
(Abl. Krs. Vie. 2008, S. 1203) 

Siebte Änderungssatzung vom 19.12.2009 
(Abl. Krs. Vie. 2009, S. 1330) 

Achte Änderungssatzung vom 22.12.2010 
(Abl. Krs. Vie. 2010, S. 1294) 

Neunte Änderungssatzung vom 21.12.2011 
(Abl. Krs. Vie. 2011, S. 1335) 

Zehnte Änderungssatzung vom 18.12.2012 
(Abl. Krs. Vie. 2012, S. 1192) 

Elfte Änderungssatzung vom 18.12.2013 
(Abl. Krs. Vie. 2013, S. 1257) 

Zwölfte Änderungssatzung vom 16.12.2014 
(Abl. Krs. Vie. 2014, S.1441) 

      Dreizehnte Änderungssatzung vom 17.12.2015 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 1185) 

Vierzehnte Änderungssatzung vom 15.12.2016 
Fünfzehnte Änderungssatzung vom 20.12.2017 

(Abl. Krs. Vie 2018, S. 46) 
Sechzehnte Änderungssatzung vom 19.12.2018 

(Abl. Krs. Vie. 2018, S. 1281) 
Siebzehnte Änderungssatzung vom 19.12.2019 

(Abl. Krs. Vie. 2019, S.7) 
Achtzehnte Änderungssatzung vom 28.10.2020 

(Abl. Krs. Vie. 2020, S. 88) 
Neuzehnte Änderungssatzung vom 21.12.2021 

(Abl. Krs. Vie. _____, S.___) 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 
(GV. NRW. S. 916) in Kraft getreten am 01. Oktober 2020 und am 01. November 2020, der §§ 1, 4, 5 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW 
S 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029) in Kraft getreten 
am 01. Januar 2020 und § 35 der Friedhofssatzung der Stadt Willich vom 15.12.2016 (Abl. Krs. Vie. 



Nr. 47/2021 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 181 

22.12.2016) hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 21.12.2021 folgende 19. Änderungssat-
zung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Gebührenpflichtiger Tatbestand 

 
Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ihrer Bestattungseinrichtungen werden 
Gebühren erhoben. Die Höhe der Gebühren richtet sich im einzelnen nach dem 
anliegenden Gebührentarif. 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige Person(en) 

 
Zur Zahlung der Gebühren ist der Antragsteller und/oder die Antragstellerin verpflichtet. 
Wird der Antrag von mehreren Personen oder im Interesse mehrerer Personen gestellt, so 
haftet jeder einzelne als Gesamtschuldner oder Gesamtschuldnerin. 

 
 

§ 3 
Entrichtung von Gebühren 

 
Die Gebühren für die Verleihung des Nutzungsrechtes an Grabstätten sind nach der 
Erteilung der Genehmigung, die übrigen Gebühren nach Inanspruchnahme der 
Bestattungseinrichtungen, innerhalb einer Frist von 10 Tagen an die Stadtkasse zu zahlen. 
Rückständige Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

 
 

§ 4 
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Gebühren 

 
Zur Vermeidung unbilliger Härten können Gebühren im Einzelfall gestundet, 
niedergeschlagen oder erlassen werden. 
 

§ 5 
Zurücknahme von Anträgen 

 
Bei Zurücknahme eines auf Benutzung der Friedhofseinrichtungen gerichteten Antrages 
verringern sich die Gebühren entsprechend dem Umfang der erbrachten Leistungen bzw. 
der Inanspruchnahme der Einrichtungen. 
 

§ 6 
Sonderleistungen 

 
Soweit im Einzelfall Leistungen erbracht werden, die über diejenigen des Gebührentarifs 
hinausgehen, werden die tatsächlich entstandenen Kosten berechnet. 
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Gebührentarif zur Friedhofsgebührensatzung der Stadt Willich: 
 
1. Leichenhalle  
1.1 Unterbringung einer verstorbenen Person in einer Lei-

chenzelle 
153,00 € 

1.2 Unterbringung einer Urne im Urnenschrank 50,00 € 
1.3 Benutzung des Kapellenraumes 347,00 € 
1.35 Teilnutzung des Kapellenraumes 112,00 € 
1.36 Nutzung der Totenglocke 25,00 € 
1.4 Benutzung des Sezierraumes für rituelle Waschungen 153,00 € 
   
2. Bestattungspauschale *  
2.1 Für die Bestattung einer/eines Erwachsenen oder eines 

Kindes vom 5. Lebensjahr 
 

2.11 in einer Wahlgrabstätte 515,00 € 
2.12 
2.12.1 

in einem Reihengrab Typ 1  
in einem Reihengrab Typ 1 (Erstbeisetzung) 

515,00 € 
515,00 € 

2.12.2 in einem Reihengrab Typ 1 (Zweitbeisetzung) 515,00 € 
2.13 in einem Tiefengrab (Erstbeisetzung) 688,00 € 
2.14 in einem Tiefengrab (Zweitbeisetzung) 515,00 € 
2.15 in einem Reihengrab Typ 2 515,00 € 
2.16 in einem Reihengrab Typ 3 515,00 € 
   
2.2 Für die Bestattung eines Kindes bis zu 5 Jahren  
2.21 in einer Wahlgrabstätte 218,00 € 
2.22 in einem Reihengrab 218,00 € 
2.23 in einem Tiefengrab (Erstbeisetzung) 688,00 € 
2.24 in einem Tiefengrab (Zweitbeisetzung) 218,00 € 
2.25 in dem Sammelgrab (Leibesfrüchte, Totgeburten) 218,00 € 
   
2.3 für Aschenbeisetzungen  
2.31 in einer Wahlgrabstätte 214,00 € 
2.32 in einer anonymen Urnengrabstätte 214,00 € 
2.33 in einem Urnenreihengrab 214,00 € 
2.34 in einem Sammelgrab (teilanonym) 208,00 € 
2.35 in einem Kolumbarium 562,00 € 
2.36 in einer anonymen Urnengemeinschaftsgrabanlage 

 (8 Urnen) 
542,00 € 

   
   
2.40 für anonyme Erdbestattungen (Typ 5) 356,00 € 
2.41 für teilanonyme Erdbestattungen (Sammelgrab Typ 4) 356,00 € 
   
 * Die Bestattungspauschale unter Zif. 2ff. beinhaltet:   
 a) Aushebung und Verfüllen des Grabes,  
 b) Benutzung, soweit erforderlich, eines Bahr- und   
    Kranzwagens sowie eines Sargversenkungsapparates,   
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 c)Auswerfen des Grabes mit Grabmatten, Abdecken    
des Erdhügels mit Grabmatten 

 

   
   
3. Umbettungs- und Ausgrabungsgebühren  
3.1 Umbettung auf dem Friedhof bei Erwachsenen und Kin-

dern vom 5. Lebensjahr an 
 

3.11 aus einer Wahlgrabstätte in eine Wahlgrabstätte 1.361,00 € 
3.12 aus einem Reihengrab in eine Wahlgrabstätte 1.361,00 € 
3.13 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) in eine Wahl-

grabstätte 
 

1.476,00 € 
3.14 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) in eine 

Wahlgrabstätte 
 

1.361,00 € 
3.15 aus einer Wahlgrabstätte oder einem Reihengrab in ein 

Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 
 

1.588,00 € 
   
3.2 Umbettung auf dem Friedhof bei Kindern bis zu 5 Jahren  
3.21 aus einer Wahlgrabstätte in eine Wahlgrabstätte 732,00 € 
3.22 aus einem Reihengrab in eine Wahlgrabstätte 732,00 € 
3.23 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) in eine Wahl-

grabstätte 
 

1.476,00 € 
3.24 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) in eine 

Wahlgrabstätte 
 

732,00 € 
3.25 aus einer Wahlgrabstätte oder einem Reihengrab in ein 

Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 
 

1.252,00 € 
   
3.3 Umbettung einer Urne  
3.31 aus einer Wahlgrabstätte 383,00 € 
3.32 aus einer anonymen Reihengrabstätte 383,00 € 
   
3.4 Ausgrabung zur Überführung bei Erwachsenen und Kin-

dern vom 5. Lebensjahr an 
 

3.41 aus einer Wahlgrabstätte 888,00 € 
3.42 aus einem Reihengrab 888,00 € 
3.43 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 1.002,00 € 
3.44 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) 888,00 € 
   
3.5 Ausgrabung zur Überführung bei Kindern bis zu 5 Jahren  
3.51 aus einer Wahlgrabstätte 541,00 € 
3.52 aus einem Reihengrab 541,00 € 
3.53 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 1.002,00 € 
3.54 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) 541,00 € 
   
3.6 Ausgrabung einer Urne  
3.61 aus einer Wahlgrabstätte 197,00 € 
3.62 aus einer anonymen Reihengrabstätte 197,00 € 
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3.7 Entschädigungspauschalen für Ausgrabung und Umbet-
tungen (außer für Urnen) 

 

3.71 bei Ausgraben sowie Umbettungen mit Beisetzung in ei-
ner neuen Grabstätte 

 
450,00 € 

 zu den entsprechenden Gebührenpositionen  
3.11-3.15, 3.21-3.25, 3.41-3.44 und 3.51-3.54 

 

3.72 für Umbettungen innerhalb einer Grabstätte (Tieferle-
gung) 

 

 bei 0 – 20jähriger Liegezeit 300,00 € 
 bei 21 – 30jähriger Liegezeit 150,00 € 
 zu den entsprechenden Gebührenpositionen 

3.11-3.15, 3.21-3.25 
 

   
4. Einfassungen  
4.1 Werden bei Wahlgrabstätten Grüneinfassungen ange-

legt, so betragen die Kosten einschließlich der Unterhal-
tung für die 30jährige Nutzungsdauer 

 
 
 

4.11 bei seitlicher Grüneinfassung bei ein- und mehr-stelli-
gen Grabstätten 

 
896,00 € 

4.2 Werden bei Wahlgrabstätten Steineinfassungen ange-
legt, so betragen die einmaligen Kosten 

 

4.21 
 
4.21.1 

bei seitlicher Einfassung bei ein- und mehrstelligen 
Grabstätten 
bei seitlicher Einfassung von Urnengräbern 

 
466,00 € 
201,00 € 

4.22 bei wegseitiger Steineinfassung je Stelle 165,00 € 
   
4.3 Eingrünung von Urnengräbern 409,00 € 
4.40 Begrünung und Pflege von anonymen Reihengrab-stät-

ten Typ 4 und Typ 5 
 

105,00 € 
4.41 Begrünung und Pflege von Reihengrabstätten Typ 2 und 

Typ 3 
55,00 € 

4.42 Begrünung von teilanoymen und anonymen Urnengrä-
bern 

55,00 € 

4.43 Begrünung und Pflege von pflegefreien Urnengräbern                        232,00 € 
4.44 Begrünung und Pflege von pflegefreien Wahlgrabstät-

ten 
604,00 € 

4.45 Pflege von Gräbern vor Ablauf der Ruhezeit 103,00 €/Jahr 
4.451 Herrichten des Grabes einschl. Rasensaat 62,00 € 
4.46 Pflege von Urnengräbern vor Ablauf der Ruhezeit 33,00 €/Jahr 
4.461 Herrichten des Urnengrabes einschl. Rasensaat 20,00 € 
   
   
5. Genehmigungen  
5.1 Die Gebühr für die Genehmigung zur Errichtung von 

Grabdenkmälern, Gedenkplatten und dergl. beträgt in 
Feldern mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift 

 

5.11 bei aufrecht stehenden Grabmalen 126,00 € 
5.12 bei Liegeplatten 22,00 € 
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5.2 bei Wahlgrabstätten in Feldern mit allg.  Gestaltungs-

vorschrift bei entsprechend statischem Nachweis 
 

5.21 bei aufrecht stehenden Grabmalen 126,00 € 
5.22 bei Liegeplatten 22,00 € 
   
5.3 Die Gebühr für die Genehmigung von Steineinfassun-

gen beträgt bei 
 

5.31 Steineinfassung in Feldern mit zusätzl. Gestaltungsvor-
schrift 

90,00 € 

5.32 Steineinfassung in Feldern allg. Gestaltungsvorschrift 90,00 € 
5.33 Grababdeckplatten aus Stein bei Wahlgrabstätten in 

Feldern mit allg. Gestaltungsvorschrift 
171,00 € 

   
5.4 Abbau und Entfernung von Grabmalen und sonstigen 

baulichen Anlagen 
 

190,00 € 
5.5 Abbau und Entfernung von Liegeplatten bis 0,3 qm 

ohne Fundamente 
 

82,00 € 
   
6. Verleihung von Nutzungsrechten  
6.10 Kindergrab mit allg. Gestaltungsvorschrift für die Dauer 

von 20 Jahren 
 

77,00 € 
6.11 Sammelgrab für Leibesfrüchte und Totgeburten 0,00 € 
6.20 
 
6.20.1 
6.20.2 

Reihengrab mit allg. Gestaltungsvorschrift für die Dauer 
von 30 Jahren (Typ 1)  
Reihengrab Typ 1 (Erstbeisetzung) 
Reihengrab Typ 1 (Zweitbeisetzung) 

 
1.220,00 € 
1.220,00 € 
1.140,00 € 

6.21 Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren (Typ 2) 695,00 € 
6.23 Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren (Typ 3) 695,00 € 
6.31 Anonymes Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren (Typ 

5) 
780,00 € 

6.32 Reihengrab Typ 4 (teilanonym-Sammelgrab) 900,00 € 
6.33 Pflegefreie Wahlgrabstätte 1.380,00 € 
6.331 für jede weitere Stelle 1.380,00 € 
   
6.4 Wahlgrabstätten mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift für 

die Dauer von 30 Jahren 
 
 

6.41 1-stellig 1.581,00 € 
6.42 2-stellig 3.162,00 € 
6.43 für jede weitere Stelle 1.581,00 € 
   
6.5 Wahlgrabstätten mit allg. Gestaltungsvorschrift für die 

Dauer von 30 Jahren 
 

6.51 1-stellig 2.582,00 € 
6.52 2-stellig 5.164,00 € 
6.53 für jede weitere Stelle 2.582,00 € 
   
6.6 Tiefengrabstätten mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift für  
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die Dauer von 30 Jahren 
6.61 1-stellig je Doppelbelegung 1.581,00 € 
6.62 2-stellig je Doppelbelegung 3.162,00 € 
6.63 für jede weitere Stelle 1.581,00 € 
   
6.7 Tiefengrabstätten mit allg. Gestaltungsvorschrift für die 

Dauer von 30 Jahren 
 

6.71 1-stellig je Doppelbelegung 2.582,00 € 
   
6.8 Urnengrabstätten für die Dauer von 20 Jahren  
6.81 anonyme Urnengrabstätte 730,00 € 
6.82 Urnenwahlgrabstätte mit zusätzl. Gestaltungsvor-

schrift,  4-stellig 
1.631,00 € 

6.83 Urnenwahlgrabstätte mit allg. Gestaltungsvorschrift,  
4-stellig 

 
2.081,00 € 

6.84 Urnenreihengrab 940,00 € 
6.85 Urnengrab teilanonym (Sammelgrab) 820,00 € 
6.86 Pflegefreies Urnengrab 1.330,00€ 
6.861 für jede weitere Stelle 1.330,00€ 
6.87 Kolumbarium 1.480,00 € 
6.88 Anonyme Urnengemeinschaftsgrabstätten (8 Urnen) 2.400,00 € 

 
 
7.    Verlängerung von Nutzungsrechten 
7.1 Bei Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an Grabstätten für Erdbestattungen um weitere 30 

Jahre sind die vollen Gebühren nach der jeweils gültigen Gebührensatzung zum Zeitpunkt des 
Ablaufes der Nutzungsfrist zu zahlen. 

 
7.2 Für Urnenwahlgrabstätten und Kolumbarien gilt 7.1 entsprechend, jedoch mit einer Nutzungs-

frist von 20 Jahren. 
 
7.3 Für Kindergrabstätten gem. Zif. 2.21. bis 2.24 bis zum 5. Lebensjahr wird für die Verlängerung 

des Nutzungsrechtes die Gebühr der Zif. 6.84 zugrunde gelegt.  
  
7.4 Zur Wahrung der Ruhefrist von 30 bzw. 20 Jahren ist bei Bestattungen, bei denen die restliche 

Nutzungsfrist weniger als 30 Jahre bzw. 20 Jahre beträgt, für jedes fehlende volle Jahr 1/30 bzw. 
1/20 der Gebühren von 6.1 bis 6.71 und 4.1 bis 4.41 zu zahlen.  

 

7.5 Für die Bereithaltung der noch vorhandenen, reservierten Reihengräber oder Kolumbarien sind 
entsprechend die Gebühren für den Erwerb eines Reihengrabes oder Kolumbarium zu zahlen.  

 
8. Sonstige Leistungen 

 

8.1 Gemäß der Friedhofssatzung sind Kosten, die eine nutzungsberechtigte Person wegen unter-
lassener eigener Leistungen zu erstatten hat, diesem aufzuerlegen. Diese Kosten werden nach 
dem tatsächlichen Zeitaufwand ermittelt. Zu erstatten sind für jede angefangene Stunde  
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 a) eines Friedhofsarbeiters  59,61 € 
 b) des Friedhofsbaggers   46,56 € 
     

Alle sonstigen Leistungen wie Entsorgungskosten für Abfälle etc. sind in Höhe der tatsächlich 
entstandenen Kosten zu erstatten.  

 
8.2 Für Bestattungen an Samstagen fallen folgende zusätzliche Kosten an: 

 

 a) Erdbestattung   277,00 € 

 b) Urnenbestattungen  115,00 €. 

 

II. 
 
 § 7 Rechtsmittel –entfällt- 
 
 

III. 
 

 § 8 - Schlußbestimmungen - erhält folgende Fassung: 
 
 Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Willich, den 21.12.2021 
 
gez. 

(Pakusch) 
Bürgermeister  
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Sonstige 
 

750/2021 Jahresabschluss 2020 der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Ge-

nossenschaft 

 

 
 

Bekanntmachung 
h i e r: des Jahresabschlusses 2020 
der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft 
 
Die Genossenschaftsversammlung der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft hat 
am 02. Dezember 2021 den testierten Jahresabschluss 2020 festgestellt. 

Der Jahresabschluss wird gemäß § 33 LINEGG i. V. m. § 16 der Satzung der LINEG durch Veröffentli-
chung im Internet (www.lineg.de) öffentlich bekannt gemacht.  

Die bekannt gemachten Dokumente können zudem während der Dienstzeiten bei der Linksnieder-
rheinischen Entwässerungs-Genossenschaft, Friedrich-Heinrich-Allee 64, 47475 Kamp-Lintfort ein-
gesehen werden. 

 
Kamp-Lintfort, den 02. Dezember 2021 
 
 
 
Der Vorstand 
gez. Dipl.-Ing. Karl-Heinz Brandt, Ass. d. Markscheidefachs 

  

http://www.lineg.de/
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751/2021 Gemeindewerke Brüggen GmbH: Allgemeine Tarife für die Versorgung 

mit Wasser 

 

 
 
 

Bekanntmachung 

der 

Gemeindewerke Brüggen GmbH 
Holtweg 60, 41379 Brüggen 

Tel. 02157/87367-0 
 

 
 

Allgemeine Tarife 
für die Versorgung mit Wasser 

 
 

Anlage 2 
 

zur Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
(AVBWasserV) vom 20.06.1980 

 

- Neufassung - 

Beschlossen in der Sitzung des Aufsichtsrates am 08.12.2021 
 
 

Gültig ab 01. Januar 2022 
 
 
 

1. Wasserpreis 
 
 Der Wasserpreis setzt sich zusammen aus: 

 1. Grundpreis für die Bereitstellung der Anlagen 

 2. Verbrauchspreis (Arbeitspreis) für das abgenommene Wasser. 
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1.1 Wassergrundpreis 
 
 Der Grundpreis beträgt 
 
 a) für die erste Wohn- oder gleichwertige Wirtschaftseinheit   8,00 €/Monat 
 
 b) für jede weitere Wohn- oder gleichwertige Wirtschaftseinheit  6,00 €/Monat 
 
 c) bei Gewerbebetrieben und Nichtwohngebäuden für  
   
  ca) Wasserzähler Qn 2,5(alt 3/5 m³)    8,00 €/Monat 

 für jede weitere hier angeschlossene Wohn-/ 
  Wirtschaftseinheit im Sinne von Buch- 
  stabe b) zusätzlich    6,00 €/Monat 

  cb) Wasserzähler Qn 6 (alt 7/10 m³)   9,81 €/Monat 

  cc)  Wasserzähler Qn 10 (alt 20 m³) 11,66 €/Monat 

  cd) Wasserzähler Qn 15 (alt DN 50) 31,35 €/Monat 

  ce) Wasserzähler Qn 40 (alt DN 80) 36,89 €/Monat 

  cf)  Wasserzähler Qn 60 (alt DN 100) 43,65 €/Monat 

  cg) Wasserzähler Qn 150 (alt DN 150) 62,72 €/Monat 

 
Wohneinheiten sind alle Wohnungen ohne Rücksicht auf die Zahl der Räume. 
 
Gleichwertige Wirtschaftseinheiten sind solche, die hinsichtlich des Wasserverbrauchs 
Wohneinheiten gleichgestellt werden können (Ladengeschäfte, Werkstätten, Büros, Praxen, 
landwirtschaftliche Betriebe, Schwimmbäder, Schulen u. ä.). 
 
Bei der Berechnung des Grundpreises wird der Monat, in dem der Wasserzähler erstmalig einge-
baut oder endgültig ausgebaut wird, jeweils als voller Monat gerechnet. 

 
 

Wird die Wasserbereitstellung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwendi-
ger Arbeiten oder aus anderen Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so wird für die 
Zeit der Unterbrechung abgerundet auf volle Monate kein Grundpreis berechnet.  
 
 

1.2 Wasserverbrauchspreis  
 
 Der Verbrauchspreis beträgt      1,33 €/m³. 
 
 
2. Baukostenzuschuss 
 
 Der Baukostenzuschuss bemisst sich nach den Kosten, die dem jeweiligen Versorgungsbereich 

zuzuordnen sind. 
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Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die in der Zeit vom 01.01.1983 bis zum 
31.12.1990 errichtet worden ist, so beträgt der Baukostenzuschuss € 0,66 je m² zu berücksichti-
gender Grundstücksfläche.  
Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor dem 01.01.1983 errichtet wor-
den oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, so beträgt der Bau-
kostenzuschuss € 12,78 je m Frontlänge. 

 
 
3. Umsatzsteuer 
 
 Die genannten Preise sind Nettopreise. Die jeweils geltende gesetzliche Umsatzsteuer wird ge-

sondert in Rechnung gestellt. 
 
 
4. Gültigkeit 
 
 Die genannten Preise gelten ab dem 01. Januar 2022 
 
 Die bisher festgesetzten Allgemeinen Tarife in der ab 01. Januar 2020 geltenden Fassung treten 

damit gleichzeitig außer Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Neufassung der Allgemeinen Tarife der Gemeindewerke Brüggen GmbH - Anlage 2 
zur Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 
20. Juni 1980 - wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Brüggen, den 08. Dezember 2021 
 
Gemeindewerke Brüggen GmbH 
 
 
 
Lottmann    Jäger 
Geschäftsführer   Geschäftsführer 
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752/2021 Satzung der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts 

über die Höhe der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung 

vom 15.12.2021 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 114 a Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Kraft getreten am 1. Oktober 2020 und am 1. November 
2020 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 3 der Unternehmenssatzung für die Anstalt des 
öffentlichen Rechts „Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 15.12.2010 (veröffent-
licht im Amtsblatt des Kreises Viersen vom 23.12.2010), in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 
12.12.2019 (veröffentlicht im Amtsblatt des Kreises Viersen vom 19.12.2019), sowie der §§ 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW.S.712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in Kraft ge-
treten am 1. Januar 2020 und der §§ 2 und 9 ff. des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18.01.2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. August 2018 
(BGBl. I S. 1327) und der §§ 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54 und 98 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW.S.926/SGV NRW 77)), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Mai 2021 
(GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in Kraft getreten am 18. Mai 2021 und 1. Oktober 2021 und der Satzung 
der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts über die Beseitigung von Abwasser, die Erhe-
bung von Abwassergebühren, den Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse und die Entsorgung des 
Inhaltes von Grundstücksentwässerunganlagen –Abwasserbeseitigungsssatzung/Abws - vom 
18. März 2015 in Fassung der 2. Änderungssatzung vom 12. Dezember 2019 (veröffentlich im Amts-
blatt des Kreises Viersen vom 19. Dezember 2019) hat der Verwaltungsrat der Schwalmtalwerke An-
stalt des öffentlichen Rechts (AöR) in seiner Sitzung am 07.12.2021 folgende Satzung über die Höhe 
der Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung beschlossen:  
 

§ 1 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Schmutzwasser beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2022 3,20 Euro. 
 
 

§ 2 
 
Die Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je qm 
 
- für das Kalenderjahr 2022 1,82 Euro. 
 
 

§ 3 
 

Die Gebühr für die Entsorgung von Abwasser aus wasserdichten (abflusslosen) Gruben beträgt je cbm 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18770&vd_back=N916&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18203&vd_back=N1029&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18493&vd_back=N376&sg=0&menu=1
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- für das Kalenderjahr 2022 13,12 Euro. 
 
 

§ 4 
 

Die Gebühr für die Entsorgung von Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen beträgt je cbm 
 
- für das Kalenderjahr 2022 32,77 Euro. 
 
 

§ 5 
 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.Januar 2022 in Kraft. 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
HINWEIS 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Schwalmtalwerke AöR vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Schwalmtal, den 15.12.2021 
 
                          
                          gez. 
           -  Andreas Gisbertz -  
Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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753/2021 Satzung der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts über die 

Erhebung von Gebühren für die Gewässerunterhaltung vom 15. Dezember 2021 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 

14. Juli 1994 (GV. NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 

(GV. NRW, S. 916) in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes 

des Bundes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Au-

gust 2021 (BGBl. I S. 3901), in der jeweils geltenden Fassung, der §§ 62 bis 65 des Landeswasserge-

setzes NRW (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 

Änderung des Landeswasserrechts vom 04. Mai 2021 (GV. NRW S. 560 ff., ber. GV. NRW. S. 718), in 

der jeweils geltenden Fassung, sowie der §§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in der jeweils geltenden Fassung hat der 

Verwaltungsrat der Schwalmtalwerke Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) in seiner Sitzung am 07. De-

zember 2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern 

 

(1) Der Gemeinde Schwalmtal und der Schwalmtalwerke AöR werden für die Unterhaltung der Ge-

wässer 2. Ordnung und der sonstigen Gewässer durch den Schwalmverband, den Niersverband 

und den Netteverband gemäß § 62 Abs. 3 LWG NRW i.V.m. § 64 Abs. 2 LWG NRW Verbandsbei-

träge auferlegt. 

 

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 WHG: 

 

- die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses 

(§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG), 

- die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortgerech-

ten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasserabfluss (§ 39 Abs. 1 Nr. 2 WHG), 

- die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern mit Ausnahme der besonderen Zufahr-

ten zu Häfen und Schifffahrtsanlegestellen (§ 39 Abs. 1 Nr. 3 WHG), 

- die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, insbesondere als 

Lebensraum von wildlebenden Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 Nr. 4 WHG), 

- die Erhaltung des Gewässers in einem Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder Rückhaltung 

von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen ent-

spricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG). 

 

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 1 WHG muss die Gewässerunterhaltung sich an den Bewirtschaftungszie-

len nach Maßgabe der §§ 27 bis 31 WHG ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht 

gefährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 2 Satz 2 WHG den Anforderungen 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10882&val=10882&seite=90&sg=0&menu=1
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entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG an die Gewässerunterhaltung gestellt 

sind.  

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 WHG ist bei der Gewässerunterhaltung der Erhaltung der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erholungswert der Gewässer-

landschaft sind zu berücksichtigen. 

 

(3) Gemäß § 61 Satz 1 LWG NRW erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen, fließenden Ge-

wässers auf das Gewässerbett und auf die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach § 61 Satz 2 LWG 

NRW auch die Freihaltung, Reinigung und Räumung des Gewässerbettes und der Ufer von Unrat, 

soweit es dem Umfang nach geboten ist. 

 

§ 2 Umlage des Unterhaltungsaufwandes 

 

(1) Die Schwalmtalwerke AöR legt die Verbandsbeiträge für die Gewässerunterhaltung gemäß § 64 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 LWG NRW auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet um. Eine 

Umlage des Aufwandes bzw. der Kosten erfolgt auf der Grundlage des § 64 Abs. 1 Satz 4 bis 6 LWG 

NRW nur, soweit der Aufwand bzw. die Kosten nicht durch Anteile der sog. Erschwererinnen oder 

der sog. Erschwerer (§§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 4 LWG NRW) und Finanzierungshilfen des 

Landes (§ 64 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 72 LWG NRW) gedeckt sind. 

 

(2) Die Gewässerunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW zusätzlich: 

 

- die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage, 

- den Aufwand für die Ermittlung der Grundlagen für die Umlage sowie 

- die Kosten für das Gewässerkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG NRW). 

 

§ 3 Erschwererinnen oder Erschwerer 

 

(1) Erschwererinnen und Erschwerer sind nach § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Eigentümerinnen 

oder Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, welche die Unterhaltung über die bloße Beteili-

gung am natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren, d.h. insbesondere bestimmte Hinder-

nisse für den Wasserabfluss schaffen. Hierzu gehören z.B. Gewässerverrohrungen und Brücken-

bauwerke. 

 

(2) Die auf die Erschwererinnen und Erschwerer entfallenden Kosten sowie die anteiligen Personal- 

und Verwaltungskosten bleiben in dieser Satzung unberücksichtigt. 

 

 

§ 4 Gebührenpflichtige im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers 

 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümerinnen oder die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen 

Einzugsgebiet des oder der zu unterhaltenden Gewässer/s, in welchem das Grundstück gelegen ist 
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und die im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Gebührenbescheides im Grundbuch als Grundstücksei-

gentümerin oder als Grundstückseigentümer eingetragen sind.  

Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet sind alle Grundstücke innerhalb eines Bereichs von Was-

serscheiden, von denen aus ein Zufluss des Wassers zu dem oder den zu unterhaltenden Gewäs-

ser/n erfolgen kann.  

Ein Grundstück kann auch zu mehreren seitlichen Einzugsgebieten gehören. Auf den unmittelba-

ren Zufluss zum Gewässer kommt es nicht an. Entscheidend ist allein die Lage des Grundstücks im 

seitlichen Einzugsgebiet des Gewässers. 

 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück. 

 

(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle der Eigentümerin oder 

des Eigentümers die Erbbauberechtigte oder der Erbbauberechtigte (§ 64 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW). 

Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

 

(4) Wird das Eigentum an einem Grundstück übertragen, so ist die bisherige und die neue Eigentü-

merin oder der bisherige und der neue Eigentümer verpflichtet, den Eigentumswechsel der 

Schwalmtalwerke AöR anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige, so haften die bisherige und die neue 

Eigentümerin oder der bisherige und der neue Eigentümer so lange als Gesamtschuldner für die 

seit dem Eigentumswechsel entstandenen Gebühren, bis die für die Veranlagung zuständige Stelle 

von dem Eigentumswechsel Kenntnis erhält. 

 

§ 5 Gebührenmaßstab 

 

(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW pro Quadratmeter Grundstücksfläche. 

Dabei werden die Kosten zur Erfüllung der Pflicht zur Gewässerunterhaltung (§ 1 dieser Satzung) 

gemäß § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW zu 90 % auf die befestigten Flächen und zu 10 % auf die übrigen 

(= unbefestigten) Flächen umgelegt, die sich auf Grundstücken befinden, die im seitlichen Einzugs-

gebiet des oder der zu unterhaltenden Gewässer/s liegen. 

 

(2) Befestigte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf denen bauliche 

Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss abweichende Befestigungen 

des Bodens vorzufinden sind, die eine unveränderte, natürliche Versickerung des Wassers aus Nie-

derschlägen über die originäre, natürliche Bodenfläche nicht mehr ermöglichen. Befestigte Flä-

chen sind somit solche Flächen, die keine originäre, natürliche Bodenbeschaffenheit mehr aufwei-

sen. Hierzu gehören insbesondere die mit Gebäuden oder sonstigen Überdachungen überbauten 

Flächen sowie die Befestigung von Flächen durch Beton, Asphalt, Schotter, Kies, Sand oder ähnli-

che Materialien, so dass diese keine originäre (unveränderte), natürliche Bodenbeschaffenheit wie 

etwa Acker, Wiese, Wald, Blumenbeete und Rasen mehr aufweisen. 

 

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unbefestigten Flächen, die eine 

originäre und damit unveränderte natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehören ins-

besondere Rasenflächen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, Weiden und Waldflächen. 
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(4) Die Schwalmtalwerke AöR erstellt durch eine Überfliegung des Gemeindegebietes Luftbilder von 

den Grundstücken oder nutzt die Luftbilder aus der regelmäßigen Landesbefliegung durch das 

Land Nordrhein-Westfalen. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lageplan zur Befragung 

der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die 

befestigten und die übrigen (= unbefestigten) Flächen ergeben.  

Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem zeichneri-

schen Lageplan Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die 

Schwalmtalwerke AöR zutreffend ermittelt worden sind (Mitwirkungspflicht). Soweit erforderlich, 

kann die Schwalmtalwerke AöR die Vorlage weiterer Unterlagen einfordern. Kommt die Grund-

stückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder 

liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen der Grundstückseigentümerin o-

der des Grundstückseigentümers vor, wird die befestigte und die übrige (= unbefestigte) Fläche 

von der Schwalmtalwerke AöR geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennut-

zung erfolgt zur verursachergerechten Abrechnung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß 

§ 64 Abs. 1 LWG NRW und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung dieser Gebühr. Insoweit hat 

die Grundstückeigentümerin oder der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldnerin oder als 

Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbe-

stimmung zu dulden. 

 

(5) Ändert sich die befestigte oder die übrige, unbefestigte Fläche des Grundstücks, so hat die oder 

der Gebührenpflichtige die Größe der neuen Flächen binnen eines Monats nach Änderung anzu-

zeigen. Abs. 4 gilt entsprechend. 

 

§ 6 Gebührensatz 

 

(1) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverbands 

Schwalmverband liegen, beträgt: 

 

- für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,3176 € 

- für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,0009 € 

 

(2) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverbands 

Netteverband liegen, beträgt: 

 

- für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,7750 € 

- für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,0007 € 

 

(3) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverbands Niers-

verband liegen, beträgt: 

 

- für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,2977 € 

- für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,0003 € 
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(4) Das Gebiet der jeweiligen Gewässerverbände kann der dieser Satzung als Anlage beigefügten 

Karte entnommen werden und in größerer Auflösung auf der Homepage der Schwalmtalwerke 

AöR eingesehen werden. 

 

§ 7 Fälligkeit 

 

(1) Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr durch Gebührenbescheid festgesetzt. Der Bescheid 

kann mit einem anderen Abgabenbescheid verbunden sein. 

 

(2) Die Gebühren werden in der Regel vierteljährlich jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 

15. November mit je einem Viertel des festgesetzten Jahresbetrags fällig. Die Schwalmtalwerke 

AöR ist berechtigt, im Einzelfall abweichende Fälligkeiten durch 

Gebührenbescheid festzusetzen. 

 

 

§ 8 Mitwirkungspflicht, Betretungsrecht 

 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Erhebung der Gebühr erforderlichen Auskünfte wahr-

heitsgemäß und vollständig zu erteilen. 

 

(2) Die Gebührenpflichtigen haben zu dulden, dass Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter oder Beauf-

tragte der Schwalmtalwerke AöR mit Berechtigungsausweis die Grundstücke betreten, um die Be-

messungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

 

a) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 5 Abs. 4 ihren oder seinen 

Mitteilungspflichten nicht nachkommt oder entgegen § 5 Veränderungen hinsichtlich der Zu-

ordnung von Flächen zu den einzelnen Flächenarten nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

b) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 1 die zur Erhebung der 

Gebühren erforderlichen Auskünfte nicht wahrheitsgemäß und vollständig erteilt, 

c) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 2 Mitarbeiterinnen o-

der Mitarbeiter oder Beauftragte der Schwalmtalwerke AöR daran hindert, das Grundstück zu 

betreten, um Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 1.000,- € geahndet werden. 
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§ 10 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Die bisherige Satzung der Schwalmtalwerke Anstalt des 

öffentlichen Rechts über die Erhebung von Gebühren für die Gewässerunterhaltung vom 08. Dezem-

ber 2009 in Fassung der 11. Änderungssatzung vom 15.12.2020 tritt am 01.01.2022 außer Kraft. 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
HINWEIS 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen vorstehender Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Schwalmtalwerke AöR vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Schwalmtal, den 15.12.2021 
                      
 
                          gez. 
           -  Andreas Gisbertz -  
Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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754/2021 Anlage 2 der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

zur Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-

WasserV) vom 20. Juni 1980, BGBl. I 1980, S. 750 

 
Allgemeine Tarife für die Wasserversorgung von Tarifkunden aus dem Wasserversorgungsnetz der 
Schwalmtalwerke AöR 
 

§ 1 
Grundpreis 

(1) Der Abnehmer ist verpflichtet, ohne Rücksicht auf die abgenommene Wassermenge für die von 
der Schwalmtalwerke AöR zur Verfügung gestellten Wassermesser folgende Grundpreise zu 
zahlen: 

Mechanische Zähler: 

Wassermesser Qn 2,5 12,60 € mtl. 
Wassermesser Q3=4  12,60 € mtl. 
Wassermesser Qn 6 50,40 € mtl. 
Wassermesser Q3=10 50,40 € mtl. 
Wassermesser Q3=16 80,64 € mtl. 
Wassermesser Qn 40 184,93 € mtl. 
Wassermesser Qn 60 221,92 € mtl. 
 
Ultraschallzähler: 
Wassermesser Q3=2,5  12,60 € mtl. 
Wassermesser Q3=6,3  31,75 € mtl. 
Wassermesser Q3=10 50,40 € mtl. 
Wassermesser Q3=16 80,64 € mtl. 
Wassermesser Q3=40  154,11 € mtl. 
Wassermesser Q3=63 184,93 € mtl. 
Wassermesser Q3=100 221,92 € mtl. 
 
Verbundzähler: 
Wassermesser Qn 15 mit Qn 2,5 93,24 € mtl. 
Wassermesser Qn 40 mit Qn 2,5 214,20 € mtl. 
Wassermesser Qn 60 mit Qn 2,5 330,12 € mtl. 

 
 (2) Bei der Berechnung des Grundpreises wird der Monat, in dem der Wasserzähler erstmalig ein-

gebaut oder endgültig ausgebaut wird, als voller Monat gerechnet. Wird die Wasserbereitstel-
lung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten, oder aus an-
deren Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so wird für jeden vollen Monat der Un-
terbrechung kein Grundpreis erhoben. 

 
§ 2 

Arbeitspreis 

Der Arbeitspreis wird nach der Menge des bezogenen Wassers berechnet. Berechnungseinheit ist der 
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Kubikmeter Wasser. Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler gemessen. Die so ermittelte 
Wassermenge wird auch dann der Gebührenrechnung zugrunde gelegt, wenn sie ungenutzt, z.B. 
durch Rohrbruch oder offenstehende Zapfstellen hinter dem Wasserzähler verlorengegangen ist.  
Der Arbeitspreis beträgt 1,50 € je Kubikmeter Wasser.  
 

§ 3 
Wasserverbrauch auf Friedhöfen 

Der Wasserverbrauch auf den Friedhöfen bemisst sich, soweit kein Wasserzähler vorhanden, nach 
der Größe des Friedhofes. Für je 10 volle qm Friedhofsfläche wird ein Verbrauch von 0,10 cbm Wasser 
jährlich berechnet. 
 
 

§ 4 
Wasserabgabe aus öffentlichen Hydranten 

Für den Bezug von Wasser aus öffentlichen Hydranten über Standrohrzähler werden berechnet: 
 

Arbeitspreis 1,50 €/cbm 

Mietpreis für Standrohrzähler 2,00 €/Tag 

Kautionssumme für Standrohrzähler 500,00 € 
 

 
 

§ 5 
Umsatzsteuer 

Die aufgeführten Preise sind Nettopreise. Die jeweils gültige gesetzliche Mehrwertsteuer in der ge-
setzlichen Höhe wird, mit Ausnahme der Kaution für Standrohre, zusätzlich in Rechnung gestellt. 
 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

Die vorstehenden allgemeinen Tarife treten mit Wirkung vom 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die bisher gültige Anlage 2 der Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) zur Verord-
nung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) außer Kraft. 
 
Schwalmtal, den 09.12.2021 
 
Schwalmtalwerke 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
 
 
                gez.  
        - Dirk Lankes - 
            Vorstand 
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